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VORREDE. 



Als ich^ betraut mit der Abfassung einer Geschichte des 
ToleranzpatenteS; der Jubelfestgabe des k. k. evangelischen 
Oberkirchenrathes an seine Gemeinden^ die einschlägige Lite- 
ratur zur Hand nahm, fand es sich, dass nur die Historiker 
über Walch's 1783 erschienene Darstellung hinausgekommen 
waren, denen archivalische Quellen sich erschlossen hatten, wie 
G. Wolf für die Vorgeschichte, Meynert für die Geschichte 
des Toleranzpatentes. Beiden stand das Hofkanzlei-Ärchiv zur 
Verfügung. Dieses jedoch ist nicht ausreichend, weil die eigent- 
liche Werkstätte, aus welcher das Toleranzpatent und die ihm 
folgenden Edicte. hervorgingen, nicht die böhmisch-österreichische 
Hof kanzlei, sondern der Staatsrath war. Das Archiv des Staats- 
rathes ist bereits vom Freiherrn v. Hock benutzt worden, aber 
gerade in dem das Toleranzpatent betreffenden Theile ungenau 
und mit zu wenig Sachkunde, also dass, von Unrichtigkeiten 
abgesehen, die aphoristischen Aufhellungen, die er giebt, vielfach 
wieder zu Räthseln werden. So begreift man nach v. Hock's 
Darstellung z. B. nicht, wie das (nach Meynert angeblich 
aus Linz datirte) Toleranzpatent vom 13. October vom Staats- 
rathe am 20. October „neuerdings geprüft" und an dasselbe 
„die letzte Feile angelegt" werden konnte. Bei eigener Durch- 
forschung der genannten Archive sind die dunklen Punkte ver- 
seh wunden. 

Für die Geschichte des Toleranzpatehtes in den einzelnen 
Kronländern boten, wo gedrückte Quellen fehlten, die Archive 
der k.k. Landesregierungen fast überall die erwünschte Ergän- 



zuDg. Für den zweiten Absehoitt ist vornehmlich das Archiv J 
des Oberkirchenrathes ausgebentet, für den dritten die durch ■] 
das Toleranzpatent hervorgerufene Broschüren - Literatur ver- j 
werthet worden. 

Mit solchen Hilfsmitteln iiusgerlistet war ich im ritunde, 
<lie Geschichte des ToleranzpatenteK in bisher nicht erreichter 
Vollständigkeit zu geben. Eine besondere Freude ist es mir, 
diis Toleranzpatent in seinem, soweit meine Literatnrkenntniss 
reicht, noch nicht gedruckten Urtexte, d. h. in der Gestalt, 
welcher dasselbe von Kaiser Joseph sanctionirt, durch diel 
Hofkanzlei an die Länderstellen geleitet wurde, mittheilen zu 1 
künnen. Auch darf ich hoffen, dass die Frage über die GUltigp I 
keit des Toieranzpatentes für Tirol nnnmehr ihre endgültige^ 
LtJBung gefunden hat. 

Ich ergreife gern die Gelegenheit, den hohen Behilrden^l 
die ihre Archive so bereitwillig mir aufgethan haben, und den 1 
Herren Archivaren, deren Gefölligkeit ich ebenso musterhaft j 
fand wie ihre Kenntniss der ihrer Obhut anverti-anten fichäta 
den gebührenden Dank hiermit auszusprechen. 

Und so mögen denn unsere Gemeinden diese Festschrift 
hinnehmen als eine Erinnerung, was Gott der Herr an ihren 
Vätern gethan. Gemeindegliedern, die nicht durch hohe Schulen 
gegangen sind, werden in dem, was ihnen etwa im Ausdruck 1 
unverständlich wäre, ihre Herren Pfarrer gern als gefällige I 
Interpreten zur Seite stehen. 

Dass dieses aus guten Urkunden geschöpfte Büchlein auch 1 
über seine nächste Bestimmung hinans einen Zweck erfülltem 
wäre nicht undenkbar. Doch darfiber steht dasUrtfaeil geschichta-y 1 
kundigen Männern zu. 

Wien, am 15. August I8SI. 

Der Verfasser. 



Wie die Eefonnation des XVI. Jahrhunderts am Katholi- 
cismus, dem römischen und griechischen, nicht spurlos vor- 
übergegangen ist, so hat auch die deutsche Aufklärung des 
XVin. Jahrhunderts einen Strahl hinübergeworfen auf die römi- 
sche Kirche wenigstens diesseits der Berge. Lieder von Geliert 
fanden Aufnahme in katholische Gesangbücher, Priestersemina- 
risten nahmen Jerusalem's Betrachtungen, Less' christliche Moral 
und des Antistes Hess biblische Geschichten zur Hand, über 
Feder's, des Göttingers, Lehrbuch der praktischen Philosophie 
wurden in Wien und am Lyceum zu Linz CoUegia gelesen, 
ZoUikofer galt auch in katholischen Kreisen als Predigermuster, 
und sie erbauten sich an des älteren EosenmüUer Andachts- 
büchem. So trat neben die ultramontane eine milde, freie und 
friedliebende Eichtung, welche, das Eechtthun über das Eecht- 
glauben stellend, in ein brüderliches Verhältniss zu den Pro- 
testanten zu treten suchte, als welche fast alle Dogmen (nur 
anders gestaltet) mit den Katholiken gemein, und keinen Satz 
hätten, der mit der Sittenlehre der Katholiken oder mit den 
Bürgerpflichten eines katholischen Staates unvereinbarlich wäre. 
Der Eefonnation wurde jetzt katholischerseits nachgerühmt, dass 
sie die Wahrheiten des Evangeliums aus dem Mönchswuste und 
dem aristotelischen Wortkram wieder hervorgezogen. Katholische 
Theologen traten als Ireniker auf, welche der protestantischen 
Kirche die Friedenspalme reichten. So schrieb der Trier'sche 
Weihbischof Nicolaus von Hontheim seinen Justinus Febronius 
(1763), diese berühmte Bestreitung des päpstlichen Absolutis- 
mus, aus Eifer, die Protestanten wieder mit der römischen 
Kirche zu vereinigen. Ein Benedictiner zu Donauwerth, Beda 
Mayr, veröffentlichte 1778 einen „Ersten Schritt zur künftigen 
Vereinigung der katholischen und evangelischen Kirche, gewagt 
— fast wird man es nicht glauben — von einem Mönche"? 
worin er sich entschlossen zeigt, selbst die Unfehlbarkeit der 
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Kirche der Union zu opfern. Und der Benedictinerpater war 
nicht der Einzige, der dieses Opfer, welches einer Opferung des 
Katholicismus gleichkam, zu bringen geneigt war, wobei aller- 
dings eine Ableitung der katholischen Dogmen aus höhern, von 
der Kirche unabhängigen Principien als möglich in Aussicht 
genommen wurde. Die persönliche Unfehlbarkeit des Papstes 
konnte ohnehin kein Stein des Anstosses sein, da dieselbe, da- 
mals noch eine blosse Lehrmeinung der Curialisten, auf den 
hohen Schulen Oesterreichs und Frankreichs überdies zu lehren 
verboten war. Selbst ein Exjesuit, Benedict Stattler, damals 
Prokanzler der Universität Ingolstadt, gestand in seiner Demon- 
stratio evangelica (1775), einer Darstellung der Grundverfassung 
der Kirche aus den Grundsätzen des natürlichen Gesellschafts- 
rechts, allen guten Menschen den Himmel, den Protestanten 
den Namen von Christen und Mitbrüdern zu. Die Toleranz, 
welche die Aufklärungszeit als die oberste Tugend pries, wagte 
sich auch mehrfach in die Wirklichkeit. Die Einführung des 
Christenthums in Thüringen feierten zu Altenberga gemeinsam 
der Erfurter Abt Placidus Muth, der reformirte Prediger Wittich 
in Schmalkalden und der lutherische Generalsuperintendent Löffler 
in Gotha. Bei der Einweihung der S3rnagoge zu Seesen erblickte 
man neben dem Oberrabbiner lutherische Superintendenten und 
Prediger, einen reformirten Geistlichen und katholische Priester. 
Eeformirte Prediger hielten an katholischen Gräbern, katholische 
Pfarrer verstorbenen Reformirten rühmende Leichenreden. In 
Würzburg hielten die Mitglieder der katholischen und protestan- 
tischen Facultät gemeinsame Sitzungen, und Dr. Paulus, das 
exegetische Haupt des Rationalismus, las daselbst theologische 
Encyklopädie vor katholischen Hörern. 

Diesem aufgeklärten Katholicismus huldigte der grosse Men- 
schenfreund auf dem Throne Josephus H. tolerans, der ent- 
schlossen war, das Diadem zu zieren mit der Liebe seines Vol- 
kes. Er war, wie sein Vorbild Friedrich ü., für die Freiheit des 
Glaubens und Cultus. Nicht allen Seelen sollte die gleiche 
Marschroute vorgeschrieben, sondern Allen volle Freiheit ein- 
geräumt werden, sich den Weg zur Seligkeit nach Belieben zu 
arrangiren. „Ohne sich", schrieb er am 19 Juni 1777 an seine 
Mutter, „zu dieser Methode (der völligen Freiheit des Glaubens) 
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zu bequemen, wird man nicht mehr Seelen retten, hingegen 
weit mehr nützliche und nothwendige Körper verlieren. Die 
Dinge nur halb thun, stimmt nicht zu meinen Prineipien; man 
bedarf entweder einer völligen Freiheit des Cultus, oder Sie 
müssen Alle aus Ihren Ländern vertreiben können, die nicht 
dasselbe glauben wie Sie, und die nicht die gleiche Form an- 
nehmen, um den gleichen Gott anzubeten und dem gleichen 
Nächsten zu dienen. Wenn man aber, auf dass ihre Seelen nach 
dem Tode nicht verdammt werden, vortreffliche Arbeiter und 
gute Unterthanen während der Zeit ihres Lebens vertreibt und 
sich dadurch aller Vortheile beraubt, die man von ihnen zu 
ziehen vermöchte, welche Macht masst man sich dadurch an? 
Kann man sie so w^eit ausdehnen, dass man über die göttliche 
Barmherzigkeit urtheilen, die Menschen gegen ihren Willen er- 
retten, ihrem Gewissen befehlen will? So lang der Dienst des 
Staates besorgt, das Gesetz der Natur und der Gesellschaft be- 
obachtet wird, so lang Euer höchstes Wesen nicht entehrt, 
sondern respectirt und angebetet wird, was habt ihr zeitliche 
Verwalter Euch in andere Dinge zu mischen? Der heilige Geist 
soll die Herzen erleuchten; Eure Gesetze werden nie etwas 
Anderes erreichen, als seine Wirkungen zu schw^ächen." ^) Ein 
ihm in den Mund gelegtes Gebet „vor Einführung der Toleranz" 
mag, weil ganz im Sinne des Schätzers aller Menschen, hier 
eine Stelle finden. ^) Es lautet : „Ewiges, unbegreifliches Wesen ! 
Du bist ganz Duldung und Liebe. Deine Sonne scheint dem 
Christen wie dem Gottesleugner, Dein ßegen befruchtet die 
Felder des Irrenden, wie jene des Rechtgläubigen, und der Keim 
zu jeder Tugend liegt auch in dem Herzen der Heiden und 
Ketzer. Du lehrst mich also, ewiges Wesen, Duldung und Liebe ; 
lehrest mich, dass Verschiedenheit der Meinungen Dich 'nicht 
abhalten ein wohlthätiger Vater aller Menschen zu sein. Und 
ich. Dein Geschöpf, soll weniger duldend sein? soll nicht zu- 
geben, dass jeder meiner Unterthanen Dich nach seiner Art 
anbete? soll die verfolgen, die anders denken als ich, und 



») A. V. Arneth, Geschichte Maria Theresia's. Bd. IX. (Wien 1879) 
S. 139—44. 

2) Kaiser Joseph's Gebetbuch. Wien 1787. [Auszüglich in F. Gr äf- 
fer 's Josephinische Curiosa (5 B. Wien 1848 — 50), I, 143.] 

1* 
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Irrende durch das Schwert bekehren? Nein, allmächtiges, mit 
Deiner Liebe Alles umfassendes Wesen, dies sei weit von mir! 
Ich will Dir gleichen, so weit ein Geschöpf Dir gleichen kann, 
will duldend sein wie Du. Von nun an sei aller Gewissenszwang 
in meinen Staaten aufgehoben. Wo ist eine Religion, die nicht 
Tugend lieben, nicht das Laster verabscheuen lehrte? Jede sei 
also von mir tolerirt. Jeder bete Dich, ewiges Wesen, nach der 
Art an, die ihm die beste dünkt. Verdienen Irrthümer des Ver- 
standes Verbannung aus der Gesellschaft, und ist Strenge wohl 
das Mittel, die Gemüther zu gewinnen und Irrende zu bekehren? 
Zerrissen seien also von nun an die schändlichen Ketten der 
Intoleranz! Dafür vereinige das süsse Band der Duldung und 
Bruderliebe meine ünterthanen auf immer. Ich weiss, dass ich 
der Schwierigkeiten viele werde zu überwinden haben, und dass 
die meisten von denen kommen, die sich Deine Diener nennen. 
Verlass' mich also nicht in Deiner Macht! Stärke mich mit 
Deiner Liebe, ewiges, unerklärbares Wesen, auf dass ich alle 
diese Hindernisse glücklich übersteige, und dass das Gesetz 
unsers göttlichen Lehrers, welches kein anderes als Duldung 
und Liebe ist, durch mich erfüllet werde. Amen." Wenn aber 
der König der Aufklärung in Berlin der Toleranz in seinen 
Staaten keine Grenze zog, er selbst, der Weltweise von Sans- 
souci, ein Deist, wie der Patriarch von Ferney, und Spötter 
über die Pfaffen, so hat dagegen der Kaiser der Aufklärung 
seine Toleranz auf die Akatholiken (Protestanten und Griechen) 
eingeschränkt,, erklärte Deisten mit Stockschlägen bedroht^), 

*) In dem die böhmischen Deisten oder Abrahamiten (so genannt, 
weil sie sich zum Glanben Abraham^s vor seiner Beschneidang bekannten) 
betreffenden Hofdecrete vom 10. Juni 1783 heisst es: „Wenn sich ein 
Mann,, ein Weib oder wer immer bei einem Ober- oder Kreisamte als Deist, 
Israelit oder sogenannter Lampelbruder meldet, sollen ihm ohne weitere 
Anfrage 24 Prügel oder Karbatschstreiche gegeben und er damit nach Hause 
geschickt werden. Dieses soll so oft wiederholt werden, als er sich neuer- 
dings melden kommt, nicht weil er ein Deist ist, sondern weil er sagt, 
das zu sein, was er nicht weiss, was es ist. Ingleichen ist auch jener, der 
einen Deisten in der Gemeinde nennt oder angiebt. mit 12 Stockstreichen 
zu belegen." Diese Abneigung vor dem Deismus bestinmite auch Kaiser 
Joseph. Moses Mendelssohn's Schriften den Juden nicht in die Hand zu 
geben. „Mendelssohn war Naturalist, und ich will nicht, dass meine Juden 
Naturalisten werden." 
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dem römischen Katholicismus für seine Person unwandelbar 
treu. „Gott bewahre mich davor", schrieb er seiner Mutter am 
20. Juli 1777, „zu denken, dass es gleichgültig sei, ob die Staats- 
angehörigen protestantisch werden oder Katholiken bleiben, und 
noch weniger, ob sie dem Cultus anhängen oder ihn wenigstens 
beobachten, den sie von ihren Vätern überkamen. Alles, was 
ich besitze, würde ich darum geben, wenn sämmtliche Pro- 
testanten Ihrer Staaten zum Katholicismus übertreten würden. 
Bei mir will das Wort Toleranz nur sagen, dass ich in 
allen bloss irdischen Dingen Jedermann ohne Unterschied der 
Religion anstellen würde, ihn Güter besitzen, Gewerbe ausüben, 
Staatsbürger sein liesse, wenn er hiezu befähigt und dem Staate 
und seiner Industrie zum Vortheile wäre." 

Neben der Toleranz waren es auch alle die andern Ideale 
der Auf klärungszeit, für welche er bei jeder Gelegenheit eintrat. 
Als man ihm bei Lebzeiten eine Denksäule errichten wollte, 
lehnte er diese Ehre mit den Worten ab : „Wenn die Vorurtheile 
ausgewurzelt, wenn Aufklärung durch verbesserte Studien, Ver- 
einfachung in der Belehrung der Geistlichkeit und Verbindung 
der wahren Religionsbegriffe mit den bürgerlichen Gesetzen wird 
eingeführt sein, alsdann verdiene ich eine Statue, nicht aber 
jetzt." Und an den Papst schrieb er 1782: „Ich nehme zur 
Führerin die Vernunft, die Billigkeit, die Menschlichkeit und 
die Religion." Diese Motive liegen auch seinen berühmten Ver- 
ordnungen zum Grunde, aus welchen, wie Haschka, der Dichter 
unserer Volkshymne, singt, helle muthige Weisheit strahlt, der 
wir frohlocken, der Europa staunet; welche, wie ein anderer 
Zeitgenosse (A. Huber) schreibt, die staunende Welt lehren, 
was wir Jahrhunderte vergassen, dass die Menschen Brüder unter 
einander wären, die, statt sich zu hassen, sich lieben und ein- 
ander nützlich sein sollten. 

Er duldet, fordert, pflegt und liebt, 

Wem Gott das Recht der Menschheit giebt. 

Wer immer über Druckung weint, 

Wem immer Gottes Sonne scheint, 

Dem legt er, Vorurtheile frei. 

Der Menschheit heilige Rechte bei. 

Was der Katheder Ketzer nennt. 

Und, seinem Ausspruch nach, bald in der Hölle brennt, 
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Das lässt doch Joseph hier auf Erden 
Froh seines kurzen Lebens werden, 
Und frei von Furcht, und frei von Wahn 
Sieht alle er als Kinder an. 
Dies — dieses nenn' ich Toleranz: 
Was Joseph thut, das thut er ganz.*) 

Wenn die Aufklärung über der evangelischen Kirche Deutsch- 
lands wie ein Gewitter sich entlud, zerstörend und reinigend 
über die Evangelischen Oesterreichs ist sie aufgegangen wie der 
Friedensbogen, den der Herr zum Zeichen des Bundes in die 
Wolken setzte. Die Hand des gekrönten Menschenfreundes, wie 
sie noch an seinem Erzbilde in Wien segnend sich ausstreckt 
über seine Lande, hat die Wolken zertheilt, die zwei Jahrhun- 
derte lang schwer über der evangelischen Kirche Oesterreichs 
hingen. In der Freude an dem, was in jenen Tagen durch 
Gottes Gnade Grosses an unserer Kirche geschehen, ziehen wir 
heute gern einen Schleier über die düstern Bilder ihrer Ver- 
gangenheit. 

Die Josephinischen Toleranzgesetze. 

Schon die grosse Kaiserin Maria Theresia^), die Tochter 
einer von Haus aus lutherischen Prinzessin, war in den spätem 
Jahren ihrer Regierung zu der Einsicht gekommen, dass die 
Behandlung der Evangelischen in ihren Erblanden nach dem 
alten Style, der zur Emigration zwang und zur Transmigration 
begnadigte ^), doch nicht nothwendig zum Ruhme des Herrschers 
und zum Heile des Staates gehöre, wie ihre ergrauten Rathgeber 

- 

*) (Waldau) Joseph ü. und Luther. Breslau (Wien) 1782, S. 31. 

*^) H. V. Zwiedineck-Südenhorst, Geschichte der religiösen Be- 
wegung in Inner-Oesterreich im 18. Jahrhundert [Archiv f. österreichische 
Geschichte, Bd. Lin (Wien 1875), S. 460—546]. Gerson Wolf, Die Ver- 
hältnisse der Protestanten in Oesterreich unter der Kaiserin Maria Theresia 
und das Toleranzpatent [Raumer's histor. Taschenbuch. 5. Folge, 8. Jahr- 
gang. (Lpz. 1878), S. 131 — 165]. Derselbe, Grundsätze zur Behandlung 
der Protestanten in Oesterreich vom 14. Nov. 1777 [Jahrbuch der Gesell- 
schaft des Protestantismus in Oesterreich. Jahrgang I (Wien und Leipzig 
1880), S. 62]. 

*) Die Abstiftung der Protestanten nach Siebenbürgen wurde also 
gerechtfertigt : sie werden auf Reichskosten in gesunde und fruchtbare Ge- 
genden geführt, für ihr materielles Wohl wird gesorgt, sie sind in der Lage, 
ihre Religion offen zu bekennen und Gottesdienst zu halten. 
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das meinten. Es war bereits eine Concession an die Protestanten, 
wenn sie auch nicht als solche hingestellt wurde, als die 
Kaiserin am 27. April 1769 verfügte, dass, wo inmier einige 
causae ecclesiasticae acatholicorum zur Entscheidung vorkämen, 
welche nach den Lehrsätzen der Akatholiken dem weltlichen 
Landesfürsten zustehen sollten, sollten sie nach den Glaubens- 
lehren der betreffenden Confession entschieden werden. Im Jahre 
1773 ward die Abgebung zur Miliz bloss aus Ursache des Lrr- 
glaubens untersagt. „Ueberhaupt ist zum Grundsatz zu nehmen, 
dass der Zwang, die Schärfe der Strafen und andere ein so 
grosses Aufsehen verursachende Verfügungen so viel möglich zu 
vermeiden, dagegen die Irrenden vielmehr durch Vorstellungen 
und sorgfältigen Unterricht und eigene Ueberzeugung ihrer Irr- 
thümer zu einer dauerhaften Bekehrung zu leiten seien." Ein 
Jahr darauf erhielten die Länderstellen die Weisung, künftighin 
nicht so leicht auf (die bisher als das beste Mittel gegen die 
Irrlehre gerühmte) Transmigration einzurathen, die geheimen 
Nachspürungen zu unterlassen, es zu ignoriren, wenn Irrgläubige 
in ihren eigenen Häusern, jeder Hausvater für sich mit den 
Seinigen, ihre Andachtsübungen pflegten. Von da an bis zu 
ihrem Lebensende war ihr (z. B. in der geheimen, an die böh- 
misch-österreichische Hofkanzlei am 14. November 1777 ergan- 
genen Verordnung) ausgesprochener Grundsatz: die göttliche 
Erleuchtung könne nur durch geistliche Ueberzeugungsgründe 
befordert, nicht durch äusserliche Gewalt erzwungen werden. 
Daher sei das ausgiebigste Mittel gegen die Irrenden, den Gottes- 
dienst auf das Erbaulichste einzurichten und sie sanftmüthig zu 
unterrichten. Auch hat sie ihre gutkatholische Frömmigkeit nicht 
gehindert, die Publicirung päpstlicher Bullen ohne Placitum (Pla- 
cetum) regium (1767), die Excommunication, besonders in crimine 
haereticae pravitatis, ohne landesfürstliche Genehmigung (1768), 
und den unmittelbaren Verkehr mit Rom (1773) zu untersagen, 
weil die Grundverfassung des Staates dieses erfordere. 

Mancherlei mag zu der steigenden Milde der Kaiserin mit- 
gewirkt haben: der humane Zeitgeist, dem die „Irrlehre" nicht 
mehr als der Uebel grösstes galt, die Vorstellungen ihres hoch- 
herzigen Sohnes, dass die Vertreibung der Protestanten weder 
ausführbar noch dem Staatswesen heilsam sei, die Fürbitten der 
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evangelischen Reichsstände, denen es schwer werden mochte, 
die Zwangsversetzung der Evangelischen unter ihre Glaubens- 
genossen in Siebenbürgen „als eine Massregel im Dienste der 
Religionsfreiheit ergriffen** aufzufassen, vielleicht auch politische 
Rücksicht auf den „starken Gideon" in Berlin. Dass das Tole- 
ranzpatent bereits in ihrem Cabinet fertig gelegen^, ist eine 
die Kaiserin ehrende Sage. Vor einer allgemeinen Toleranz ist 
sie zurückgeschreckt wie vor dem grössten Unglück, welches 
die Monarchie treffen könnte. 

Kaum hatte „der im Lichte wandelnde" Joseph®) den 
Thron als Alleinherrscher bestiegen (29. November 1780), so 



^) Der Reichshofrath und nachmalige Minister in Darmstadt F. C. 
V. Moser (f 1798) erzählt: „Ganz zuverlässig wahr ist es, dass die Con- 
cepte der ersten, nach Marien Theresien^s Tode publicirten Toleranzpatente 
schon drei Jahre lang in ihrem Schreibkabinet gelegen hatten. Sie wollte 
aber in Ruhe sterben. Der Joseph, sagte sie, mag's ausfuhren." Gr äffer 
(Anmerkung 2) I, 160. — üebertreibung ist's auch, was F. R. v. Gros- 
sing, AUgem, Toleranz- und Religionssystem f. alle Staaten u. Völker der 
Welt, Lpz. 1784, S. 98 sagt: „Maria Theresia sang mit den Capuziner- 
mönchen die Vespermetten in der Kirche und schlug indessen in ihrem 
Cabinet dem Römerhofe so tiefe Wunden, dass sich derselbe früher oder 
später verbluten musste." 

*) J. D a n z e r , Joseph's des Grossen Toleranz, ein theologisches Frag- 
ment. 1783. F.Nicolai, Beschreibung einer Reise durch Deutschland und 
die Schweiz im Jahre 1781. V (Berlin 1785), S. 176. P. Ph. Wolf, Ge- 
schichte der Veränderungen in dem religiösen, kirchlichen und wissen- 
schaftlichen Zustande der österr. Staaten unter der Regierung Joseph's II. 
Germanien (Leipzig), 1795, S. 185 — 234. (Hierophilus) Darstellung der 
durch Kaiser Joseph U. entstandenen Grundlage der kirchlichen Verfassung 
der Protestanten, insonderheit der Reformirten, sowohl in Wien als in 
den sämmtlichen Erbstaaten von Oesterreich. Porta patens esto; Nulli 
claudatur Honesto. Regensburg, 1799. J. Wächter und K. Cleynmann, 
Allgemeine praktische Bibliothek für Prediger und Schulmänner. II (Wien, 
1803), S. 267. H. Ph. K. Henke, Geschichte der christlichen Kirche, fort- 
gesetzt V. J. S. Vater. VII (Braunschweig, 1818), S. 165 ff. A. Klein, Ge- 
schichte des Christenthums in Oesterreich und Steiermark. VII (Wien, 
1842), S. 8 ff. J. Beidtel, Untersuchungen über die kirchlichen Zustände 
in den österreichischen Staaten. Wien, 1849, S. 82 ff. Das berühmte Tole- 
ranzpatent (G raff er IV, 324 — 31). H. Meynert, Kaiser Joseph II. Ein 
Beitrag zur Würdigung des Geistes seiner Regierung. Nach archivalischen 
Quellen. Wien, 1862, S. 18 — 75. A. Jäger, Kaiser Joseph n. tmd Leopold II. 
Reform und Gegenreform 1780—92. Wien, 1867, S. 96—106. C. v. Hock, 
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machte sich sein souveräner Wille auf kirchlichem Gebiete gel- 
tend gegen mancherlei Widerstreben und Einwendung. Die Ein- 
holung des Placitum regium oder landesfürstlichen Exequatur 
für alle vom päpstlichen Stuhle erlassene Bullen, Breven, De- 
crete, Constitutionen oder anderweitige Verordnungen, vor ihrer 
Kundmachung wurde von Neuem eingeschärft (26. März 1781), 
die in Oesterreich aus politischen Gründen schon unter Maria 
Theresia verbotene Bulla coenae (in coena Domini) aus den 
Ritualien zu vertilgen und auszureissen befohlen (4. Mai 1781), 
dagegen dem gemeinen Volk eine jede katholische Bibel zu- 
gelassen (10. August 1781)^). Für das Kirchenrecht wurde auf 
den erbländischen Universitäten des Wiener Professors Joseph 
Johann Nepomuk Pehem (f 1799) anticurialistisches „Jus eccle- 
siasticum Universum" *^) (24. September 1784), für die Kirchen- 



Der österreichische Staatsrath. Wien, 1868—79, S. 335 ff. W. Block, Die 
kirchlichen und politischen Zustände Oesterreichs seit den letzten 120 Jahren. 
Lippstadt, 1870, S. 41 — 65. F. Krones, Handbuch der Geschichte Oester- 
reichs. IV (Berlin 1879), 499. F. Nippol d, Handbuch der neuesten Kirchen- 
geschichte. 3. A. (Elberfeld 1880), I, 409. Ausserdem sind zu vergleichen 
die Biographieen Kaiser Joseph's 11. von A. J. Gross-Hof finger (Stutt- 
gart 1835 ff.), n, 160, III, 101. C. Ramshorn (Bemburg 1847), S. 252. 
G. Wolf (Wien 1877), S. 71. J. Wendrinsky (Wien 1880), S. 139. 

^) Die Normalschul-Buchdruckerei verlegte daher eine böhmische und 
deutsche Handbibel, welche an die Landleute verkauft wurde. 

***) Pehem 's kirchenrechtlicher Standpunkt ist ersichtlich ausstellen 
seiner permissu Superiorum gedruckten Praelectiones in ins ecclesiasticum 
Universum (2 P. Viennae 1791) wie diese: „Ex eo, quod Episcopi parem 
eandemque ex se cum romano Pontifice, quantumvis huic quoad unitatis 
conservationem subordinatam, potestatem et quidem immediate a Deo con- 
sequantur, relinquitur, ut regimen universalis ecclesiae sive absolute sive 
limitate monarchicum adpellari non possit" (I. 105). „Conciliorum decreta 
ad plenum suum robur confirmatione papali nonindigere" (I, 174). „Eccle- 
siae, non Pontificis Inerrantiam loquitur modus, quo fidei quaestiones finien- 
dae sunt. Omnes fidei articuli vel in sacra scriptura vel divina traditiohe 
continentur. De traditionis vero universalitate securi non reddimur, si solus 
Papa eam contestetur. Judicium summi Pontificis fidei articulum non facit, 
usque dum et reliquarum Ecclesiarum Rectores consensisse intelligantur" 
(I, 198). „Infinitum me esse oporteret, si omnia antiquitatis monumenta 
supremam Ecclesiae etiam in Pontificem potestatem firmantia in medium 
producere vellem" (I, 207). „Quia origo coelibatus lege aut traditione di- 
vina non nititur, patet, legem ecclesiasticam de eodem servando esse mere 
disciplinarem, proindeque abrogationi etiam generali esse obnoxiam'^ (II, 77). 
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geschichte Schröckh's,des protestantischen Historikers in Witten- 
berg (f 1808), „Historiareligionis et ecclesiae christianae adumbrata 
in usum lectionum" als Lehrbuch vorgeschrieben, letztere mit 
der Weisung (30. November 1786), dass der Lehrer der Kirchen- 
geschichte „die in dem Schröckhischen Werke vorkommenden 
von der katholischen Lehre abweichenden Sätze durch über- 
zeugende Beweise zu widerlegen habe".^^) Als der Keichsbücher- 
commissarius Weihbischof von Scheben in Worms 1780 gestor- 
ben war, verlieh Kaiser Joseph die Stelle dem fürstlich Waldeck'- 
schen Hofrath Deinet in Frankfurt a. M., einem Protestanten, 
und wies die gegen diese Ernennung eines Protestanten erhobene 
Vorstellung der Keichskanzlei mit den Worten ab: „Nach dem 
westphälischen Frieden gilt im römischen Reich jede Religion 
gleich. Meine Resolution soll also publiciret werden." 

Den Anfang der Toleranzgesetzgebung bezeichnet die Auf- 
hebung der Religions-Commissionen. Diese hatten zum 
Zweck die Beförderung und Erhaltung der alleinseligmachen- 
den katholischen Religion in ihrer unverfälschten Reinigkeit, 
damit „für die künftigen Zeiten ein gutkatholisch auf erbauliches 
Volk nachgezüglet und der Segen Gottes um so mehrer herbei- 
gezogen werde". Die Mittel zu diesem Zweck waren unter an- 
dern: Wegnahme irrlehriger Bücher, Beaufsichtigung der Wirths- 
und Schenkstuben, besonders an den Jahrmarktstagen, wo das 
zusammenkommende Volk öfters von Glaubenssachen sehr frei 
rede und höchst gefährliche Lehrsätze aufwerfe, Hintanhaltung 
„der Gässel-Gehungen und der ungebührlichen Rummel- und 
Plösch-Tänze", wodurch der Sittenverderbung Thür und Thor 
geöfihet, folglich auch zu jener Irrlehre, so ein freies Leben 
zum Grund führet, der gerade Weg gebahnet werde. '^) Sie waren 



**) Als man dem Kaiser wegen der Einführung dieser protestantischen 
Kirchengeschichte Vorstellungen machte, erwiederte er: „Gut, so setze ich 
einen Preis von 100 Dukaten für denjenigen Katholiken aus, der eine 
bessere und wahrhaftere Kirchengeschichte schreiben wird." Den Preis er- 
hielt Mathias Dannenmayer, Professor der Kirchengeschichte in Frei- 
burg und Wien (f 1805), dessen Institutiones historiae ecclesiasticae N. T. 
(2 P. Vienn. 1788) mit Hofdecret vom 24. August 1788 als Lehrbuch ein- 
geführt wurden, „und Schröckh's Lehrbuch ist nicht mehr zu gebrauchen" . 

") Die Errichtung und Instruction der Religions - Commission für 
Böhmen geschah mit Decreten vom 11. März 1733 und 27. August 1748 — 
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aus geistlichen (Missionarien) und weltlichen (Religions-Commis- 
sarien) Mitgliedern zusammengesetzt — die Potestas spiritualis 
und temporalis sollten sich zur Ausrottung des ketzerischen 
Unkrautes die Hand bieten — und standen unter dem Religions- 
Consess als ihrer vorgesetzten Behörde, lieber Antrag des Staats- 
rathes Franz Karl Freiherr von Kressel (f 1801)^^) wurden 
nunmehr diese Missionen abgeschafft. Die kaiserliche Resolution 
vom 31. December 1780 lautet: „Die hier angezeigten Fälle 
bestätigen allerdings die Nothwendigkeit, dass in Ansehung derlei 
Missionen eine förmliche Abänderung einmal getroffen werde, 
die Kanzlei wird daher denen Dioecesanis bedeuten, dass Ich 
diese Missionen aufgehoben und die allda bestehenden Geist- 
lichen in ihre Klöster zurückkehren sollen. Und die Ordinarii 
werden Weltpriester als Local-Capläne allda, wo es die Ent- 
fernung von Pfarren erfordert, ansetzen." Bezüglich der welt- 
lichen Mitglieder, welche die böhmisch-österreichische Hof kanz- 
lei ^^) unter dem minder auffallenden Namen von Polizei-Com- 
missarien beibehalten wissen wollte, erging unter dem 20. März 
1781 folgende Resolution: „Auch die hin und wieder in Steier- 
mark, Kärnten und ob der Enns noch angestellten weltlichen 
Religions-Commissarien haben gänzlich aufzuhören, und sind 
ihre Agenda, da solche ohnehin nur Policei-Gegenstände in sich 
fassen, an ihre ordentlichen Behörden, nämlich an die Herr- 
schaften, Obrigkeiten und Beamten, jedem in seinem District, 
unter Aufsicht der Kreisämter und Oberleitung der Landesstelle 
mit Aufhebung der besondem Religions-Consesse zu übertragen. 
Die bereits diesfalls bestehenden Patental-Anordnungen und In- 
structionen können demnach auch nur insoweit einen Bestand 



abgedruckt bei Jaksch (Anm. 20, «), V, 137 — die för Kärnten ist gegeben 
zn Klagenfurt den 18. October 1752, diejenige für Steiermark zu Grätz den 
31. August 1752; letztere ist auszüglich mitgetheilt von B. Czerwenka 
im „Jahrbuch" (Anm. 5), I, 120. 

*') C. V. Wurzbach, Biographisches Lexikon des Kaiserthums Oester- 
reich, Xm, 201. 

**) An der Spitze der böhmisch-österreichischen Hofkanzlei standen 
damals die Grafen Heinrich Gajetan Blümegen und Heinrich Auersperg; 
Vicekanzler war Graf Maria Joseph Auersperg. Dann folgten die Hofräthe 
von Stupan, Frhr. v. Doblhoff-Dier, Chotek, Zenker, Pergenstein, Gold, 
Heinke, Müller, Krisch, Eger, Greiner, Streeruwitz und Margelick. 



— 12 — 

haben als solche mit der gegenwärtigen Verfassung und Grund- 
sätzen übereinkommen, fördersamst aber müssen die auf derlei 
Policei-Üebertretungen festgesetzten Geldstrafen alsogleich auf- 
gehoben und keinerdings gestattet werden, dass jemandem die 
ordentliche Begräbniss versaget werde, ausser er sei von der 
Kirche d. i. von seinem ordentlichen Bischof nach Untersuchung 
und ordentlicher Erkenntniss als unkatholisch oder ketzerisch 
erkläret und von der Gemeinschaft der Kirche ausgeschlossen 
worden, wobei sich aber von selbsten versteht, dass fortan auf 
die hierwegen bestehenden Landesgesetze ein obachtsames Aug' 
getragen werden müsse, üebrigens da auch in den böhmischen 
Landen derlei Missionen, und besonders contra haereticam pra- 
vitatem sehr harte Inquisitiones dem Vernehmen nach bestehen 
sollen, so hat Mir die Kanzlei auch hierüber einen ausführlichen 
Vortrag noch vorzulegen." Bald hernach (12. Mai 1781) wurde 
die bisher geschehene Büchervisitation, die gewaltsame Abneh- 
mung verdächtiger Bücher und die Austauschung ketzerischer 
Bücher mit unverdächtigen aller Orten eingestellt, auch die Be- 
hörden bedeutet, dass nicht jedes protestantische Buch sogleich 
für irrgläubig anzusehen und deswegen die Leute zu strafen 
sind, vielmehr habe hierüber die ordentliche Censur zu ent- 
scheiden. 

Der zweite Act der Toleranzgesetzgebung war die Auf- 
hebung des Religionspatentes vom 27. August 1778 sammt 
seinen Vorläufern aus den Jahren 1752 und 1758. ^^) Vermöge 
des Religionspatentes sollte „Niemand ohne pfarrliches Attestat 
wegen katholischen Glaubens als ein neuer Unterthan oder 
zum Hauskauf bei Geld- oder Leibesstrafe zugelassen, kein 
Dienstbote, auch kein Holzknecht, Kohlmanipulant, Bergknappe, 
Salnitermacher etc. ohne gedachten Glaubens-Attestat angenom- 
men, kein lutherisches Buch bei Strafe von einem dreitägigen 
Arrest oder öffentlicher Arbeit in Eisen, oder im dritten Betre- 
tungsfalle unter einer vierteljährigen Zuchthausstrafe, Jemandem 
gestattet, die Hausväter, welche heimliche Zusammenkünfte in 



**) Die verschiedenen Religionspatente von 1626 an werden aufgeführt 
bei J. St. Pütt er, Hist.-polit. Handbuch von den besondern deutschen 
Staaten. Gott. 1758. I, 149 u. 201, und bei Jak seh (Anm. 20, «), V, 30—66 
unter dem Stichwort: „Religionsaufrechthaltung". 
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ihren Häusern halten oder verdächtige Lehren und Andachts- 
übungen gedulden, mit einer einjährigen Zuchthausstrafe, und 
die dabei erscheinenden Personen mit einer wöchentlichen Arbeit 
in Eisen belegt werden, endlich auch die Geistlichkeit Nieman- 
den ausser dem katholischen Glauben zur Ehe lassen.'^ Gegen 
die Irrgläubigen, welche halsstarrig in ihrem Irrthum beharrten, 
wurde auf Abstiftung oder Transmigration in das Grossfürsten- 
thum Siebenbürgen oder auf entfernte ungarische Cameralherr- 
schaften erkannt. Diese zwangsweise Transplantation kam zuerst 
in Wegfall, indem ein Hofdecret vom 31. März 1781 verordnete, 
dass kein ünterthan der Irrlehre halber künftighin mehr über- 
setzet werden soll. Die Abschaffung des Religionspatentes selbst 
knüpfte sich an die Entscheidung über einen speciellen Fall. 
Ein Steiermärker Andreas Waldhuber war mit zweijähriger 
Arreststrafe, einstündiger Stellung auf die Bühne (Pranger) und 
Ersetzung der Atzungskosten behandelt worden, weil er, nach 
Ungarn entwichen, sich mehrmals wieder in das Land Steyer 
eingeschlichen und daselbst einen gewissen Schuler, der ihm 
den Unterschleif gegeben, dann seine eigenen zwei Brüder, Simon 
und Martin Waldhuber, zur lutherischen Religion und nach Un- 
garn habe verführen wollen. „Nach der zweijährigen, im Jahre 
1779 hinterlegten Zuchthausstrafe und darunter vergebens zu 
dessen Bekehrung angewandten Mühe habe man ihn gleichwohl 
noch unter Anhoflfung seiner Besserung in das Stift Admont 
zu weiterem Unterricht gegeben, und nach abermal bis Anfang 
des Jahres 1780 fruchtlos abgelaufenen Bemühung des dasigen 
Professoris Theologiae annoch zu Schladming durch den allda 
in dem Bekehrungsgeschäfte glücklich gewesenen P. Gassner 
den Versuch der Bekehrung an ihm, Andreas Waldhuber, machen 
lassen, von ihm auch bereits die besten Kennzeichen* einer 
wahren Besserung verspürt; als er aber nach der Hand im 
Monate Julius des Jahres 1780 sich ganz unvermuthet wiederum 
erklärt habe, nach Ungarn oder Siebenbürgen auswandern und 
dort nach dem evangelischen Glauben frei leben zu wollen, hätte 
Gubernium, um nichts wegen Bekehrung des Menschen zu 
unterlassen, ihn noch auf 3 Monate dem P. Gassner oder 
einem andern Geistlichen, zu welchem er das Zutrauen hege, in 
Unterricht zu übergeben angekehrt ; und wie alsdann zwar auch 
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die letzte Nachricht im Monate November 1780 nichts als eine 
ohngeachtet aller Mühe anhaltende Beharrlichkeit in seinem 
Irrthume angedeutet habe, inzwischen aber von allerhöchsten 
Orten über Einrathen des Gubemii wegen Translocirung eines 
andern gleichmässig halsstarrigen und allschon durch mehrere 
Jahre iEruchtlos im Unterricht gewesenen irrgläubigen Simon 
Oberreuter die Resolution erflossen, ihn noch durch 6 Wochen 
im Glauben prüfen zu lassen: so habe das Gubernium hier- 
nach auch den Andreas Waldhuber bei damals ohnehin schon 
eingefallener, zur Translocirung nicht wohl beschaffener Winters- 
zeit annoch zu Schladming unter aller Sorgfalt der Geistlich- 
keit bis im Monat April dieses Jahres zu belassen verfüget." 
Gegen diese langwierige Arrestirung und Bedrückung seines 
Bruders reichte der in Ungarn wohnhafte Martin Waldhuber eine 
Beschwerdeschrift ein. Das innerösterreichische Gubernium recht- 
fertigte (17. April 1781) dieser Beschwerde gegenüber sein Vor- 
gehen und bemerkte, ihm schiene die Transmigration des Andreas 
Waldhuber und Simon Oberreuter keinem Bedenken zu unter- 
liegen, wenn anders nicht erst jüngsthin Allerhöchst festgesetzt 
worden wäre, dass kein Irrgläubiger mehr transmigriren solle. 
Die Hofkanzlei sagte in ihrem Votum (1. Juni 1781), dass die 
respectu der Conversion des Andreas Waldhuber gethanen Ver- 
fügungen den damaligen Umständen und Verfassungen angemessen 
waren, dass aber, nachdem die Uebersetzung offenbarer Akatho- 
liken für künftig verboten worden wäre. Niemand wegen des 
blossen Glaubensverdachtes der innerlichen Irrlehre von politi- 
scher Seite mehr anzusprechen wäre. Allerdings sei auch noch 
femer darauf zu bestehen, dass kein neuer Unterthan zu einem 
Hauskauf oder sonstiger Realbesitzung ohne das schriftliche 
Pfarrzeugniss, dass er und sein Weib katholisch seien, gelassen 
werde. Doch wäre kein wirklich schon possessionirter Irrgläubiger, 
wenn er sich übrigens gegen die politischen Gesetze nicht ver- 
sündigte, deshalben seines Guts zu entsetzen. Die sich ungeachtet 
aller angewandten Mühe der Seelsorger dennoch zum Irrglauben 
bekennen, sollen die Gesang- und Gebetbücher, die sie zu ihrer 
Religion nöthig haben, behalten dürfen. Wenn ein Hausvater 
mit den Seinigen das Exercitium religionis privatissimum aus- 
übt, wäre es zu conniviren. Zur Einführung einer öffentlichen 
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und ausdrücklichen Toleranz wäre aber noch bei Weitem keine 
dringende Ursache vorhanden. Im Staatsrathe, der obersten 
Centralbehörde des Reiches, ward dieses Votum der Hof kanzlei 
vom Staatskanzler Fürsten Wenzel Anton zu Kaunitz-Riet- 
berg (f 1794)^®), dem Freiherrrn Tobias Philipp von Gebier 
(f 1786) ^^), zum Theil auch vom Freihern Johann Friedrich 
von Löhr (f 1795)*^) zu engherzig befunden. Der Kaiser 
schöpfte hierauf zu Gent am 16. Juni^^) 1781 proprio motu die 
nachfolgende Resolution: „So viel es den hier von der Kanzlei 
angeführten Casum specificum des Waldhube rs und Oberreuters 
betrifft, da begenehmige Ich ihr (der Hofkanzlei) Einrathen, und 
wird Sie nur dem Gubernio ausdrücklich bedeuten, dass es diese 
beide keinerdings nach Hungarn abschaffen, sondern im Lande 
gedulden solle. Uebrigens hat die Kanzlei ganz recht, dass das 
Religionspatent nicht mehr bestehen könne, und da alle Modi- 
fication eines so widersinnig als Religions- und Staatsschädlichen 
Gebots nie der Sache den wahren Ausschlag geben kann, so 
hat die Kanzlei unverzüglich an alle betreffende Länder den 
Befehl zu erlassen, dass das ganze Religionspatent aufgehoben, 
alle darin anbefohlene Ausübungen eingestellt, und kurz in 
keinem Stuck, ausgenommen dass sie kein öffentliches Religions- 
Exercitium haben, ein unterschied zwischen Katholischen oder 
Protestantischen ünterthanen mehr gemacht werde. Nur sind 
muthwillige Aufhetzer oder im Land herumirrende Verführer 
nach den allgemeinen politischen Gesetzen einzuziehen und zu 
bestrafen, welches dann ganz verlässig und bestimmt an alle 
geist- und weltliche Obrigkeiten durch die Kreisämter bekannt 
zu machen sein wird." Die böhmisch-österreichische Hofkanzlei 



") Wurzbach (Anm. 13) XI, 70. 

") Gebier war 1726 zu Zeulenroda im Fürstenthum Reuss ä. L. 
geboren, studirte in Jena, Göttingen und Halle die Rechte und trat 1753 
in den österreichischen Staatsdienst, womit sein üebertritt zur katholischen 
Kirche zusammenhing. Nicolai (Anm. 8), III, 336. Wurzbach V, 118. 
Creizenach in der Allgemeinen deutschen Biographie, YIII, 484. 

") Wurzbach XV, 396. 

") Der 28. Juni steht auf der Rückseite des Hofkanzlei- Actes. Das 
ist das Datum des Einlangens dieser A. h. Entschliessung bei der Hof- 
kanzlei, aber nicht, wie Meynert (Anm. 8), S. 37, meint, das Datum der 
A. h. Entschliessung selbst. 
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theilte diese kaiserliche Entschliessung mit Cireular vom 30. Juni 
1781 der ungarischen und siebenbürgischen Hofkanzlei, dem 
Hofkriegsrath und allen Länderstellen mit, letzteren mit der 
Weisung, dieselbe durch ein geschriebenes Cireular den geist- 
lichen und weltlichen Obrigkeiten mittels der Kreisämter kund 
zu machen. ^^) Hieran schlössen sich noch zwei andere kaiser- 

*®) Von den Toleranz -Verordnungen sind mir folgende einander er- 
gänzende Sammlungen (zum Theil auch Erläuterungen der Toleranzgesetze 
und Nachrichten über Toleranz und Intoleranz in Oesterreich enthaltend) 
bekannt geworden: 

a) Nova Bibliotheca ecclesiastica Friburgensis. Vol. I. Fascic. I. [heraus- 
gegeben von M. Dannenmayer (Anm. 11), Lehrer der Kirchen- 
geschichte, E. Klüpfel, Lehrer der Dogmatik, und J. A. y. Riegger, 
Lehrer des geistlichen Rechts zu Freiburg]. 

b) A. L. Schlözer's Briefwechsel. B. 9 u. 10 (Göttingen 1781—82). 

c) A. L. Schlözer, Staats-Anzeigen. B. 1, 2, 3, 5 (Göttingen 1782—83). 
dj (Chr. W. Schneider) Acta historico-ecclesiastica nostri temporis. 

B. 7—11 (Weimar 1781 ff.). 

e) (H. M. G. Köster) Die neuesten Religionsbegebenheiten mit unpar- 
theyischen Anmerkungen für das Jahr 1881 ff. (Giessen). 

f) Der Freymüthige — von einer Gesellschaft zu Freyburg. B. 1. (heraus- 
gegeben von Dannenmayer, J. A. Sauter, Lehrer der Logik, Meta- 
physik und Moral, und K. Ruef, Üniversitäts-Bibliothekar in Frei- 
burg). 

ff) Die Toleranz-Bibliothek für die österreichischen Staaten. Erstes Stück. 

h) (A. Hube r) Sammlung der k. k. landesfürstlichen Gesetze und Ver- 
ordnungen in Publico-Ecclesiasticis vom J. 1767 — 1784. 3 B. Wien 
1782—85 (bei J. Th. v. Trattner). 

ij Sammlungen der k. k. landesfürstlichen Verordnungen und Gesetze 
in materiis publico-ecclesiasticis vom 1770sten und folgenden Jahren. 
2 B. Prag 1782 ff. 

k) (A. Hub er) Gesammelte k. k. Verordnungen im Toleranzgeschäfte 
V. J. 1781—83. Wien 1783 (bei J. Th. v. Trattner). 

IJ Nachricht von Sr. Majestät des Kaisers in Religionssachen ergangenen 
Verordnungen [in Chr. W. F.Wal ch 's Neuester Religionsgeschichte. 
Th. IX (Lemgo 1783), S. 69—240]. 

m) „Neueste Geschichte der Protestanten in Oestreich, Steyermark, Kärn- 
then und Krain" in G. E. Waldau's Geschichte der Protestanten in 
Oestreich, Steiermarkt, Kärnthen und Krain v. J. 1520 bis auf die 
neueste Zeit (2 B. Anspach 1784) H, 433—452 (wörtlich entlehnt aus 
der eben genannten Neuesten Religionsgeschichte von Walch). 

n) F. Kröhny, Auszüge der Gesetze über die äussere Kirchenverwaltung 
oder das sogenannte Publico-Ecclesiasticum v. J. 1669—1782. Wien 
1784. 
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liehe Verfügungen. Nach der ersten vom 25. Juli 1781 sollen 
die Geistlichen zur Erhaltung der Ruhe und des Friedens sich 
in keine Controverse oder Disputiren einlassen, die Beamten 
aber die Leute, wenn sie mit Religionssachen kommen, bedeu- 
ten, dass sie nicht zur Ertheilung von Religionsunterricht, son- 
dern zur Aufrechthaltung der Landesgesetze da sind. ^^) Die 
zweite vom 28. August lautet: „Insolange sich irrgläubige Unter- 
thanen ruhig und friedlich betragen, ist deren Zurückfühmng 
zur Erkenntniss der wahren Religion lediglich der unendlichen 
Barmherzigkeit Gottes und der pflichteifrigen bescheidenen Mit- 
wirkung der Geistlichkeit durch üeberzeugung und einen auf- 
erbaulichen Lebenswandel zu tiberlassen. Wenn aber selbe An- 
dere von dem Glauben abwendig zu machen und zu verführen 
sich beikommen lassen, so ist sich nach der unterm 30. Juni 
d. J. erlassenen höchsten Vorschrift iju achten, und sind derlei 



o) (J. Kropatschek) Handbuch aller unter der Regierung des Kaisers 
Joseph II. für die k. k. Erbländer ergangenen Verordnungen und Ge- 
setze in einer systematischen Verbindung. B. II (Wien 1785), VI (1786), 
Vm (1787), X (1788). 

p) Sammlung der Verordnungen und Gesetze Kaiser Josephs II. 10 Th. 
Wien 1788 f.' (bei J. Th. v. Trattner). 

q) Codex iuris ecclesiastici Josephini. 2 B. Frkf. u. Leipzig 1788 f. 

r) J. Schwerdling (Stadtpfarrer zu Eferding), Praktische Anwendung 
aller k. k. Verordnungen in geistlichen Sachen v. J. 1740 — 1790 in 
alphabetischer Ordnung. Wien (1798). 

8) F. C. Jak seh, Gesetz-Lexikon im Geistlichen, Religions- und Tole- 
ranzfache für das Königreich Böhmen. 10 B. Prag 1828 — 30. 

t) J. L. E. Graf v. Barth-Barth en heim, Oesterreich's geistliche An- 
gelegenheiten in ihren politisch-administrativen Beziehungen. Wien 
1841. S. 697—823. 

u) J. H eifert. Die Rechte und Verfassung der Akatholiken in dem 
österr. Kaiserstaate. Nach den k, k. Verordnungen zusammengestellt. 
3. A. Prag 1043. 

v) K. Kuzmäny, ürkundenbuch zum österreichisch-evangelischen Kir- 
chenrecht. Wien 1856. S. 79 ff (nicht immer diplomatisch treu und 
fehlerlos). 

w) G. Porubszky, Die Rechte der Protestanten in Oesterreich. Samm7^ 
lung der wichtigsten Gesetze und Verordnungen in systematischer 
Reihenfolge. Wien 1867. 

»») Meynert (Anm. 8), S. 38. 
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muthwillige Aufhetzer oder im Land herumvagirende Verführer 
nach den allgemeinen Gesetzen einzuziehen und zu bestrafen *? 
welche Strafe jedoch nach Umständen härter oder gelinder aus- 
gemessen werden muss." ^^) 

Der entscheidende Schritt war geschehen. „Durch die A. h. 
Resolution, berichtet Gebier, ist in den Erblanden das fürchter- 
liche Gesetz, wodurch unglückliche Verstandesirrthümer pro 
crimine contra statum erkläret waren, endlich aufgehoben wor- 
den. Ganz Europa hat dieser gerechten Verfügung unseres weisen 
Selbstherrschers zugejauchzet; alle deutsche, französische, eng- 
lische, holländische Zeitungen haben dieselbe wörtlich eingeschal- 
tet und der österreichischen Monarchie Glück gewünschet, dass 
sie die echten Grundsätze, Länder blühend zu machen, erkannt 
und angenommen habe." Aber die Hofkanzlei, veranlasst durch 
Anfragen der niederösterreichischen Regierung, reichte eine sehr 
umfangreiche Vorstellung (10. August 1781) ein, in welcher sie 
folgende einschränkende Weisung an die Länderstellen beantragte : 
„wienach die letzte diesfällige A. h. Resolution bloss und allein 
dahin zu verstehen sei, dass jene, so unter dem Volke etwa 
sich zu einer akatholischen Glaubenslehre bekennen, in allen 
Stücken d. i. ohne Gewissenszwang oder sonstige äusserliche 
Bedrückung den katholischen Unterthanen (das öffentliche Reli- 
gionsexercitium ausgenommen) gleichgehalten werden, deshalb 
aber keine den unkatholischen Landes-Inwohnem bishero nicht 
verstattete anderweitige Rechte zu fordern haben sollen. Wo sich 
übrigens von selbst verstünde, dass einerseits die den Commer- 
cianten und anderen einzelnen Acatholicis bereits verliehene 
Freiheiten in ihrer Kraft zu verbleiben hätten, und fernere casus 
dispensationis particularis nicht ausgeschlossen würden." Zur 
Begründung dieses Antrages wird geltend gemacht, man dürfe 
dem von Gott so wahrhaft als heilig eingesetzten Cultus keinen 
Abbruch thun und die Seelen selbst von dem einzigen Wege 
ihres ewigen Heiles nicht ableiten. Wenn aber Protestanten oder 
andere Acatholici gleiche Rechte als Landmänner, Bürger etc. 
mit den Katholischen gemessen und das davon unzertrennliche 
Exercitium religionis auch nur unter den nothwendigsten Pastoren 



") Jaksch (Anm. 20, s) V, 73. 
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oder Hauscaplänen erhalten sollten, so würden in Zeit von 
einem Jahre die Länder Böhmen, Mähren, Schlesien, Steiermark 
Kärnten, Oesterreich ob und unter der Enns ganz sicher QO bis 
70.000 akatholische Seelen zählen, die nach so vielfaltiger Er- 
fahrung ganz und gar nichts Anderes, als theils eixie fanatische 
Begung zur Neuerung, theils die Erleichterung der Beligions- 
pflichten zur Absicht haben. „Bei Akatholischen hat man den 
Fanatismus und Schwärmereien in : doppeltem. Masse von jeher 
gefunden. Der Grund hievon liegt in dem einzigen Satze, dass 
sie keinen allgemeinen Bichterstuhl (wie die. Katholiken die 
heilige Kirche dafür erkennen) jemals angenommen haben, son* 
dem dem Privatgeist eines Jeden ihrer Glaubensgenossen oder 
höchstens ihren unter sich immer uneinigen Lehrern die Kraft 
der Wahrheit in Glaubenssacheti zueignen, wie man denn bei 
Lutheranern und Calvinisten mehr als 15 in dogmate unter- 
schiedene Ausgaben der h* Schrift aufbringen könnte. Hiezu 
tritt noch ein Umstand, der von den wenigsten erwogen wird: 
die Beligionsgesetze aller Unkatholischen sind dem ohnehin 
sehwachen Menschen weit leichter und folglich angenehjner als 
jene der katholischen Kirche. I?ie schwere Ohrenbeichte, die 
Fasten, die guten Werke, die gebundene Anhörung des h. Mess- 
opfers an Sonn- und Festtagen fallen weg, das Band der Ehe 
ist quoad vinculum aufzulösen, und jeder Nichtkatholische ist 
sieh selbst in Bezug auf die innerliche Rechtfertigung grössten^ 
theils überlassen. Eine solche Gesellschaft, deren Gesetze viel 
linder sind, findet hundertfaltigen Eingang bei den Menschen. 
Hätte Luther nicht diese und noch mehrere der Sinnlichkeit 
des Menschen schmeichelnde Wege eingeschlagen, wäre sein 
Fortgang niemals reissend gewesen.^ Endlich wird auf die poli-. 
tischen Gefahren durch eine neue,' in Länder und Staaten auf- 
genommene Religion aufmerksam gemacht, da eine solche, seit- 
dem die Welt bestehet, allemal den Gharß,kter behalten hat, 
dass sie zu Behauptung ihres Wachsthums keine Treue gegen 
Fürsten, Staat und Vaterland in dem Falle kennt, wo es um 
ihre Verbreitung zu thun ist. „Die Unkatholischen haben in 
Böhmen und dem deutschen Reich unter dem Deckmantel der 
Religion durch Empörung Alles in Verwirrung gebracht, gött- 
liche und weltliche Rechte verachtet und sich, um zu ihrem 

2* 
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Zwecke zu gelangen^ fremde Mächte mit eingeflochten. ^^) Selbst 
die Stadt Wien empörte sich zum Ilieil zu Behauptung der 
neuen Religion gegen ihren Regenten Kaiser Ferdinand 11., die 
rebellischen Böhmen und Mährer drangen bis in die Vorstädte, 
und es wurde noch zeitlich entdecket, dass die Unkatholischen 
in Wien jenen das Stubenthor öfihen, die fümehmsten Katho- 
liken ermorden und sodann den Kaiser gefangen nehmen wollten, 
welchen Gott von diesem ruchlosen Anschlag durch die be- 
schleunigte Ankunft des Generalen Somtelliers mit 500 Cuirassiers 
annoch befreiete, und die schon mit Ungestüm in des Kaisers 
Zimmer eingedrungene Meuthlinge zerstreuete. " Diese Ansichten 
der Hofkanzlei fanden im Staatsrathe den Beifall Löhr's und 
des Staatsministers Grafen Karl Friedrich Anton von H atz- 
fei d Cf 1793)'*), welcher die Aufhebung der Glaubenseinheit 
als Hass zwischen den Unterthanen erzeugend hinstellte. Aber 
Gebier, der mit Recht in den Vorschlägen der Hofkanzlei 
einen Abfall von den bereits ausgesprochenen Toleranzgrund- 
sätzen und gerade in der Duldung der Protestanten das rechte 
Mittel erblickte, dieselben zu guten Unterthanen zu machen, 
sowie tüchtige Arbeitskräfte in's Land zu ziehen, und Fürst 
Kaunitz, welcher ohne volle Gleichstellung der Bekenner ver- 
schiedener Confessionen ein vernünftiges politisches Toleranz-' 
System sich nicht denken konnte, waren dagegen. Dem Ein- 
wurf, „die Protestanten werden dem Feinde anhangen," setzte 
Gebier das treffende Wort entgegen: „Ja, die verfolgten, mit 
Kerker, Prügeln, gelindestens Uebersetzuhg nach Ungarn be- 
handelten Acatholici. Und darüber ist sich nicht zu wundem, 
denn nichts greift den Menschen empfindlicher an, als Religions- 
zwang. Protestanten hingegen, die man christlich duldet, freund- 
lich aufninunt, bis auf das einzige Exercitium publicum ihnen 

") Ebenso meint S. Brunn er [Die theologische Dienerschaft am Hofe 
Joseph n., Wien 1868, S. 433]: „Die Erlässe der frühem Regenten gegen 
die Protestanten (die häufig mit den Todfeinden Oesterreichs in Verkehr 
standen und nach Möglichkeit revoltirten) waren eher, vom Standpunkt 
der Selbsterhaltnng ans, dn politischer Schutzapparat, als eine religiöse 
Intoleranz zu nennen.'^ Derselbe S. Brunner fuhrt allerdings auch die 
Joseph's Gesetzen gehorsamen, mithin loyalen Bischöfe spöttisch als die 
allerunterthänigsten Vollzieher der kaiserlichen Verordnungen auf. 

••) A. Felgel in der Allgemeinen deutschen Biographie XI, 31. 
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aUe Jura ' ihrer Mitbürger angedeiken lässt, müdsten Unmensdien 
:seih, wenn sie ihren Beireier, ihren Beschützer, den Vater seines 
Volkes, den Menschenfreund nicht gleichsam anbeteten und sich 
bestrebten, den Eifer ihi'ef katholischen Mitbürger noth zu 
tibertreffen." 

Während sieh der Staatsrath mit diesem Vortrag der Hof- 
kaiizlei beschäftigte, Ward ihm auf kaiserlichen Befehl (3. Sep- 
tember 1781) ein anonymer Aufsatz: „Betrachtungen über 
Rieligionsdifferenzen" zur Begutachtung vorgelegt. Derselbe 
lautet : 

„Es ist unstreitig, dass der Unterschied der Religion in 
eiüem Lande vieles Unheil schon angestiftet . oder wenigstens 
viele Behindernisse in Beförderung des Nutzens des Staates 
gemacht hat. Es müssen also vorsichtige Grundsätze und gut- 
geleitete Anordnungen erlassen werden, durch welche ein solches 
System gebauet werde, welches in seinen Grundsätzen unum- 
stösslich und zu allen Zeiten, in allen Gelegenheiten und für 
alle Personen brauchbar sei. Beschwerlich wäre dieses ganz 
gewiss zu finden, wenn nicht ein sicheres, lang anhaltendes, 
keinem Anstand je unterworfenes Beispiel demselben blind nach- 
zufolgen mit sicherster Hoffnung anreizte, nämlich jenes vom 
Militari, wo von der untersten Stufe bis auf den Feldmarschall 
und Eriegspräsidenten inclusive in keiner Gelegenheit der Unter- 
schied der Religion im Geringsten betrachtet wird. Ein Jeder 
wird nach seiner Aufführung, nach seiner Fähigkeit, nach seinem 
Fleiss und Diensteifer behandelt. Jeder kann glauben, was er 
für's Beste zu sein sich überzeugt hat. Er kann seineii Religions- 
übungen nachgehen, wenn er nur an seiner Amtsschuldigkeit 
nicht das Geringste vernachlässigt, und es wird noch pro noch 
contra zu reden gestattet, noch auch gelüstet es Jemandem den 
Andern zu verführen oder irre zu machen. Die Bekehrungen 
sind dennoch sehr häufig und nicht der Heuchelei ähnlich. 
Sollte dieses nämliche Beispiel nicht auch bei dem Civili und 
alleii Insassen mit bester Frucht gebrauchet werden können? 
sollten nicht alle dagegen streitende alte Vorurtheile und theils 
erlassene Gesetze gehoben werden können? welche mit all ihrer 
Strenge und Schärfe nichts für die Bekehrung gefruchtet und 
dem Staat sehr Vieles geschadet haben. Dieses ist das Einzige, 
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was einen guten Erfolg vergewissert und welches Jedermann 
von dem Frömmsten bis auf den leichtest Denkenden einleuchten 
muss^ dass nämlich bei so bestehender unglücklicher Trennung 
der christlichen Kirche das einzige Mittel für den Staat sei, alle 
fanatische Vorliebe dem Irrglauben und allen Verfolgungsgeist 
dem Wahrdenkenden zu benehmen. Jedermann wäre also die voll- 
kommene Ruhe seines Gewissens zu verschaffen, durch die Mög- 
lichkeit der Ausübung der äusserlichen Gebräuche seiner Religion 
diese ihm nicht zu erschweren und zugleich wegen dieser Ursache 
nicht auch den Staat eines sonst tüchtigen Individui zu berauben. 
Auf diese Art werden in Kurzem noch Verfolger noch Con- 
tro Versprediger noch auch fanatische Anhänger falscher Lehre 
anzutreffen sein, derweil als sie jetzo sozusagen selbst gebildet 
werden. Der Gnade Gottes und dem guten Beispiel allein muss 
die Personalseligmachung eines Jeden überlassen werden. Um 
zu diesem heilsamen Endzweck zu gelangen, scheinen folgende 
Sachen einzuführen und zum Theil zu beheben sein, nämlich: 
dass allen Unterthanen nach einer zu bestimmenden Zahl der 
Seelen ein ihrer Religion gemässes privates Exercitium gestattet 
werde, ohne Rücksicht ob es jemals gebräuchlich, eingefuhret 
oder nicht war, der dominanten Religion allein bliebe das öffent- 
liche, den übrigen zwei protestantischen aber samt der schon 
bestehenden schismatischen aller Orten, wo es nach der Anzahl 
der Menschen und nach den Facultäten der Inwohner möglich 
wäre, das Privat-Exercitium erlaubet. Unter Privat-Exercitium 
verstehet sich kein anderer Unterschied mit der dominanten 
Religion, als dass sie kein Geläut, keine Thürme und keinen 
öffentlichen Eingang von der Gasse, der eine Kirche vorstellete, 
sonsten aber alle Ausübungen ihrer Sacramente und Religionen 
frei hätten, sowohl in dem Orte selbst als in den daran liegen- 
den. Wenn nur dieses geschähe und zugleich alle dawiderstrei- 
tende landesbürgerliche und Zunftgesetze gehoben, die abzu- 
legende Eide auch einem Jeden nach seiner Glaubensart ein- 
gerichtet würden, so würde man ehestens die wahren Früchte 
davon spüren, und wenn nachher auch in allen Wahlen und 
Dienstvergebungen, wie bei dem Militari ohne mindesten An- 
stand täglich . geschieht, nur auf die Geschicklichkeit und Red- 
lichkeit der Prätendenten gesehen und auf ihren christlichen 
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und moralischen Lebenswandel besondere Rücksicht nur genom- 
men würde, so liesse sich hoffen, dass man bald zu Behebung 
alles Zwietrachtes und aller Streitigkeiten gelangen und den 
Staat mit sehr nutzbaren und geschickten Bürgern theils aus 
der Fremde theils aus seinem Eigenen vermehren würde. Der 
Widerstrebende, es treffe nun wen es wolle, müsste Anfangs 
ernstlich ermahnet und nachher bestraft werden, wenn er sich 
diesen heilsamen Anordnungen entweder öffentlich oder heimlich 
widersetzte und selben etwas in den Weg legte. Auf diese Art 
würde in wenig Jahren das Gute und Nutzbare davon bewiesen 
werden können." 

Während nun Löhr in seinem Votum Behutsamkeit, ein 
schrittweises Vorgehen anrieth, erblickte Gebier in dem Vor- 
schlag des Anonymi das einzige Mittel, auf der einen Seite den 
Bekehrungsgeist und auf der andern den Fanatismum zu schwä- 
chen und es dahin zu bringen, dass man als Brüder einträchtig 
bei einander lebe. Kaunitz ist „den Anträgen des Anonymi 
gänzlich beigefallen". Und so erging im Sinne und zum Theil 
in den Worten des Anonymus die wichtige, die Grundzüge des 
Toleranzpatentes bereits enthaltende A. h. Entschliessung vom 
13. September 1781, welche vollständig also lautet: „Die Kanzlei 
hat meine ertheilte Anordnung in einem viel zu beschränkten 
Sinne emgenommen, aus welchem das wahre Gute nicht ent- 
stünde, und es würde der Absicht eines einzuführenden vernünf- 
tigen Toleranzsystems damit das Genügen keineswegs geschehen, 
wenn denjenigen, die zu einer der acatholischen Glaubenslehren 
sich bekennen, das Privat-Exercitium ihrer Religion zwar gestattet, 
in Ansehung all-anderweiter Rechte aber, die den unkatholischen 
Landes-Inwohnem bisher nicht verstattet waren, fortan von der 
bisherigen Beschränkung gar nicht abgegangen werden sollte. 
Meine Willensmeinung, die Ich der Kanzlei zu ihrem genauesten 
Richtmass hiermit erkläre, ist dahin gerichtet : den acatholi- 
schen ünterthanen, wo deren eine gewisse zu bestimmende und 
Mir nächstens anzuzeigende Anzahl obhanden ist, ein ihrer 
Religion gemässes Privat-Exercitium allenthalben zu verstatten > 
ohne Rücksicht, ob jemals solches gebräuchlich oder eingefahrt 
gewesen ist oder nicht. Der dominanten Religion allein solle 
der Vorzug des öffentlichen Religions-Exercitii verbleiben, den 
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beiden protestantischen Religionen aber, sowie der schon beste* 
henden schismatischen, aller Orten, wo es nach der Anzahl der 
Menschen und nach den Facultäten der Inwohner thonlich fallt, 
das Privat-Exercitium auszuüben erlaubt sein. Unter diesem 
Privat-Exercitium verstehet sich, in Entgegenhaltung der domi- 
nanten Religion, kein anderer Unterschied als dass den Acatho- 
licis, wo es nicht schon anders ist, kein Geläut, keine Thürme 
und kein öffentlicher Eingang von der Gasse, der eine Kirche 
vorstellte, eingestanden, sonsten aber selbe wie sie wollen zu 
bauen, und alle Administrirung ihrer Sacramente und Ausübung 
ihres Gottesdienstes sowohl in dem Ort, als auch die Ueber- 
bringung zu Kranken in den dazu gehörigen Filialen, vollkom- 
men frei gelassen sein solle. Fürohin können derlei Acatholici 
zu Possessionen, zu dem Bürger- und Meisterrechte, zu aca- 
demischen Würden und selbst zu Civildiensten unbedenklich zu- 
gelassen werden. Sie sind zu keiner andern Eidesformul als zu 
derjenigen, die ihren Religionsgrundsätzen gemäss ist, oder zu 
Beiwohnung solcher Processionen und Functionen, in die sie 
keinen Glauben haben, in keinem Fall anzuhalten ; ohne Rück- 
sicht auf den Unterschied der Religion solle in allen Wahlen 
und Dienstvergebungen, wie es in dem Militari täglich ohne 
mindesten Anstand geschiehet, nur auf die Geschicklichkeit und 
Rechtschaffenheit der Competenten, auf ihren christlichen und 
moralischen Lebenswandel der vorzügliche Bedacht genommen 
werden. Ich will jedoch, um diese erklärte christliche Toleranz 
in Ausübung zu bringen, den Weg einer öffentlichen Kund- 
machung keinerdings einschlagen, folglich ist über all-dieses 
kein Patent oder sonstig öffentliche gedruckte Verordnung zu- 
erlassen, und ebenso wenig sind hierwegen einige der existi- 
renden Landesordnungen, Ständisch- Städtisch- oder sonstigen 
Statuten, Zunfts- Artikeln geradezu und mit Publicität abzu- 
schaffen, aufzuheben oder abzuändern, sondern nach dieser er- 
klärten Vorschrift solle durch blosse Dispensationen de casu in 
casum zu Werk gegangen, derlei Dispensationen aber keines-^ 
wegs erschweret, sondern vielmehr nach Beschaffenheit der Um- 
stände und suppositis supponendis, gegen schwere Verantwortung, 
jedermann ertheilet, mithin in diesem Sinne ohne all -öffent- 
liche Publication, die Absicht auf das schicksamste und geschwin- 
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deste in Erfüllung gesetzt wei^den. Die Kanzlei hat demnach 
solche Richtschnur nicht nur zu ihrem genauesten Nachverhalt 
sich fortan gegenwärtig zu halten, sondern' sie wird solche von 
nun an auch allen betreffenden Stellen hier und in den Län- 
dern, allen Kreisämtem, dann Dominien und Magisträten zur 
unverbrüchigen Nachachtung bekannt machen, und hiernach 
über den richtigen Vollzug die unverrückt - pflichtmässige Ob- 
sicht führen ; wie dann auch von nun an anzufangen, 
gleich zum Beispiel im Hradischer Kreis in Mähren in den 
bekannten protestantischen Ortschaften auf die vorgeschriebene 
Art vorzugehen ist, dass nämlich Bethäuser zu erbauen, Pastores 
und Schulmeister zu halten ihnen nicht allein gestattet, son- 
dern auch die Grund- Obrigkeiten angehalten werden, die prote- 
stantische Geistlichkeit und Schullehrer entweder mit Gründen 
oder mit hinlänglichen Einkünften zu dotiren, so auch zu dem 
Oratorienbau mit Materialien, Roboten, und Holz beizuwirken, 
da, weil sie schon protestantische Unterthanen haben, sie auch 
beitragen müssen, dass sie doch als Christen leben und gute 
Unterthanen verbleiben, dann die Kinder gelehret und gebildet 
werden. Auf die nämliche Art wird es in allen übrigen Erb- 
landen, wo nur immer Protestanten sind, gehalten werden.^ 
Fürst Kaunitz wurde von dieser Normalverordnung verstän- 
digt durch das folgende kaiserliche Handbillet (15. September 
1781): „Aus der nebenfindig der böhmisch -österreichischen 
Kanzlei untereinstens ertheilten Vorschrift werden Sie des Nähern 
Meine Gesinnung entnehmen, auf was Art Ich künftig allent- 
halben in Meinen Staaten eine christliche Toleranz eingeführt 
und beobachtet wissen will. Ich theile Ihnen das nämliche 
Normativum in der Absicht mit, um hievon auch in Ansehung 
der Niederlande, dann der Italienischen Staaten den angemes- 
senen Gebrauch zu machen, und die dortländige Behörden in 
dessen Gemässheit zur genauen Nachachtung anzuweisen, damit 
auch dortiger Enden dieses festgesetzte System in den unver- 
brüchigen gewissen Vollzug gesetzt werde.*' 

Diese A. h. Entschliessung veranlasste die Hofkanzlei zu 
einem neuen, auf die möglichste Einschränkung der gewährten 
Toleranz abzielenden Vortrag vom 26. September 1781. Zuerst 
wird' bemerkt, dass man in keiner einzigen der diesortigen Lei- 
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tnng anvertrauten Provinz die eigentliche Anzahl akatholischer 
Unterthanen jemals wissen könne, weil ausser dem Antheil 
Oberschlesien, woselbst ex pacto des westphälischen Friedens 
und Alt -Ranstädtischen Executionsrecesses die protestantische 
Gemeinde ihre Toleranzrechte geniesset, sonst in keinem Lande 
ein sicherer Numerus Familiarum aut Personarum bekannt wor- 
den ist, und sich die von Zeit zu Zeit mehr oder weniger ent- 
deckte Akatholische bald wiederum mit den Katholischen ver- 
einiget, bald wiederum von selben getrennet haben, ohne dass, 
ausser in Mähren, irgendwo eine beinahe ganze Gemeinde als 
akatholisch erschienen sei. „In Mähren allein befinden sich 
mehrere Gemeinden, die nach ihren Erklärungen fast ganz aus 
der katholischen Kirche getreten sind, und dort wäre der ein- 
zige Fall, bei dem die allergnädigst verordneten Toleranzanstalten 
derzeit Platz greifen könnten, wie es die A. h. Resolution selbst 
am Ende bemerket." -Ferner „sind vor Allem Ew. Majestät 
unbeschränkte Suveränitätsrechte zu bewahren und für ewige 
Zeiten geltend zu machen, nach welchen aus blosser Gnade die 
drei benannten Religionen von nun an tolerirt werden sollen. 
Kein pactum, noch sonst ein ins quaesitum haben die Acatholici 
hiebei aufzuweisen, und eben darum muss man gleich beim 
ersten Schritte in den Expeditionen an die Länderstellen aus- 
drücklich bemerken, wienach diese landesfürstliche Gnade eine 
Tolerantia merae gratiae ad lubitum revocabilis sei, folglich Ew. 
Majestät das ins reformandi illimitatum, und zwar ad benepla- 
citum, vorbehalten bleibe, und in jenem Falle vorzüglich wirken 
werde, wo sich die Tolerati etwa den Pflichten getreuer und 
gehorsamer Unterthanen durch gesetzwidrige Handlungen ent- 
ziehen sollten. Dies wird der Zügel sein, dieselben in ihren 
Schranken zu halten, und damit sie sich desto pflichtmässiger 
betragen, auch durch Länge der Zeiten niemals auf eine 
tolerantiam necessariam (die dem Regenten die Hände bindet) 
einen vorgeblichen Schluss machen können, so glaubet man für 
die höchsten Gerechtsamen noch besser zu sorgen, wenn man 
diese Toleranz als ein blosses Privilegium pure gratiosum er- 
kläret, und somit die tolerirten Gemeinden gleich Anfangs in 
den erforderlichen Toleranzdecreten unter Verlust dieser Gnade 
dahin verbindet, dass sie in jedem Falle, wo Andere eine lan- 
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desfürstliche Confirmation der Privilegien zu suchen schuldig 
sind, ein Gleiches zu thun verbunden sein sollen. 'Ein Mittel^ 
wodurch man nach Verschiedenheit der Zeitläufte alleilfalls 
vorgespiegelte Religionsbeschwerden mit Anmassung einer tole- 
rantiae pactitiae oder gar titnlo' oneroso quaesitae vor den 
Augen der ganzen Welt durch ihre eigene fortwährende Bekennt- 
niss zu Boden schlagen kann. Diese nothwendige Vorsicht 
beschränket ihnen keine Religionsübung und ist nur allein eine 
politische Anstalt, um üntertiianen von Abwegen, Ausschwei- 
fungen und unstatthaften Forderungen in Religionssachen zurück- 
zuhalten. Von andern Religionsverwandten als den drei obbemel- 
deten (S. 24) kann übrigens keine Frage sein, dass folglich 
sonst keine in der Toleranz begriffen werden.« Sodann wird 
bezüglich der Seelenzahl der Antrag gestellt, dass 400 Familien 
zur Bildung einer Gemeinde mit dem Exercitium privatum er- 
forderlich sein sollen. „Da man auch einem katholischen Seel- 
sorger 600 — 700 Seelen zur Lfeitung übergiebt, kann bei Pro- 
testanten eine ungleich höhere Anzahl ganz wohl einem ein- 
zigen Pastori nebst einem Bethaus zugetheilt werden, weil sie 
nach ihren Principiis an keinen bestimmten Cultum gebunden, 
nur jezuweil oder gar selten das Bethaus zu besuchen schul- 
dig siiid, und ihre Seelsorge überhaupt nicht den zehnten Theil 
der Bemühungen, wie bei den Katholiken, erfordert. ** Den ohne 
Pastor und Bethaus in einem Lande befindlichen Unkatholischen 
wäre zu erlauben, dass sie des Jahres einmal in das nächste 
Oratorium gehen dürfen. Eigene Schulmeister sollen die Aka- 
tholiken nicht haben, da die Haltung von Schulen durchaus 
^in wesentlicher Theil des Exercitii vel maxime publici religionis, 
nicht aber privati ist. Die Anstellung der Pastoren hätte, wie 
bei landesfurstlichen katholischen Beneficiis durch öffentlichen 
Concursus zu geschehen, wozu ^Keiner gelassen werden sollte, 
der sich nicht mit guten Zeugnissen des stadii theologici Pro- 
testantium auf einer approbirten Universität und seiner Ordi- 
nation zum Pastoramte gehörig legitimiren würde. „Pastores 
haben das Herz ihrer Gemeinden in Händen, und da nichta 
leichter ist, als das Bauemvolk und Andere der niedrigen Classe 
unter dem Religionsprätext auf die gemeinschädlichsten Abwege 
zu führen, lohnet es der. Mühe, mit der Wahl der Pastoren so 
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heiklich als vorsightig umzugehen, damit sich keine Leate von 
schlechter Aufführung, Enthusiasten oder geringfügige Ministelli 
in einen so respectablen Staat einschleichen/ Endlich wären bei 
Schliessung gemischter Ehen nach wie vor die herkömmlichen 
Reverse über Kindererziehung abzuverlangen. ^^) 

Diese Anträge wurden von allen Staatsräthen, auch von 
H atzfei d, den ausgesprochenen Intentionen des Kaisers nicht 
entsprechend gefunden; Gebier insbesondere sprach sich dahin 
aus: Die Kanzlei suche durch künstliche Wendung indirecte 
Alles umzustossen, fremde Protestanten abzuhalten, und den im 
Lande wohnenden ihren Trost und Beruhigung zu verbittern. 
Die kaiserliche Antwort an die Hofkanzlei vom 13. October 
1781, die vorhergehende A. h. Entschliessung vom 13. Septem- 
ber erläuternd und ergänzend, lautet ihrem ganzen Wortlaute 
nach, wie folgt: „Soviel ad I" den modum, wie die Zahl und 
die Oerter der Acatholicorum eruirt werden soll, betrifft, ist 
nicht nothwendig, dass die Kanzlei dermalen den Numerum 
derselben genau wisse, sondern selbe hat lediglich an die Län- 
der zu verordnen, dass, wo die weiter unten zu bestimmende 
Zahl der Akatholischen dermalen ist oder künftig sein wird, 
ihr das Privat-Exercitium nach der höchsten Vorschrift ohne 
Anstand gestattet werden solle: es ist solches auch nicht in 
dem zu beschränkten Verstand zu nehmen, dass eben in einem 
Dorfe oder Ort die zu bestimmende Anzahl sein müsse, sondern 
es ist genug, wenn in mehreren nahe liegenden Chischaften die 
Zahl sich meldet und das Exercitium privatum verlanget. Was 
hier von der Tolerantia merae gratiae ad nutum revocabilis, 
vom iure reformandi illimitato, von Confirmirung dieser Tole- 
ranz in jedem Falle, wo andere Privilegien-Confirmationen zu 
suchen schuldig sind, gemeldet wird, ist meinen Gesinnungen 
ganz entgegen, und würde den vorhabenden Endzweck ganz 
vereitlen, mithin ist kein Gebrauch davon zu machen, sondern 



« 

'*) Ein Hofdecret vom 8. December 1770 verfugte, dass ein mit Guber- 
nialdispensation favore commercii im Lande geduldeter Akatholik, der eine 
katholische Weibsperson zu ehelichen verlanget, vor der wirklichen priester- 
lichen Zusanmiengebung bei dem Parocho Sponsae unter eigener Handunter- 
schrift und Petschaft die Appromissionem antenuptialem de educandis prolibus 
utriusque sexus in Religione catholica ausstelle. Bei J ak s ch [Anm. 20, s] II, 48. 
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lediglich davon zu. präscindiren und in den Expeditionen weder 
von deren beständiger Zulassung noch willkürlicher Aufhebung 
eine Erwähnung zu machen. 

Zweitens : Wo 100 Familien oder gegen 500 Seelen existiren^ 
wenn sie auch nicht in dem Orte des Bethauses oder Seelsor- 
gers, sondern ein Theil derselben auch einige Stunden entfernt 
wohnet, ist ihnen ein Bethaus und eine Schule zu gestatten. 
Den weiter Entfernten ist die Erlaubniss, in das nächste jedoch 
inner der Erblande befindliche Bethaus sich zu begeben, nicht, 
wie angetragen wird, nur auf einmal des Jahres zu beschränken, 
sondern ihnen solches so oft sie wollen zu gestatten, gleichwie 
auch ihren erbländischen Geistlichen unbedingt freistehen muss, 
zu ihnen zu kommen und ihnen mit dem nöthigen Unterricht, 
Seelen- und Leibes-Troste auch den Kranken beizuspringen. 

Drittens ist a) in Betreff des Aeusserlichen der Bethäuser 
nach den Worten Meiner Resolution ohne alle Einschränkung 
oder Ausdehnung sich zu halten, folglich Thürme, Glocken und 
öffentliche Eingänge von der Gasse, die eine Kirche vorstellten,' 
nicht zu gestatten, sonst aber ihnen freizulassen, selbe wie sie 
wollen und von was immer für Materialien zu bauen. 

b) In die Interpretation der Filialen ist nicht einzugehen, 
sondern Alles lediglich so, wie die erlassene Resolution lautet,* 
zu expediren. 

c) Die Ertheilungen der Dispensationen wegen Possessionen^ 
Bürger- und Meister-Rechtes sind bei den unterthänigen Städten 
durch die Kreisämter, bei den königlichen und Leibgedingstädten, 
da wo Landeskämmerer sind, durch diese, und wo keine sind,' 
durch die Landes-Gubemia zu ertheilen. Wo es aber um das 
Jus incolatus des höheren Standes zu thun, ist die Dispensation * 
nach vernommenem Gubemio von der Kanzlei zu ertheilen ; Mir 
aber sind nach Verlauf des Jahres die Verzeichnisse der Dispen-^ 
sationen vorzulegen. Sollten aber bei den angesuchten Dispen- 
sationen sich Anstände ergeben und daher selbe abzuschlagen 
erachtet werden, so soll hiervon die Anzeige una cum motivis 
allemal an das betreffende Gubemium und von demselben an' 
die Kanzlei zu Einholung Meiner Resolution geschehen. 

d) Wegen Anzahl der Seelen in Mähren, und Filialen ist 
sich nach Vorstehendem zu achten. Die Bestellung eigener 
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Schulmeister, welche von den Gemeinden ^u erhalten sind, kann 
denselben keineswegs verweigert werden, und hat die Schul- 
direction jeden Landes, was die Lehrmethode und Ordnung be- 
trilfk, A^ Einsicht ohnehin zu nehmen. 

e) Wenn die Inwohner eines Orts ihre Pastoren dotiren und 
unterhalten, ist ihnen auch deren Auswahl zu überlassen; thun 
solches aber die Obrigkeiten, so muss diesen das Jus praesen- 
tandi eingestanden werden ; die Gonfirmation bleibet immer dem 
Landesfürsten vorbehalten, so dass entweder, wo protestantische 
Consistoria sind, durch dieselben, und wo keine sind, durch die 
Länder- und Hofstelle diese Gonfirmation ertheilet werde. 

f ) Die Jura Stolae der Protestanten gehören nicht dem 
katholischen Pfarrer; gehet ihm an seiner Gongrua was ab, so 
hat ihm es der Fatronus zu ersetzen. 

g) Wegen der Judicatur über die Akatholischen in ihren 
Beligionssachen hat es lediglich die politische Stelle mit Zu- 
ziehung ein oder des andern ihrer Pastoren und Theologen zu 
besorgen, damit nach ihren Religionssätzen gesprochen werde. 

Bei den über das ProtocoUum de Beprod. 30. August auf- 
gehobenen Reversen hat es sein Verbleiben, und ist Meiner er- 
klärten Willensmeinung gemäss die Erziehung der Kinder in 
dieser oder in jener Beligion der freiwilligen Einvernehmung und 
Vergleich der Heirathenden und künftigen Eltern zu überlassen. 
Wider die Ausschleppung des Vermögens ist sich nach den Lan- 
desgesetzen gegen die Unkatholischen wie gegen die Katholischen 
zu verhalten; dann gegen jene Acatholicos, die nur auf eine 
Zeit im Lande sind, die Vorsicht nach den Gesetzen zu brauchen.^ 

Inzwischen hatte der Kaiser bereits am 6. October 1781 
die Frage, „ob nicht in Angelegenheit des letzthin festgesetzten 
Toleranzsystemes, damit die gewisse Befolgung um so weniger 
unterbleiben möge, nebst der schon angeordneten Bekannt- 
machung an die Kreisämter und Dominien noch erforderlich 
wäre, zur allgemeinen Wissenschaft einige Kundmachung durch 
den Druck zu veranlassen,^ im Staatsrath zum Gegenstand 
einer besondem Verhandlung machen lassen. Hatzfeld rieth 
von einer Publication d^oh die Zeitungen ab, weil der gemeine 
M^inn dadurch irre . geführt -Und zu Schritten verleitet werden 
würde, welche Unordnungen nach sieh aiehen würden. „Wollen 
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aber Ihro Majestät dieses ganze Toleranzsystem zur allgemeinen 
Wissenschaft, wozu ich nicht anrathe, gelangen lassen, so ist 
die ordentliche Patental-Kundmachung der wahre Weg, die 
Gesinnungen des Monarchen seinen Unterthanen mitzutheilen. 
Dieses Patent muss aber mit Bedacht entworfen, und in dem- 
selben demjenigen, welcher in seinem Herzen von der wahren 
Beligion abgefallen ist und sich ^u einer andern Religion bekennt, 
dasjenige, was er zu thun hat, vorgeschrieben werden, wenn 
er mit dem Gottesdienst versehen sein will." Die Staatsräthe 
Löhr, Gebier undKressel stimmten für ein Kundmachungs- 
Patent, die beiden Letztern ausserdem für eine authentische Be- 
kanntmachung der Toleranzgrundsätze in den Zeitungen, „sonst 
wird man aus blindem Eifer Alles anwenden, dem armen Volk, 
dessen Beruhigung und Trost der gütigste Monarch wünschet, 
die mildesten Gesinnungen zu verbergen^. Gebier legte auch 
sogleich den Entwurf einer solchen vor. Kaunitz billigte die 
Vorschläge Gebler's. Und so erging an die böhmisch-öster- 
reichische Hofkanzlei unter dem 13, October 1781 das folgende 
kaiserliche Handbillet: ^^) „Der Kanzlei habe ich zwar in Meiner 
auf den Vortrag vom 10. August ertheilten Resolution wegen 
Einführung einer christlichen Toleranz Meine Willensmeinung 
zu erkennen gegeben, dass, um diese christliche Toleranz in Aus- 
führung zu bringen, der Weg einer öffentlichen Kundmachung 
nicht eingeschlagen, folglich über alles dieses kein Patent oder 
sonstige öffentlich gedruckte Verordnung erlassen werden solle. 
Es verlautet jedoch, dass diese Meine erlassene Anordnung 
bereits im Publico bekannt geworden sei, derselben aber eine 
ganz unechte Auslegung gegeben, und dem Volke irrige Begriffe 
beigebracht werden. Da nun alles daran gelegen ist, diese von 
Mir angeordnete Duldung und Begünstigung der Augsburgischen- 
Helvetischen Religionsverwandten ^') und der nicht unirten Grie- 



'*) Dasselbe ist theilweise von Meynert [Anm. 8] S. 42, vollständig 
von mir im „Jahrbuch" [Anm. 5] II, 1 veröffentlicht worden. 

*') üeber die Benennungen „Protestanten und Augsburgische Con- 
fessions verwandte'^ siehe Koste r [Anm. 20, e] Jahrgang 1791, S. 608 — 551. 
Im vorigen Jahrhundert nannte man in Wien nach demselben Sprach- 
gebrauch Käufleute, welche das Recht hatten/ grosse Niederlagen zu halten, 
Niederlagsverwandte. 
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eben in und ausser Landes zu Jedermanns Kenntniss nach ihrem 
wahren Inhalt und Verstand zu bringen, und dadurch alle 
falsche Auslegungen und daraus entstehenden Irrungen zu besei- 
tigen, so finde Ich für rathsam, von Meinem erstem Entschlüsse 
der Nicht-Publicirung abzugehen, und Meine Anordnung allge- 
mein bekannt machen zu lassen, zu welchem Ende die Kanzlei 
Folgendes zu verfügen haben wird. Zuförderst ist die Veran- 
staltung zu treffen, dass in einem jeden Lande die anbefohlener- 
massen [S. 25] an die Kreisämter, Magistrate und Dominien 
über dieses anbefohlene Toleranzsystem zu erlassende Circula- 
rien (welche vollkommen in Gemässheit Meiner Besolution zu 
verfassen und deren Entwürfe Mir zur Approbation vorzulegen 
sein werden) in einer mehrem Anzahl als zu eben besagter Ab- 
sicht sonst erforderlich wäre, in öffentlichen Druck gegeben, 
auch dem verlegenden Buchdrucker in der Hauptstadt jeder 
Provinz gestattet werde, an Jedermann, der es verlanget, solche 
gedruckte Gircularien abzugeben, und andurch die genügsame 
Verbreitung auch in andere Länder auf einmal zu bewirken. 
Hiemächst ist den in der Hauptstadt jeder Provinz herauskom- 
menden Zeitungen die Kundmachung nach demjenigen Formular, 
welches hier beiliegt, unter dem Artikel Wien einzuschalten, 
und solches hierorts in den 4 Zeitungen, nämlich der deutschen, 
lateinischen, französischen und italienischen nach der Ueber- 
setzung, welche von der Staatskanzlei in diesen 3 fremden 
Sprachen besorget, und von derselben abzuholen sein wird, zu 
befolgen. Einer Eindrackung in andere fremde Zeitungen bedarf 
es jedoch nicht, da diese solche Ankündigung nachzudrucken 
und einzuschalten ohnehin bedacht sein werden.^ 

Die am Schlüsse dieses kaiserlichen Handbillets zur Ein- 
schaltung in die inländischen Zeitungen befohlene, von Gebier 
entworfene Kundmachung, dieses vorläufige kurzgefasste Toleranz- 
patent, lautet wie folgt: 

„Se. Römisch Kaiserl. Königl. Apostolische Majestät über- 
zeuget einerseits von der Schädlichkeit alles Gewissenszwanges, 
und andererseits von dem grossen Nutzen, der für die Beligion 
und den Staat aus einer wahren christlichen Toleranz ent- 
springet, haben allergnädigst folgende Massregeln festgesetzt 
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und sämmtlichen Behörden zur genauesten und unverbrüchlich- 
sten Nachachtung vorgeschrieben [S. 25] ; nämlich : 

Erstens dass den akatholischen das ist Augsburgischen und 
Helvetischen Confessionsverwandten, sowie den Graecis non unitis, 
wo deren nämlich der Protestanten und non unitorum eine 
genügsame Anzahl vorhanden, und es nach den Kräften der- 
selben thunlich ist, das Exercitium religionis privatum allent- 
halben ohne Rücksicht, ob es jemals gebräuchlich gewesen oder 
nicht, von nun an gestattet sei. 

Zweitens ist diesem Exercitio religionis privato kein anderer 
Verstand zu geben, als dass den Protestanten und non unitis 
für ihre Bethäuser und Kirchen kein Geläute, keine Thürme 
und kein Eingang, der eine Kirche vorstellte, eingestanden, 
sonst aber ihnen selbe, wo sie wollten, zu erbauen, und alle 
Ausübung ihres Gottesdienstes sowohl in denselben als auch 
ausser solchen bei Kranken, wo immer sich diese befinden 
mögen, vollkommen freigelassen werden soll. 

Drittens da, wo ihnen Protestanten und non unitis schon 
dermalen ein Mehreres eingeräumet ist, habe es bei selbem sein 
Verbleiben. 

Viertens wollten Se. Majestät diesen sämmtlichen Religions- 
verwandten auch in jenen Ländern und Städten, wo selbe der 
Religion wegen, der Possessionen und des Incolats, des Bürger- 
und Meisterrechts, der akademischen Würden und der Civil- 
dienste bisher nicht fähig waren, künftig eines und das andere 
per viam Dispensationis allemal ohne Anstand ertheilen. 

Fünftens seien dieselben in keinem Falle zu einer andern 
Eidesformel als zu derjenigen, die ihren Religionsgrundsätzen 
gemäss ist, oder zu Beiwohnung der Umgänge oder Functionen 
der dominanten Religion, wenn sie nicht selbst wollen, zu ver- 
halten. 

Sechstens soll bei Wahlen und Dienstvergebungen, sowie 
es bei dem Militari mit vieler Frucht und ohne den mindesten 
Anstand geschieht, keineswegs auf den Unterschied der Religion, 
sondern auf Rechtschaffenheit und Fähigkeit der Competenten, 
dann ihren christlichen und moralischen Lebenswandel lediglich 
der genaue Bedacht genommen werden. Endlich 
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Siebentens sei alles dieses sämmtlichen betreffenden Stellen, 
Kreisämtern, Universitäten, Dominien und Magistraten zur 
schuldigen unverbrüchigen Nachachtung schon kund gemacht, 
und über den pünktlichsten Vollzug pflichtmässige Obsorge zu 
tragen der Befehl erlassen worden. 

Eben diese Verordnung haben Se. Majestät an die Hungar- 
und Siebenbürgische Kanzleien, ingleichen an den Hofkriegsrath 
respectu des gesammten Militaris, dann der Gränzdistricte, und 
an das Niederländische und Italienische Departement ergehen 
lassen, unbeschadet jedoch der in Hungam und Siebenbürgen 
den Protestanten kraft der Landesverfassung, und den non 
unitis kraft der Pri\41egien respectu exercitii publici Beligionis 
schon zustehenden mehreren Gerechtsamen." 

Dem am Schlüsse des vorerwähnten kaiserlichen Hand- 
billets vom 13. October ertheilten Auftrag entsprach die Hof- 
kanzlei durch folgenden an die niederösterreichische Regierung 
gerichteten Erlass vom 15. October 1781: „Da Se. k. k. Ma- 
jestät den Augsburgischen und Helvetischen Religionsverwandten 
und den nicht unirten Griechen eine christliche Toleranz alier- 
gnädigst eingestanden haben, welche allerhöchste Willensmeinung 
Derselben ehestens ihrem ganzen Inhalt nach zukommen werde : 
So befehlen a. h. Dieselben, dass einsweilen der beigehende 
Entwurf zu jedermanns Wissenschaft in und ausser Landes den 
hiesigen 4 Zeitungen, nämlich der deutschen, lateinischen, 
französischen und italienischen nach der üebersetzung, welche 
in diesen 3 fremden Sprachen von der k. k. Geheimen Hof- 
und Staatskanzlei besorgt werde, und um deren üeberkommung 
Sie Regierung an erstbesagte Hof- und Staatskanzlei sich zu 
wenden habe, unter dem Artikel Wien ungesäumt eingeschaltet 
werde. Welches Sie Regierung ohne allen Zeitverlust in Voll- 
zug zu setzen habe." Der entsprechende Erlass an die übrigen 
k. k. Länderstellen; gleichfalls vom 15. October, schliesst mit 
folgenden Worten : „So befehlen a. h. Dieselben, dass einsweilen 
der beigehende Entwurf (ad marg. in Galizien deutsch, franzö- 
sisch und lateinisch, Tirol, Görz und Triest wällisch, deutsch 
und lateinisch) zu jedermanns Wissenschaft in und ausser Lan- 
des den öffentlichen Zeitungsblättem , wenn dortlands einige 
gedruckt zu werden pflegen, unter dem Artikel Wien einge- 
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schaltet werde; welches das k. k. Gubernium (Landeshaupt- 
mannschaft) sogleich zu befolgen habe." 

In Gemässheit dieses Erlasses erschien nun die Kund- 
machung Mittwoch den 17. Weinmonat in Nr. 83 der Wiener 
Zeitung ohne üeber- und Unterschrift, nicht an der Spitze, 
sondern in der Mitte des Blattes unter der Anzeige „Wien".^®) 

Dieselbe Kundmachung erhielt Fürst Kaunitz mit folgen- 
dem kaiserlichen Handbillet (13. October 1781): „Ungeachtet 
in Meiner, dem Fürsten unterm 18. September commijnicirten 
Resolution wegen Einführung einer christlichen Toleranz unter 
andern angeordnet ist, dass, um selbe in Ausübung zu bringen, 
der Weg einer öffentlichen Kundmachung nicht eingeschlagen, 
folglich über alles diess kein Patent oder sonstige gedruckte 
Verordnung erlassen werden solle, so habe Ich docli aus wich- 
tigen Betrachtungen und damit Meine Entschliessung nach 
ihrem wahren Gehalt und Verstand zu Jedermann's Kenntniss 
gebracht, auch alle falsche Auslegungen derselben und alle dar- 
aus entstehenden Irrungen beseitigt werden mögen, räthlich 
befunden, hievon wieder abzugehen und Meine Anordnung all- 
gemein bekannt zu machen." 

Auf das hofkriegsräthliche Billet schrieb der Kaiser eigen- 
händig folgenden Zusatz: „Uebrigens wird der Hofkriegsrath 
auch in Gemässheit allen beim Militari bestehenden Religions- 
zwang und Befehle, nämlich wegen Nichtannehmung protestan- 
tischer Chirurgen, Führers, dann wegen Nichtzulassung in 
Spitälern und bei Executionen an Protestanten ihrer GeistHchen, 
und dann endlich Gestattung, dass das gesammte protestantische 
Militare nach Möglichkeit der Lage die protestantischen Kirchen 
besuche und auch selbem das gewöhnliche Abendmahl abge- 
reichet werde, durch Erlassung angemessener Befehle an die 
Behörden all diesen Religionszwang hinführo beseitigen machen. " 

Dem in dem kaiserlichen Handbillet vom 13. October ent- 
haltenen weiteren Auftrag entsprechend legte die böhmisch- 



") Wieder abgedruckt bei Köster [Anm. 20, e] Jahrg. 1782, S. 36, 

bei Hierophilus [Anm. 8] S. 33, und im „Jahrbuch'* [Anm. 5] II, 1. 

Die lateinische, französiche und italienische üebersetzung, welche Kaunitz 

besorgen lassen wollte, konnte ich weder in den Archiven noch in den 

Bibliotheken auffinden. 

3* 
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österreichische Hofkanzlei mittelst Vortrages vom 19. October 
^den Entwurf der in Ansehung des Toleranzsystems hinauszu- 
gebenden Circularien" zur allerhöchsten Approbation vor. An 
gesammte k. k. Länderstellen gerichtet, begann er mit den Worten : 
„Liebe Getreue! Wir haben Uns bewogen gefunden, denen 
Augsburgischen und Helvetischen Beligionsverwandten und denen 
nicht unirten Griechen eine christliche Toleranz mit einem ihrer 
Beligion gemässen Privat -Exercitio zu verstatten.*' Durch ein 
mit „pressirt" bezeichnetes Circulandum wurde dieser Entwurf 
am 20. October bei den Staatsräthen Löhr, Gebier, Kressel, 
Hatzfeld und Kaunitz in Umlauf gesetzt. Hierbei wurden 
nicht bloss mehrere Abänderungen vorgenommen, sondern auch 
zwei Anträge gestellt. Der eine von Löhr ging dahin, es ver- 
diene bei der Auswahl der Geistlichen einer besondem Rück- 
sicht, dass Leute, die einen so grossen Eindruck auf die Ge- 
müther der Unterthanen machen können, nicht aus solchen 
Ländern und Orten gewählt werden, wo aus was immer für 
einem Betracht einige Besorgniss entstehen könnte. „Ich glaubte 
daher, dass wo möglich erbländische Unterthanen oder doch 
sonsten solche zu diesem Amt anzustellen wären, welche ein 
wahres Zutrauen redlicher Gesinnung verdienen, weshalben die 
Landesstellen in separato instruirt werden könnten.*' Aus diesem 
Antrag zog Gebier die Folgerung, dass den protestantischen 
Studiosis Theologiae der Unterricht im Lande selbst verschafft 
werden müsse. „Bei den ungarischen und siebenbürgischen 
Universitäten kann nicht der mindeste Anstand obwalten, cathe- 
dras theologicas beider Gonfessionen zu errichten. Es gibt hier 
und da auf protestantischen Universitäten öffentliche Lehrer, 
die aus den Erblanden gebürtig sind und wegen der Religion 
auswärts ihre Versorgung gefunden. Dieselben würden willigst 
in ihr Vaterland zurückkehren." Er erinnert dabei an Schröckh, 
den geborenen Wiener. Kaunitz stimmte diesen Anträgen zu 
und bemerkte noch Folgendes: „Da über den vorliegenden 
Gegenstand der grosse Haufen so ungleich denket, und unter 
diesem grossen Haufen auch hin und wieder ganze Stellen und 
Gubemia sich befinden, so sehe ich für räthlich an, den Ein- 
gang des Rescripts auf die nämliche Art zu motiviren wie es 
in der diesfälligen Zeitungs-Notification [S. 32] geschehen." 
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Das Toleranzpatent (Toleranzedict, Toleranzgenerale, Toleranz- 
circulare), wie es am 20. October im Staatsrathe endgültig fest- 
gestellt wurde, lautet nach dem in den Staatsrathsacten erliegen- 
den Originale wie folgt: 

An gesammte k. k. Länderstellen. 

„Liebe Getreue! üeberzeuget einerseits von der Schädlich- 
keit alles Gewissenszwanges und andererseits von dem grossen 
Nutzen, der für die Beligion und den Staat aus einer wahren 
christlichen Toleranz entspringet, haben Wir Uns bewogen 
gefunden, den Augsburgischen und Helvetischen Religionsver- 
wandten, dann den nicht unirten Griechen ein ihrer BeUgion 
gemässes Privat -Exercitium allenthalben zu gestatten, ohne 
Sücksicht ob selbes jemals gebräuchlich oder eingeführt gewesen 
sei oder nicht. Der katholischen 2^) Seligion allein soll der 
Vorzug des öffentlichen Religions-Exercitii verbleiben, den beiden 
protestantischen Seligionen aber, sowie der schon bestehenden 
nicht unirten*®) griechischen aller Orten, wo es nach der hier 
unten bemerkten Anzahl der Menschen und nach den Facultäten 
der Inwohner thunlich fällt, und sie Acatholici nicht bereits 
in Besitz des öffentlichen Beligions-Exercitii stehen *% das 
Privat-Exercitium auszuüben erlaubt sein. Insbesondere aber 
bewilligen Wir: 

Erstens: den akatholischen Unterthanen, wo 100 Familien 
existiren, wenn sie auch nicht in dem Orte des Bethhauses oder 
Seelsorgers, sondern ein Theil derselben auch einige Stunden 
entfernt wohnen, ein eigenes Bethhaus nebst einer Schule 
erbauen zu dürfen, die weiter entfernten aber können sich in 
das nächste jedoch inner den k. k. Erbländem befindliche Beth- 
haus, so oft sie wollen, begeben, auch ihre erbländische Geist- 
liche die Glaubensverwandten besuchen und ihnen, auch den 
Kranken mit dem nöthigen Unterrichte, Seelen- und Leibestroste 
beistehen, doch nie verhindern, unter schwerster Verantwortung, 



'*) Im Hofkanzlei-EntwTirfe stand „ dominanten '*. 

'^) Die Hofkanzlei hatte geschrieben „schismatischen'', ein Ausdruck, 
der als anstössig von Gebier in „nicht unirten" umgewandelt wurde. 

•*) Ist ein wegen der kirchlichen Verhältnisse in Schlesien von Löhr 
beantragter Zusatz des Staatsrathes. 
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dass einer von einem oder anderem Kranken anverlangte katholi- 
sche Geistliche berufen werde. 

In Ansehung des Bethhauses befehlen Wir ausdrücklich, 
dass, wo es nicht schon anders ist, solches kein Geläute, keine 
Glocken, Thürme, und keinen öffentlichen Eingang von der 
Gasse, so eine Kirche vorstelle, haben, sonst aber, wie und von 
welchen Materialien sie es bauen wollen, ihnen freistehen, auch 
alle Administrirung ihrer Sacramenten und Ausübung des Gottes- 
dienstes sowohl in dem Orte selbst als auch deren üeberbringung 
zu den Kranken in den dazu gehörigen Filialen, dann die öffent- 
lichen Begräbnisse mit Begleitung ihres Geistlichen '2) voll- 
kommen erlaubt sein soll. 

Zweitens: bleibet denselben unbenommen, ihre eigenen 
Schulmeister, welche von den Gemeinden zu erhalten sind, zu 
bestellen, über welche jedoch Unsere dort (hier) ländige Schul- 
direction, was die Lehrmethode und Ordnung betrifft, die Ein- 
sicht zu nehmen hat. Ingleichen bewilligen Wir: 

Drittens: den akatholischen Inwohnern eines Orts, wenn 
selbe ihre Pastoren dotiren und unterhalten, die Auswahl der- 
selben, wenn aber solches die Obrigkeiten auf sich nehmen 
wollen, hätten sich diese des Juris praesentandi allerdings zu 
erfreuen, jedoch behalten Wir Uns die Confirmation dergestalten 
bevor, dass, wo sich protestantische Consistoria befinden, diese 
Confirmationen durch selbe, und wo keine sind, solche ent- 
weder durch die im Teschnischen oder durch die in Hungarn 
schon bestehende protestantische Consistoria ertheilet werden, 
insolange bis nicht die Umstände erfordern, in den Ländern 
eigene Consistoria zu errichten. 

Viertens : Die Jura stolae verbleiben, so wie sie in Schlesien, 
dem Parocho ordinario vorbehalten.^^) 

Fünftens : Wollen Wir die Judicatur in den das Religions- 
wesen der Acatholicorum betreffenden Gegenständen Unserer 



*2) Der Passus von den Begräbnissen ist gleichfalls erst vom Staats- 
rathe hinzugefügt worden. 

**) Der Kanzlei-Entwurf lautete: „Die Jura stolae haben die Prote- 
stanten nicht dem katholischen Pfarrer, sondern ihrem Pastor zu entrichten, 
und wird der Patronus, wenn dem katholischen Pfarrer dadurch an der 
Congrua etwas entginge, demselben den Abgang ersetzen/ 
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politischen Landesstelle mit Zuziehung eines oder des andern 
ihrer Pastoren und Theologen gnädigst aufgetragen haben, von 
welcher nach ihren Religionsgrundsätzen gesprochen und ent- 
schieden werden, hierüber jedoch der weitere Recurs an Unsere 
politische Hofstelle freistehend^) solle. 

Sechstens : Hat es von der Ausstellung der bisher gewöhn- 
lich gewesenen Reverse bei Heurathen von Seite der Acatholi- 
corum wegen Erziehung ihrer erzeugenden Kinder in der römisch- 
katholischen Religion von nun an gänzlich abzukommen, da 
bei einem katholischen Vater alle Kinder in der katholischen 
Religion, sowohl von männlich als weiblichen Geschlechte, ohne 
Anfrage zu erziehen sind, welches als ein Praerogativum der 
dominanten Religion anzusehen ist, wo hingegen bei einem 
protestantischen Vater und katholischen Mutter sie dem Ge- 
schlecht zu folgen haben. ^^) 

Siebentens: Könnten die Acatholici zum Häuser- und 
Güter- Ankauf ^*), zu dem Bürger- und Meister-Rechte, zu acade- 
mischen Würden und Civil - Bedienstungen in Hinkunft dispen- 
sando zugelassen werden, und sind diese zu keiner andern Eides- 
formel als zu derjenigen, die ihren Religionsgrundsätzen gemäss 
ist, weder zu Beiwohnung der Processionen oder Functionen 
der dominanten Religion, wenn sie nicht selbst wollen^''), an- 
zuhalten. Es soll auch ohne Rücksicht auf den Unterschied 
der Religion in allen Wahlen und Dienstvergebungen, wie es 
bei Unserem Militari täglich ohne mindesten Anstand und mit 
vieler Frucht^®) geschiehet, auf die Rechtschaffenheit ^^) und 



^*) Die Freigebung des Recurses an die Hofstelle ist vom Staatsrath 
eingefügt. 

^^) Im Entwurf der Hofkanzlei war hier noch beigefügt: „Wegen 
heimlicher Verführung des Vermögens ausser Landes aber ist sich gegen 
die Äcatholische auf gleiche Art wie gegen die Katholische nach den 
Landesgesetzen zu benehmen, und gegen jene Acatholicos, die nur auf 
eine Zeit im Lande seien, die Vorsicht nach den Gesetzen zu georauchen." 
Dieses Einschiebsel, welches Gebier nicht zu verstehen bekannte, wurde 
vom Staatsrath gestrichen. 

^®) Der Hofkanzlei-Entwurf hatte die Lesart „Possessionen". 

*') Im Hofkanzlei-Entwurf hiess es: „in die sie keinen Glauben haben" . 

'*) „und mit vieler Frucht" ist Zusatz des Staatsraths. 

^*) Im Entwürfe der Hofkanzlei stand: „Geschicklichkeit". 
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Fähigkeit der Competenten , dann auf ihren christlichen und 
moralischen Lebenswandel lediglich der genaue Bedacht ^^) ge- 
nommen werden. Derlei Dispensationes zu Possessionen, dann 
zum Bürger- und Meister - Rechte sind bei den unterthänigen 
Städten durch die Kreisämter, bei den königlichen und Leib- 
gedingstädten aber, da wo Landeskämmerer sind, durch diese, 
und wo sich keine befinden, durch Unser Landesgubemium 
(Landeshauptmannschaft) ohne alle Erschwerung zu ertheilen. 
Im Falle aber bei den angesuchten Dispensationen sich An- 
stände, wegen welcher selbe abzuschlagen erachtet würden, 
ergeben sollten, ist hievon jedesmal die Anzeige una cum motivis 
an Unser Gubemium (Larideshauptmannschaft) und von euch 
anher zu Einholung Unserer höchsten Entschliessung zu er- 
statten. 

Wo es aber um das Jus Incolatus des höheren Standes ^ *) 
zu thun ist, da ist die Dispensation nach vorläufig vernommener 
Landesstelle von Unserer Böhm. Oesterr. Hofkanzlei zu er- 
theilen. 

Diese Unsere höchste Schlussfassung werdet ihr den Kreis- 
ämtem, Magistraten und Dominien durch eigends gedruckte 
Circularien, wovon eine grössere Anzahl als sonst gewöhnlich 
aufzulegen ist, bekannt machen lassen, auch dem dort (hier) 
Landes verlegenden Buchdrucker zu gestatten haben, an Jeder- 
mann, der es verlanget, solche gedruckte Circularien abzugeben 
und andurch die hinlängliche Verbreitung auch in andere Länder 
zu bewirken.« 

In dieser seiner ursprünglichen Form ist das Toleranz- 
patent ganz unbekannt geworden. In den Gesetzsammlungen 
erscheint es gewöhnlich, in die indirecte Rede umgesetzt, wie 
es der Weltpriester Albrecht Hub er in Druck gegeben hat*^, 



*°) Die Hofkanzlei hatte geschrieben: „der vorzügliche Bedacht". 

*^) Der Hofkanzlei - Entwarf hatte die Lesart: „des Herrenstandes '^. 

^') In der Trattnerschen Sammlung [Anm. 20, h] I, 137. Daraus 
hat es entnommen der Codex iuris eccl. Josephini [Anm. 20, q] I, 43; 
Kuzmäny [Anm. 20, v] S. 79 [jedoch mit Correcturen und der unrichtigen 
üeber Schrift „Toleranz -Circular der N. Oe. Regierung"], neuerdings St. 
Linberger. Geschichte des Evangeliums in Ungarn sammt Siebenbürgen. 
Budapest 1880, S. 187. 
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anhebend: „Nach Inhalt der, unterm dato Wien den 13. er- 
lassenen allerhöchsten Eaiserl. Königl. unmittelbaren Resolution, 
hätten Se. Rom. Kaiserl. Eönigl. Apostol. Majestät, überzeugt 
einerseits von der Schädlichkeit alles Gewissenszwanges, und 
andrerseits von dem grossen Nutzen, der für die Religion und 
den Staat aus einer wahren christlichen Toleranz entspringe, 
sich bewogen gefunden*' etc. und schliessend : „Weich-alles hie- 
mit, nach Massgabe dieser allerhöchsten Anordnung, allen und 
jeden, Jurisdicenten, Dominien, Gültenbesitzern, Obrigkeiten und 
Magistraten, auch Insassen und Inwohnern zur allergehorsamst 
so genauest als unverbrüchlichen Vollziehung, Nachachtung und 
Festhaltung bedeutet wird." Das ist aber nicht das Toleranz- 
patent selbst, sondern das Toleranzcirculare des innerösterreichi- 
schen Guberniums. Anderwärts findet sich's auch mit folgenden 
Eingangsworten: „Se. kaiserl. königl. apostol. Majestät haben 
allenthalben kund zu machen allergnädigst verordnet, wie Aller- 
höchstdieselbe, überzeuget einerseits von der Schädlichkeit alles 
Gewissenszwanges und andererseits von dem grossen Nutzen, 
der für die Religion und den Staat aus einer wahren christ- 
lichen Toleranz entspringet, sich bewogen gefunden hätten" etc.''^) 
Mit der Feststellung des Textes des Toleranzpatentes coin- 
cidirten im Staatsrathe zwei andere auf die Toleranz sich 
beziehende Verhandlungen. Heinrich Franz Graf von Rottenhan 
(f 1809), Gubemialrath in Böhmen, später in hohen Staats- 
ämtem zu Wien **), hatte, ermuntert durch reinen Trieb des 
Gewissens und den feurigsten Diensteifer, unter dem 20. October 
1781 eine Vorstellung folgenden Inhalts an den Kaiser gerichtet : 
„Ew. Majestät war es vorbehalten, in einem Staat, wo veraltete 
Vorurtheile und selbst die Reichsgrundgesetze den Verfolgungs- 
geist heiligten, der Toleranz mit einem Schritte den Umfang 
zu geben, den die Stimme der Menschheit und echte Philosophie 
ihr vorzeichnen. Aber indem Ew. Majestät alle in ihren weit- 
läuftigen Staaten wohnende unkatholische Unterthanen von dem 
Gewissenszwang befreiten und der Nationalhandlung und In- 
dustrie durch Anziehung fremder Kaufleute, Künstler und Capi- 



*») Acta hist.-eccl. [Anm. 20, d] VIII, 865 und Rams hörn [Anm. 8] 
S. 252. 

**) Wurzbach, XXVII, 162. 
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talisten eine glänzende Aussieht eröffnen, so war Ew. Majestät 
von echter Gottesfurcht angeflammtes Herz gewiss weit entfernt, 
ihre eigene, die katholische Religion, in Gefahr setzen zu wollen, 
und dieses geschieht doch nach meiner geringen Einsicht un- 
vermeidlich durch Localumstände, wenn das Toleranzgesetz in 
Böhmen auf die Art in Vollzug gesetzt wird, wie es nach dem 
Hofdecret vom 15. October [S. 34] in der Zeitung angekündigt 
werden soll. Es stehet mir nicht zu, nach den geheimen Ursachen 
zu forschen, die Ew. Majestät bewogen haben, diese vorläufige 
Ankündigung anzubefehlen. Doch hängt es immer von Ew. 
Majestät Weisheit ab, in der wirklichen Ausführung noch ohne 
alles Aufsehen die Einschränkungen zu veranstalten, die meiner 
üeberzeugung nach in Böhmen und Mähren nothwendig werden, 
wenn das Heil so vieler Gläubigen nicht in Gefahr gesetzt wer- 
den soll. Die Toleranz bestehet in Beseitigung alles Gewissens- 
zwanges und in der allen Religionsparteien durch Gesetze ge- 
währten Sicherheit der Person, der Ehre und des Eigenthums. 
Wenn man aber die Toleranz über diese Grenzen erstrecken 
will, so müssen erst alle Umstände des politischen und mora- 
lischen Zustandes eines Volkes genau abgewogen werden, damit 
nicht die neue Lehre die alte verdrängt oder gar einst die 
öffentliche Ruhe mit Blutvergiessen hergestellt werden müsse. 
Es ist unleugbar, dass bei dem gegenwärtigen Zustand der 
böhmischen und mährischen Kirche der lutherische und refor- 
mirte Gottesdienst nicht anders als mit vieler Behutsamkeit und 
nicht allgemein eingeführt werden könne. In verschiedenen 
Kreisen Böhmens und in Mähren sind viele Taboriten oder 
besser zu sagen Leute ohne allen bestimmten Religionsbegriff 
verstreuet, der Clerus bestehet leider grösstentheils aus sehr 
rohen, ungesitteten und unwissenden Lohndienern. Die Erwei- 
terung der Toleranz und die dadurch eröffnete Aussicht für den 
Eigennutz oder den Fanatismus wird von allen Seiten aus den 
sächsischen und brandenburgischen Landen Missionarien herbei- 
locken, die, so schlecht auch immer ihre Berufsgründe sind, 
doch wegen des ohne Vergleich besseren Zustandes ihrer Uni- 
versitäten sehr gegen die diesseitigen Geistlichen hervorstechen 
werden. Die Folge wird sein, dass in diesen Gegenden viele 
Katholische, durch den einnehmenden Vortrag der lutherischen 
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Geistlichen verblendet, sich zu den Taboriten gesellen werden, 
und diese werden alsdann erst systematisch unterrichtete Luthe- 
raner werden und daher mit allen künftigen Generationen für 
die katholische Kirche verloren gehen. Sollte es nicht heilige 
Pflicht sein, diesem Unglück zuvorzukommen?" Als hierzu ge- 
eignete Mittel werden vorgeschlagen: Bethäuser und Privat- 
gottesdienst seien nur an der Grenze zu gestatten, der Beurthei- 
lung der Landesstelle aber zu überlassen, wo solches tiefer im 
Lande geschehen könne ; der Clerus und die Schulen, besonders 
in den von Taboriten bewohnten Gegenden, seien ohne Zeitver- 
säumniss zu reformiren; endlich, damit nicht durch abwech- 
selnden Erfolg des Parteigeistes Unruhen entstünden, seien die 
obrigkeitlichen Aemter der dominanten Beligion vorzubehalten. 
Die in dieser Vorstellung ausgesprochenen Besorgnisse theilte 
im Staatsrathe Hatzfeld. „In wenigen Jahren wird der vierte 
Theil des Volks sich akatholisch erklären, und wahre Akatho- 
liken sind einem Landesfürsten, der nicht ihrer Religion ist, 
niemalen zugethan. Man betrachte die Moral der Akatholischen, 
die mir gründlich bekannt ist, die Entledigung des Fastens, der 
Ohrenbeichte, die von ihnen gepriesene Unnothwendigkeit der 
guten Werke, die Möglichkeit sich von einem unwürdigen Gatten 
scheiden und sich wiederum verehelichen zu können, und viele 
andere Dinge, die den akatholischen Religionen in Allem, was 
die Sinnlichkeit betrifft, viele Gemächlichkeit gegen die katho- 
lische Religion beilegen, so ist sich leicht vorzustellen, wie 
leicht ein Catholicus materialis verführt werden kann. Ich 
wünsche also, diese Schrift des Grafen R. machte Eindruck, und 
diese Kundmachung würde in Böhmen und Mähren zurück- 
gelegt." Kr es sei und Gebier hingegen fanden die Vorstel- 
lung von keiner solchen Erheblichkeit, um deswegen eine Aen- 
derung in dem erst ergangenen Gesetz zu machen, undKaunitz 
bemerkte : „Graf R. erkennet selbst, dass in Gegenden, wo 
Geistlichkeit und Volk mehr aufgeklärt ist, Kirchen und Bet- 
häuser verschiedener Religionen ohne Inkonvenienz beisammen 
sein können. So wie er aber den dermaligen rohen Zustand 
des Chrudimer, Czaslauer, Königgrätzer etc. Kreises darstellet, 
so war es bekanntermassen fast überall anfänglich und zu jener 
Zeit, als den verschiedenen Religionsparteien Kirchen und Bet- 
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häuser gestattet worden sind, die selbst nach dem Supposito 
des Grafen R. nunmehr ohne Inkonvenienz existiren." Unter 
dem 6. November 1781 wurde dem Staatsrathe eröffnet: „Aller- 
höchst Se. Majestät haben von der über des Grafen R. Prome- 
moria, die Toleranz betreffend, von einigen Staatsrathsmitgliedem 
gemachten Erinnerung, dass der Hofstelle zur künftigen Nach- 
achtung aufgetragen werden möchte, keine fremden, sondern in- 
ländische und verlässliche Leute zu Pastoren für die Akatholiken 
anzustellen, von darum keinen Gebrauch zu machen, sondern 
obbemeldet Promemoria lediglich reponiren zu lassen befunden, 
weil in der Hauptresolution vom 23. October bereits die dies- 
fällige Vorschrift erlassen, auch wegen der durch die schon vor- 
handenen Teschnischen und Hungarischen Consistorien zu er- 
theilenden Confirmation die Anordnung getroffen worden." 

Gleichfalls am 20. October 1781 legte der Cancellarius 
supremus Graf Blümegen, unter Berufung auf eine erhal- 
tene kaiserliche Erlaubniss, folgenden Entwurf zu einer Toleranz- 
verordnung vor: „Sowie einerseits Se. k. k. Apostolische Maje- 
stät durch die in Allerhöchstdero Erbstaaten und besonders in 
einigen Gegenden immer mehr und mehr angewachsene Anzahl 
heimlicher Irrgläubigen in die unliebsame Nothwendigkeit ver- 
setzet worden, in der Absicht damit derlei Irrgläubigen, welche 
grösstentheils auch von ihrer vermeintlichen Religion die echten 
Begriffe nicht haben, wenigstens die Grundsätze derselben eigen 
gemacht und ihr sittlicher Character gebildet werde, sofort sie 
doch als Christen leben und gute Unterthanen verbleiben mögen, 
eine christliche Toleranz in sämmtlichen k. k. Erblanden zu 
gestatten, also sei auch andererseits Allerhöchstdero sehnlichster 
Wunsch auf die Erhaltung Dero getreuesten Unterthanen bei 
dem alleine seligmachenden christkatholischen Glauben und Be- 
kehrung derjenigen, so davon bisher abgefallen sind, ebenso 
sorgfältig gerichtet, und gehe daher Sr. k. k. Majestät aller- 
höchste Gesinnung dahin, dass die christkatholischen Seelsorger 
in gegenwärtiger Lage der Sachen mit verdoppeltem Eifer zu 
Werke gehen sollen, damit nicht nur die wahren Katholiken 
bei ihrem allein seligmachenden Glauben femer erhalten und 
darin bestärkt, sondern auch diejenigen, welche bisher davon 
abgewichen sind, wiederum dahin zurückgeführt werden. Jedoch 
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sei hierunter in dem bereits öfters anbefohlenen Weg der Be- 
scheidenheit und evangelischen Sanftmuth, folglich mit Besei- 
tigung alles Zwanges oder gar Lästerung der gegentheiligen 
Beligionsverwandten vorzugehen, da nur innerliche Ueberzeugung 
und eigenes gutes Beispiel eifriger Seelsorger und Christen in 
diesem Geschäfte die erwünschten Früchte hervorbringen, Schmä- 
hungen hingegen und übertriebener Eifer das Uebel vermehren 
würden. Ihm Gubemium (ihr Regierung, Landeshauptmannschaft) 
werde demnach diese A. h. Gesinnung zu dem Ende anmit 
eröffnet, um den dortländigen Ordinariis aufzutragen, dass sie 
hiemach den unterstehenden Clerum anweisen und ermahnen 
sollen." Im Staatsrathe ward eine solche Aufforderung der 
Bischöfe und des Clerus bedenklich gefunden, da mancher über- 
triebene Eifer sich hierdurch geschützet vermeinen, ein beschei- 
dener und wahrhaft guter Seelsorger aber ohnehin dermalen 
alles Nöthige zu veranlassen beflissen sein werde. Doch könnte 
den Landesstellen befohlen werden, den Ordinariis das zu erlas- 
sende Toleranz-Circulare zur weiteren Publication an die Geist- 
lichkeit besonders zu communiciren, sonst würde der daran 
gewöhnte Pfarrer auf dem Lande und der Mönch im Kloster 
sagen, wir haben nichts davon durch unsem Ordinarium erhalten. 
Diese Veranstaltung würde einige Exemplare des gedruckten 
Circulares mehr kosten, jedoch das Werk befördern, auch keine 
Grelegenheit zu Ausflüchten lassen. Hiernach genehmigte der 
Kaiser am 22. October 1781 die folgende, an sämmtliche Län- 
derstellen zu erlassende Verordnung : „Es haben Allerhöchst Se. 
kais. königl. Apostolische Majestät allergnädigst anzubefehlen 
geruhet, dass das wegen allgemeiner Einführung einer christ- 
lichen Toleranz (demnächstens) in die Länder ergehende gedruckte 
Circulare zugleich den sämmtlichen Ordinariis durch die Län- 
derstellen mitgetheilt werden solle, damit sie solches der unter- 
habenden Welt- und Regular-Geistlichkeit bekannt machen. Zu 
gleicher Zeit sei der Auftrag an die Ordinarios mit Kurzem 
beizufügen, womit sie die unterstehende Geistlichkeit und vor- 
nehmlich die bestellten Seelsorger zur bescheidenen Erfüllung 
ihrer Amtspflichten ermahnen, und ihnen sonderheitlich wohl ein- 
binden, dass sie allen Anlass zu Zwistigkeiten in Glaubens- 
sachen sorgfältigst vermeiden, nach dem wahren Sinn der christ- 
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liehen Toleranz auch gegen Irrende liebvoll und mit aller Sanft- 
muth sich benehmen, folglich aller unanständigen Ausdrücke 
oder gar Lästerungen der gegentheiligen Religionsverwandten 
sich enthalten, um so mehr aber durch deutlichen und erspriess- 
lichen Unterricht, durch Ueberzeugung und gute Beispiele, wie 
es ohnehin die Pflicht eifriger Seelsorger erfordert, die anver- 
trauten Pfarrgemeinden in der wahren alleinseligmachenden 
Religion zu stärken oder Irrende zurückzuführen sich bestreben 
sollen. Welches ihm Gubernio (ihr Regierung, Landeshaupt- 
mannschaft) zu dem Ende bedeutet wird, auf dass selbes in 
dessen Gemässheit an sämmtliche Ordinarios das Nöthige er- 
lasse, zugleich aber auch seines (ihres) Orts auf die genaueste 
Erfüllung und Beobachtung dieser A. h. Anordnung sorgfältigst 
wache." Die Hofkanzlei theilte diese Verordnung am 24. Octo- 
ber den Länderstellen, die Länderstellen theilten sie den Ordi- 
narien mit. **) Nachgehends (15. Juni 1782) erhielten sämmt- 
liche Consistoria der Herren Ordinariorum, nicht minder alle 
Stifter und Klöster den Befehl, alle in publico-Ecclesiasticis er- 
gangenen Verordnungen (darunter auch das Toleranz-Circulare) 
in ein besonderes Buch oder Protokoll mit der Aufschrift : 
„kaiserl. königl. Landesfürstliche Verordnungen und Gesetze in 
publico-Ecclesiasticis" einzutragen, das Buch auf dem Raths- 
tisch oder in dem Convent zu Jedermanns Einsicht aufzubehalten, 
dem eigends zusammengerufenen Convent alljährlich deutlich 
und wohlverständlich vorzulesen, und jedesmal das Datum de 
peracto in dem besagten Buche schriftlich zu bemerken. •*^) 

Das vom Staatsrathe festgestellte Toleranzpatent selbst 
gelangte an die Hofkanzlei mit folgender Resolutio Augustissima 
vom 23. October 1781 : „In der Anlage erhält die Kanzlei den 



***) Das böhmische Gubernium z. B. richtete unter dem 30. October 
1781 an den Erzbischof in Prag eine desfallsige Zuschrift mit folgendem 
Anfang : „Hochwurdigster in Gott Fürst ! Beiverwahrtes auf A. h. Befehl 
erlassenes Circulare wegen Toleranz der Augsp. und Helv. Religionsver- 
wandten und nicht unirten Griechen thuen wir Ew. Fürstlichen Gnaden 
des Endes mittheilen, damit solches vermög A. h. Befehl der unterhaben- 
den weit- und regular-Geistlichkeit zur genauesten Nachachtung bekannt 
gemacht würde." Abgedruckt in den Prager Sammlungen [Anm. 20, i] 
II, 106. 

*<*) Trattner'sche Sammlung [Anm. 20, h] I, 214. 
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abgeänderten Aufsatz des an alle Länderstellen zu erlassenden 
Bescriptes, welches ungesäumt zu expediren ist. Der Kanzlei 
will Ich anbei zu ihrer künftigen Nachachtung mitgeben, dass 
wo möglich keine ändern als erbländische Unterthanen zu Pa- 
storen für die Acatholicos angenommen werden sollen : worüber 
jedoch die Länderstellen in separato zu instruiren sind.'' 

Die Hofkanzlei überschrieb das Toleranzpatent mit dem 
kaiserlichen Namen: ^Joseph 11.'' und setzte an den Schluss 
das Datum: „Wien, den 13. October 1781'^, weil in der That 
das Toleranzpatent nichts Anderes ist als die auf den Vortrag 
der Hofkanzlei vom 26. September erfolgte A. h. Entschliessung 
[S. 28]. Eine weitere Unterschrift findet sich auf dem Hof- 
kanzlei-Originale des Patentes nicht. ^^) Dasselbe wurde an die 
Begierungen folgender Länder expedirt : Böhmen , Mähren, 
Schlesien, Ob der Enns, Steyer, Kärnten, Krain, Triest, Tirol, 
Yorderösterreich, (ralizien, Niederösterreich. An dieselben Län- 
derstellen erging am 30. October ein Nachtrags-Circulare, dass 
wo möglich keine andern als erbländische Unterthanen zu Pa- 
storen angenommen werden sollen. 

Die einzelnen Landesregierungen publicirten nun das Tole- 
ranzpatent durch, den Besonderheiten und dem Kanzleistil eines 
jeden Landes angemessene, Circularien. 

In Oberösterreich geschah dieses in der eigentlichen 
Form eines Patentes, dessen Eingang und Schluss also lauten: 



^^) Grossing, vormaliger k. k. Hofsecretär^ giebt in der Anm. 7 
citirten Schrift auf S. 43 dafür folgende, aktenmässig allerdings nicht zu 
erweisende Erklärung: „Verordnungen dieser Art werden sonst in den 
österreichischen Staaten von der böhmisch-österreichischen Hofkanzlei mit 
Voraussetzung des landesforstlichen Namens und mit allem Kanzlei- 
Gepränge ausgefertiget ; allein diesmal (beim Toleranzpatent — Grossing 
theilt aber nicht dieses selbst, sondern nur das niederösterreichische Cir- 
culare mit — ) wollte kein einziger Hofrath seinen Namen zu der Unter- 
schrift darleihen, weil sich ein jeder vor den Vorwürfen des Pöbels scheuete, 
der insgemein denjenigen Hofrath für den Rathgeber und Verfasser einer 
Verordnung hält, der zufälligerweise dabei unterzeichnet ist. Die Kanzlei 
hielt es daher aus patriotischer Furcht für rathsamer, diese Verordnung 
unter der Gestalt eines Circularschreibens dem zu diesem unerwarteten 
Auftritte noch nicht vorbereiteten Pöbel vorzulegen. '^ Und doch ist in 
Oberösterreich das Patent mit allem Kanzleigepränge ausgestatt;et im Drucke 
veröffentlicht worden! 
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„Wir Joseph der Zweite von Gottes Gnaden erwählter Römi- 
scher Kaiser, zu allen Zeiten Mehrer des Reiches, König in 
Germanien, Hungam und Böheim etc. Erzherzog zu Oesterreich, 
Herzog zu Borgond und Lotharingen etc. Entbieten allen und 
jeden k. k. Landesfärstlich, auch privat geistlich und weltlichen 
Dominien, Gultenbesitzem, Ortsobrigkeiten, Städten, Märkten, 
Stiftern, Klöstern, Seelsorgern, Gemeinden und jedem Unserer 
treugehorsamsten Unterthanen, was Würde, Standes oder Wesens 
selbe in Unserem Erzherzogthum Oesterreich ob der Enns sess- 
und wohnhaft sind. Unsere k. k. landesfiirstliche Gnade und 
geben euch gnädigst zu vernehmen. Ueberzeuget eines Theils 
von der Schädlichkeit alles (jewissenszwangs etc. Gleichwie 
Wir nun durch diese allgemein festgesetzte Maassregeln einzig 
und allein gesinnet sind, den gemeinschaftlichen Nutzen und 
Aufnahm Unserer Staaten möglichst zu befördern, und Unsem 
getreuen Unterthanen die Ausübung jener bestimmten Religionen, 
zu denen sie sich bekennen, einzuräumen : so wird es euch sämmt- 
lich Eingangs erwähnten Dominien und Obrigkeiten gemessenst 
anbefohlen, dass ihr diese Unsere Anordnung nicht nur zu Jeder- 
manns Wissenschaft gelangen lassen, sondern dass auch selber 
in keinem Punkt zuwidergehandelt werde, den sorgsamsten Be- 
dacht nehmen sollet. Hieran geschiehet Unser höchster auch 
ernstlicher Wille und Befehl. Gegeben in Unserer Hauptstadt 
Linz, den 13. October 1781. Christoph Graf und Herr von 
Thürheim, Landeshauptmann. Georg Verlet Löwengreif, Secre- 
tarius.« *^) 

Das Circulare für Niederösterreich hat folgenden An- 
fang und Schluss: „Von der Römisch. K. K. Apostol. Majestät 
wegen durch die N.-Oe. Regierung wird dem Publico hiemit 
bekannt gemacht ; wasmassen Höchstdieselbe mittelst Hofdekrets 
ddo. 13. October d. J. allergnädigst zu entschliessen geruhet, 
dass Se. Majestät überzeuget einerseits etc. Welch ein so an- 



*^) Aus dem Umstände, dass das Toleranzpatent in Oberösterreich 
in wirklicher Patentalform publicirt wurde, ist wohl der Irrthum bei 
Meynert [Anm. 8], S. 43 und G. Wolf [Anm. 8], S. 75, desgleichen im 
„Jahrbuch" [Anm. 6] I, 71 entstanden, als ob das Toleranzpatent selbst 
aus Linz datirt sei. 
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ders jedermann zur Wissenschaft und gehorsamsten Nachach- 
tung hiermit erinnert wird. Wien, den 13. October 1781." *^) 

Das „Circulare wegen allgemeiner Einführung einer christ- 
lichen Toleranz im Markgrafenthum Mähren" beginnt: „Es 
haben Se. Kaiser-Königliche Majestät unser allergnädigster Erb- 
Landesfärst und Herr : überzeuget einerseits von der Schädlich- 
lichkeit alles Gewissenszwanges und andrerseits von dem grossen 
Nutzen, der fiir die Religion und den Staat aus einer wahren 
christlichen Toleranz entspringet, Inhalt eines unterm 13. et 
recepto 26. Octobris c. a. anhero erlassenen allerhöchsten Re- 
scripti sich gnädigst bewogen gefunden" etc. und schliesst : „Es 
wird dahero der königliche Herr Kreishauptmann diese so gestal- 
tig geschöpfte allerhöchste Schlussfassung nicht nur unverzüg- 
lich in dem besorgenden Kreis den gesammten Landesobrigkeiten, 
Magistraten, Stadträthen und Inwohnern mittelst Austheilung 
mehreren gedruckten Circularien behörig kund zu machen, und 
dass derselben nicht im mindesten zuwidergehandelt werde, 
alles Fleisses hierob genau zu invigilu^en, sondern auch denen 
hierlandes verlegenden Buchdruckern zu gestatten haben, sothane 
in einer grossem Anzahl, als sonst gewöhnlich, gedruckte Cir- 
cularien an jedermann, der es verlangt, abzugeben, um andurch 
die hinlängliche Verbreitung auch in andern Ländern zu be- 
wirken. Gegeben Brunn, den 27. October 1781. Christoph Graf 
von Blümegen. Franz Dominic Hülseberg." ^®) Dieses Circular 
wurde auch in böhmischer Sprache kund gemacht (Cyrkuläf 
Strany wsseobecnöho Vwedenj Kfesfianske Tolerance w Mark- 
hrabstwj Morawsk^m pod Datum 27 Dne Mösj^ce Rijgna 
Roku 1781). 

InGalizien, wo den Protestanten schon mit Patent vom 
17. September 1781 gestattet worden war, aller Orten nach 



*») Abgedruckt bei Walch [Anm. 20, 1] IX, 173, bei Köster [Anm. 
20, e] Jahrgang 1782, S. 39, im „Jahrbuch" [Anm. 5] II, 4. Schröckh 
(Kirchengeschichte seit der Reformation VII, 522) hält dieses Circulare der 
niederösterreichischen Regierung für das eigentliche Toleranzedict. G. 
Biermann (Festprogramm des k. k. ev. Gymnasiums zu Teschen. 1859, 
S. 28) vermeint dasselbe abgedruckt bei ^uzmäny [siehe dagegen Anm. 42]. 

*«) Abgedruckt in Schlözer's Staatsanzeigen I, 133 und bei G. G. 
Trautenberger, Aus der evangelischen Kirchengemeinde in Brunn. 

Brunn 1866, S. V. 

4 
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ihrer Religion ganz ungestört zu leben und zu beten, und zu 
Ausübung ihres feierlichen Gottesdienstes in Lemberg, Jaroslaw, 
Zamosc, Zaleszczyky, Biala und Podgorze im Wieliczker Kreis 
eigene Bethäuser und Pastoren zu halten ^*), wurde das „Patent, 
wodurch den Augsp. und Helvetischen Religionsverwandten, dann 
den nicht unirten Griechen ein ihrer Religion gemässes Privat- 
Exercitium allenthalben gestattet wird,*' in deutscher und pol- 
nischer Sprache publicirt. ^^) Es hebt an : „Von Seiner etc. Was- 
massen allerhöchst gedacht Se. k. k. Majestät Unser allergnädigster 
Landesfiirst und Herr durch ein eigenes anhero erlassenes Rescript 
d. d. Wien den 13. October 1781 zur weiteren Kundmachung gnädigst 
zu eröfiEnen geruhet haben, dass allerhöchst Dieselben überzeuget 
einer Seits" etc. und schliesst : „Welche allerhöchste Entsöhliessung 
demnach den k. Kreis- und Districtsämtem, Magistraten und 
Dominien, Gemeinden und jedermann, besonders dem daran 
gelegen, anmit kund gemacht wird. Lemberg den 10. November 
1781. Joseph des H. R. R. Graf v. Brigido. Anton Feldhofer, 
Secretarius." 

In Böhmen erschien das „Gubemialdecret betreffend die 
allerhöchste Verordnung Wien vom 13. October 1781" in fol- 
gender Textirung: „Es haben Ihro kais. königl. apost. Majestät 
Inhalt eines allerhöchsten Hofrescripti d. d. 13. October gegen- 
wärtigen Monats und Jahrs an Dero hierländig kais. königl. 
Landesgubemium allermildest vernehmen zu geben geruhet, was- 
massen überzeuget einer Seits etc. Der königl. Kreishauptmann 
wird solchemnach diese allerhöchste Eritschliessung ohne min- 
desten Zeitverlust in dem ihme anvertrauten Bereise bekannt zu 
machen, und sofort die Laufzetteln respectu der diessfälligen 
Publication anhero einzuschicken haben. Geben ob dem könig- 
lichen Prager Schloss den 30. October 1781. Karl Egon Fürst 



^*) Abgedruckt bei J. A. Kolatsc hek, Geschichte der evangel. Ge- 
:meinde zn Biala in Galizien. Teschen 1860, S. 234. 

***) Deutsch und polnisch — ünivsaF. Przez ktory Augsbursk^i y 
Heiwelyckn Religii^ Wyznawaii^cym tudziei Grekom Nieunitom, przyzwoite 
Beligii prywatne Exercitium wsz^ dzie pozwala si^ — in Edicta, mandata 
et Universalia in regnis Galiciae et Lodomeriae a die I. Jan. ad ultimam 
Decembr. Anno 1781 promulgata. Leopoli. S. 105 — 109 ; deutsch auch bei 
Kolatscbek [Anm. 51], S. 238. 
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zu Fürstenberg. Josef Dachet." *^) Als es sich herausstellte, 
dass das Toleranzpatent in manchen Landestheilen (im Chru- 
dimer Kreise) erst am 1. December 1781 und zwar nur in deut- 
scher Sprache kundgemacht worden war, führte das Gubemium 
zu seiner Entschuldigung an, es habe geglaubt, dass jenes 
Patent nur ausländische, entweder bereits im Lande befindliche 
oder in's Land kommende, Leute betreffen könne, gleichwie sich 
dasselbe auch gar nicht habe vorstellen können, dass unter den 
dortländigen Landesunterthanen einige sich befinden sollten, 
welche bloss dem äusserlichen Anscheine und Betragen nach 
katholisch wären, dem Innerlichen und Wesentlichen nach aber 
evangelisch sein sollten. Das Gubemium berichtete ferner, dass 
es eine Anfrage des Czaslauer Kreisamtes, ob das Toleranz- 
patent sich auch auf die von der katholischen Beligion abfallen 
Wollende oder noch in Privato und verdeckte unkatholische 
Unterthanen dortlandes sich extendire, dahin beantwortet habe, 
dass, so lange solche Leute keine Excesse ausüben, so sei in 
Betreff des Glaubens lediglich darüber hinauszugehen. Die Hof- 
kanzlei fand das Alles den höchsten Anordnungen widersprechend 
und war dafür, dass das in Mähren in böhmischer Sprache 
kundgemachte Toleranz-Circulare dem böhmischen Gubemium 
zur alsogleichen Indrucklegung und Kundmachung zuzufertigen, 
und solches überhaupt auf die pünktliche Beobachtung der im 
Toleranzwesen erflossenen Verordnungen hinzuweisen sei. Im 
Staatsrath waren Löhr und Kr es sei für eine umständliche 
Belehmng der Landesstelle. „Die Toleranzprincipia sind leider 
wenig genug bekannt, da solche die Hauptlehren Christi, der 
Apostel und der Väter sind, welche durch spätere theologische 
Disputation verfinstert worden." Gebier sprach sich für eine 
scharfe Ahndung und Publication des Toleranzpatentes auch in 
böhmischer Sprache aus. „Die allerhöchste klare Absicht ist, 
dass sich ein verborgener ünkatholischer erkläre, dass man ihn 
kennen lerne, dass man ihm nach seiner Lehre Unterricht ver- 
schaffe und hierdurch zum wohlgesinnten Unterthan bilde." 
Kaunitz beantragte einen Verweis und richtige Belehrung, des^ 
gleichen stimmte er dem Einrathen Gebler's wegen Behandlung 



^^) Abgedruckt in den Prager Sammlungen [Anm. 20, i] U, 22. 

4* 
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des Toleranzgeschäftes in einer eigenen Commission und Bestellung 
des diesfälligen Referenten in der Person des von Riegger ^^) 
gänzlich bei, indem er als gewesener vorzüglich geschickter 
Professor iuris canonici ganz gewiss echte Grundsätze in materia 
ecclesiastica hat. Die Resolutio Augustissima vom 15. Januar 
1782, ein Zeugniss des kaiserlichen Missfallens, lautet : „Da 
Man aus diesem ganzen Berichte des böhmischen Gubernii er- 
siehet, dass die Köpfe schwindeln, und wider diesen Zustand 
kein Verweis, aber wohl eine sichtbare und nicht leicht zu ver- 
gessende Belehrung hilft : um also diese nicht zu verfehlen, 
finde Ich nichts angemessener, als dass durch die Kanzlei der 
Befehl alsogleich an Fürsten von Fürst^nberg ergehe, sich a die 
recepti in Zeit von 24 Stunden hieher mit 2 auszuwählenden 
Räthen auf die Reise zu begeben; hier wird er sich mit ihnen 
bei der Kanzlei zu melden haben, alle anteacta durchgehen und 
gründliche Belehrung einholen, wie er in der Toleranzsache in 
allen Stücken vorgehen 'solle, und da sich solches in Zeit von 
ein paar Tagen wird wohl richten lassen, so haben sie sich,, 
damit die Geschäfte dadurch keinem Aufschub unterliegen mögen, 
gleich nach genommenem Unterricht und gehobenen Zweifeln 
nach Prag zurückzuverfügen, um Alles allda in Gemässheit ein- 
zuleiten." **) Als der Kaiser aber auch weiterhin wahrnahm, 
dass im böhmischen Gubemium weder Eintracht noch ordent- 
liche Leitung der Geschäfte noch Grundsätze, die so oft wie- 
derholt worden, herrschten, in geistlichen Dingen alles verwirrt 
verstanden und expedirt werde, erklärte er mit Entschliessung 
vom 2. Juni 1782: „Pflicht und Vaterlandsliebe fordern von 
Mir, darin eine Abänderung zu treffen." ^•) Der Oberst-Burg- 
graf wurde in Gnaden von seiner Stelle entlassen. Nach einem 
späteren Hofdecret (vom 6. Mai 1791) hat das Toleranzpatent 
auf den Ascher Lehensbezirk, in welchem die protestantische 
Religion nicht erst tolerirt, sondern schon vor mehr als hun- 



**) Joseph Anton Stephan von Riegger (f 1795) war nach einan- 
der Professor des geistlichen Rechts in Freybnrg, des Staatsrechts in Prag, 
Hofrath des Fürsten Schwarzenberg, Gubemialrath in Prag. Siehe Wu rz- 
bach XXVI, 121. 

«*») Abgedruckt bei Hock [Anm. 8] S. 140. 

•*•) Siehe Hock [Anm. 8] S. 360. 
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dert Jahren eingeführt ist, keinen Bezug, sondern es muss in 
den zwischen beiderseitigen Beligionsgenossen entfallenden Dif- 
ferenzen lediglich der bisher dort hergebrachten Observanz nach- 
gegangen werden, doch allemal mit Rücksicht auf die Präro- 
gative der dominirenden katholischen Religion, insoweit solche, 
ohne das Recht eines Dritten dabei zu verletzen, behauptet 
werden kann. *^) 

In der Bukowina, wo „alle Bekenner der christlichen 
Religion gleiche Rechte in Absicht auf die Ausübung ihres 
Gottesdienstes und auf die Erziehung der Kinder'^ schon ge- 
nossen, ist das Toleranzpatent weder unter der Militär-Admini- 
stration noch seit der mit 1. October 1786 erfolgten üeber- 
nahme in die Civil- Administration kund gemacht worden.*®) 

Die „Circular- Verordnung des kais. königl. Amtes im Her- 
zogthum Schlesien an sämmtliche kaiserl. Landesältesten- 
Aemter, Dominien und Magistrate wegen künftiger Beobachtung 
einer wahren christlichen Toleranz" beginnt: „Seine röm. k. k. 
apost. Majestät überzeuget von der Schädlichkeit alles Gewissens- 
zwanges" etc. und schliesst: „üebrigens versehen sich Se. Maje- 
stät allergnädigt zu sämmtlichen akatholischen Ständen und 
Unterthanen, dass sie die ihnen andurch eingeräumten Gnaden 
und Freiheiten auf keine Weise missbrauchen, sondern vielmehr, 
in Folge der bereits ergangenen besondem Publikation, sich be- 
scheiden und ruhig betragen, aller Verachtung oder wohl gar 
Schmähung des katholischen Gottesdienstes und der katholischen 
Geistlichkeit bei Vermeidung der schärfesten Strafe, wie auch 
aller Streitigkeiten über Glaubensgegenstände ohnfehlbar ent- 
halten, und des ferneren allerhöchst landesfürstlichen Schutzes 
würdig machen werden. Nach dieser a. h. Entschliessung 
werden denn auch sämmtliche königl. Landes-Aeltesten-Aemter, 
Dominien und Magistrate sich in allen dahin einschlagenden 



^') Kuzmdny [Anm. 20, v] S. 76 und 104. — Bezüglich des auf 
Seite 12 erwähnten, die Missionen in Böhmen betreffenden kaiserlichen 
Auftrages sei hier erwähnt, dass die oberste Jastizstelle am 13. Januar 
1782 den Befehl wegen der in den 3 böhmischen Landen in materia haere- 
seos einzustellenden Inquisition und Criminalverfahren erhielt. 

**) Laut Gubernialdecrets vom 21. Juli 1835, abgedruckt bei Kuz- 
mäny [Anm. 20, v] S. 105 und bei Kolatschek [Anm. 51] S. 242. 
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Fällen genau und pünktlich zu verhalten wissen. Troppau, den 
30. März 1782." Das schlesische Toleranz - Circulare hat 
mehrere Eigenthümlichkeiten, indem es einmal in Punkt 3 und 
5 auf das in Teschen bestehende protestantische Consistorium 
Rücksicht nimmt und dessen Wirkungskreis bestimmt, sodann 
in Punkt 1 und 6 zwei auf bisheriger Observanz beruhende 
Prärogative, nämlich dass protestantische Kranke im Teschner 
Kreis und auf der Herrschaft Gotschdorf im Troppauer Kreise 
von katholischen Geistlichen nicht besucht werden dürfen, und 
dass in den Fürstenthümem Teschen und Bielitz wie auch auf 
der Herrschaft Gotschdorf die Kinder aus gemischten Ehen der 
Religion der Eltern zu folgen haben, anerkennt. ^^) Diese Be- 
sonderheiten, durch welche das schliesische Toleranz-Circulare 
sich von dem aller übrigen Länder unterscheidet, sind eine 
Folge der von den Vorstehern der Gnadenkirche A. C. zu 
Teschen geführten Religionsbeschwerden, welche vor der Hof- 
kanzlei über Vortrag vom 30. Januar 1782 mit an das könig- 
liche Amt in Schlesien gerichtetem Decret vom 20. Februar 
1782 erledigt wurden. Nach diesem Hofdecrete sollen alle 
jene Gegenstände , welche den augsburgischen Confessionsver- 
wandten des Fürstenthums Teschen, Bielitz und der Herrschaft 
Gotschdorf ex pactione publica, observantia et concessione ins- 
besondere zu statten kommen, auch denselben als ordentliche 
Vorrechte vorbehalten bleiben; die bisher üblich gewesenen 
Licenzzettel, welche die protestantischen Geistlichen von den 
katholischen Pfarrern, wenn sie zu Kranken ihrer Religion be- 
rufen wurden , jedesmal erheben mussten , gänzlich aufgehoben 
sein; anstatt der bisherigen Religions-Commission zu Teschen 
ein förmliches Consistorium ans blossen Protestanten unter 
einem katholischen Praeside bestellet und die Materien, welche 
selbem übergeben wei;den sollen, angezeigt, endlich die Errichtung 
eines Bethauses zu Bielitz allerdings befördert werden. 

Das in Steiermark durch Vertheilung: von 5000 ge- 
druckten Exemplaren an alle Behörden und Kreishauptleute, 
an letztere behufs Verständigung aller Dominien , Obrigkeiten 



*®) Abgedruckt bei G. Bier mann, Geschichte der evangelischen 
Kirche österreichisch Schlesiens. Teschen 1859, S. 139. 
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und Magistrate und Verlautbarung in allen Städten und Märkten, 
publicirte „Circulare.*®) De dato Grätz den 27. October 1781 
das, denen Augsburgischen und Helvetischen Keligionsverwandten, 
dann denen nicht unirten Griechen, gestattete Privat-Religions- 
Exercitium, und die deshalb vorgeschriebenen Massregeln, be- 
trefend" beginnt: „Nach Inhalt der, unterm dato Wien dfen 
13**°, und praesentato 27**° huius, anhergelangten Allerhöchsten 
Eaiserl. Königl. unmittelbaren Resolution, hätten Se. Rom. 
Kaiserl. Königl. Apostol. Majestät, übierzeugt einer Seits" etc. 
und schliesst : „Weich-alles hiemit, nach Massgabe dieser Aller- 
höchsten Anordnung, allen und jeden, Jurisdicenten, Dominien, 
Gültensbesitzern , Obrigkeiten und Magistraten , auch Innsassen 
und Innwohnern zur allergehorsamst- so genauest- als unver- 
brüchlichen Vollziehung, Nachachtung und Festhaltung bedeutet 
wird. Grätz, den 27**° Oktober. 1781. Ex Consilio Caes. 
Regii Gubemii Int. Austr. Johann Carl Wolffgeil/ Edler v. Höff- 
städt." 

In Tri est und Gebiet erfolgte die Kundmachung am 3. No- 
vember, indem 300 deutsch-italienisch gedruckte Circularien an 
die Behörden sowie an die evangelischen und griechisch nicht 
unirten Communitäten vertheilt wurden, in der Grafschaft Görz- 
Gradisca am 5. November 1781. 

Das von der k. k. Landeshauptmannschaft für Krain in 
Druck gelegte und den drei Kreishauptleuten in Adelsberg, Lai- 
bach und Neustadtl (Rudolfswerth) mit dem Auftrage der Kund- 
machung an die allseitigen Magistrate und Dominien am 3. No- 
vember 1781 zugefertigte Circulare beginnt: „Von der Rom. 
Kais, in Germanien, zu Hungam, Böheim und Jerusalem königl. 
Majestät Landeshauptmannschaft in Krain wegen: allen und 
jeden hiemit anzufügen, üiberzeigt einerseits" etc. Der Schluss 
lautet: „Diese so geschöpfte allerhöchste Willensmeinung wird 
daher aus eingelangter höchster Immediat- Resolution d. d. 13. 
praes. 31. vorigen Monats zu jedermanns Wissenschaft und 
respective Nachachtung anmit allgemein kund gemacht. Lay- 
bach den 3. November 1781. Franz Adam Graf v. Lamberg, 
Landeshauptmann. Ad mandatum Sac. Caes. Regiaeque Maie- 

60) Abgedruckt im „Protokoll deren k. k. 1. f. Verordnungen und 
Gesetze in publ. ecclesiasticis" (Graz bei Widmannstätten). B. I, Nr. 67. 
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statis in Consilio Supremi Capitaneatus Ducatus Carnoliae. 
Wolfgang Zollmann." 

Ueber das Toleranzpatent in Tirol sind die auseinander- 
gehendsten Ansichten verbreitet. Hase, der Kirchenhistoriker, 
sagt: ,, Dieses Toleranzedict wurde in Tyrol und Ungarn nicht 
angenommen "®*); Schulte, der Kirchenrechtslehrer : „ Das Tole- 
ranzpatent galt für die hier in Betracht kommenden Kronländer, 
soweit diese selbstverständlich damals österreichisch waren, 
jedoch nicht für Tirol" *^); Rheinwald: „Als das Toleranz- 
edict in Oesterreich erschien, theilte es Joseph den beiden 
souveränen Prälaten, dem Fürsterzbischof von Salzburg und dem 
Bischof von Brixen, auch zur Benutzung mit. Es wurde aber 
von diesen ad acta gelegt." ^^ Hiernach Klose: „Man wies 
darauf hin, dass Joseph's Toleranzedict in Tirol nicht publicirt 
worden sei, also hier keine Gültigkeit habe, als wenn die Nach- 
lässigkeit oder der Ungehorsam der Bischöfe von Salzburg und 
Brixen, welche das Edict ad acta gelegt hatten, die Gültigkeit 
des Edictes in Tirol aufheben könnte" ^^), und neuerdings „Der 
österreichische Protestant" ^^) : „Auch im Landtage wurde die 
(Zillerthaler-) Sache verhandelt. Trotz einzelner mannhafter 
Stimmen aus dem Bauern- und Bürgerstande für die Toleranz 
wurde von Seite des Adels und der Geistlichkeit eine Petition 
an die Staatsregierung durchgesetzt, worin dargethan werden 
sollte, dass das Toleranzpatent in Tirol keine Geltung habe, 
weil es daselbst nicht publicirt worden sei. Das ist eine 
Sophiötik, die auch heute noch immer beliebt wird. Kaiser 
Josef IL theilte das Toleranzpatent auch den souveränen Prä- 
laten, dem Fürsterzbischof von Salzburg und dem Bischof von 
Brixen, zur Benützung mit, diese aber legten es ad acta." Was 
nun zunächst die Gültigkeit des Toleranzpatentes für Tirol an- 
langt, so kann dieselbe, da das Patent ausdrücklich für Tirol 

«*) Kirchengeschichte. 10. A. (Leipzig 1877) S. 567. 

**) J. F. Schulte, Betrachtungen über die Stellung der katholischen 
Kirche und der protestantischen Confessionen in Oesterreich vor dem Con- 
cordate vom 18. August 1855 und dem Patente vom 8. April 1861, sowie 
auf Grundlage beider. Prag 1861, S. 10. 

««) Die Evangelischgesinnten im Zillerthal. Berlin 1837, S. 11. 

•*) Herzog's Real-Encyklopädie XVIII, 507. 

•») Jahrgang 1881, S. 40. 
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miterlassen wurde, selbstverständlich nicht in Zweifel gezogen 
werden, wie solches auch von vorurtheilsfreien Katholiken längst 
anerkannt ist. So schreibt der Brixner Historiker G. Tink- 
hauser: „Niemand wird die Gültigkeit des Toleranzpatentes 
für Tirol aus Mangel an Publication im Ernste bestreiten 
wollen" ®®), und ein anderer katholischer Schriftsteller: „Das 
Toleranzpatent wurde für den ganzen Umfang der österreichi- 
schen Erbländer öffentlich durch Druck kund, gemacht, und ist 
somit auch für Tirol gültig."*') Aber auch die Unterlassung 
der Publication muss jedem als ausgeschlossen gelten, der 
erwägt, dass, wie in allen k. k. Erbstaaten, so auch in Tirol 
eine Landesregierung bestand, welche mit einer derartigen Unter- 
lassung einen Act so sträflichen Ungehorsams begangen hätte, 
wie er in einem geordneten Staate nicht denkbar ist. Die Zu- 
muthung endlich, dass die beiden genannten Prälaten der ihnen 
untergebenen Geistlichkeit das Toleranzpatent vorenthalten 
hätten, heisst in die Loyalität dieser dem Kaiser Joseph so 
treu ergebenen Männer ein Misstrauen setzen, das von vorn- 
herein als unberechtigt erscheinen muss. Die Richtigkeit dieser 
combinatorischen Schlussfolgerung wird vollauf erwiesen durch 
die archivalischen Urkunden. Das Gubemium in Innsbruck 
erhielt das Toleranzpatent am 31. October. Das in 2000 Exem- 
plaren gedruckte Circulare des Gubemiums vom 6. Winter- 
monat (November) 1781 wurde mitgetheilt: den sämmtlichen 
Ordinarien (gemäss dem Hofkanzleidecrete vom 24. October 
1781), den Kreisämtern (am 19. November mittelst Post), den 
Städten, den Obrigkeiten (Land- und Berggerichten), ferner „zur 
Einsicht und Wissenschaft, auch gehörigen Benehmung und 
Darobhaltung" der oberösterreichischen Regierung, dem Fiscus 
und sämmtlichen Profiscalämtem , Consessui in causis s. P. et 
C, der tirolischen Landschaft, der landeshauptmannschaftlichen 
Verwaltung zu Bozen, der Stadthauptmannschaft zu Trient, dem 
Herrn Rector und akademischen Senat an der hohen Schule. 
Die Ordinarien, deren Sprengel in Tirol lag oder in Tirol hinein- 
reichte, theilten wieder ihrerseits, dem kaiserlichen Befehle ge- 
horsam, das Toleranzcirculare ihrem Clerus mit. So der Erz- 

«•) Tiroler Stimmen 1862, Nr. 2. 

»^) Die Protestantenfrage in Tirol. München 1860, S. 15. 
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bischof von Salzburg (im Februar 1782, speciell dem Dechant 
von Zell im Zillerthale am 6. Februar „zur Wissenschaft, 
schleuniger behöriger Weitermittheilung an die betreffende Geist- 
lichkeit des Landes Tirol und genauer Damachaehtung gegen 
baldigen Vollzugsbericht"), der Bischof von Chiemsee (am 14. De- 
cember 1781 und 4. März 1782), der Bischof von Freising, der 
Bischof von Verona , der Bischof von Augsburg (am 23. Juli 
1782). Der Fürstbischof von Trient, Peter Vigil Graf von Thun, 
publicirte dasselbe nicht nur seiner Geistlichkeit, sondern Hess 
es auch in italienischer Sprache vollinhaltlich in der Trienter 
Zeitung zum Abdruck bringen. Der Fürstbischof von Brixen, 
Graf Joseph von Spaur, sonst „in Befolgung und Beförderung 
der allerhöchsten Absichten vorzüglich sich auszeichnend", hielt 
es für gut, eine Vorstellung gegen die seinerseitige Publication 
des Toleranzpatentes an den Kaiser zu richten, jedoch mit der 
ausdrücklichen Erklärung, dass er, was immer für eine weitere 
Entschliessung erfolgen werde, diese allergehorsamst aufuehmen 
und hiemach die unterstehende Geistlichkeit anweisen werde. 
Als diese Vorstellung abschläglich beschieden wurde, publicirte 
er sofort (am 21. März 1782) das Toleranzpatent den Seel- 
sorgern seiner Diöcese, d. h. nicht bloss der ausserhalb seines 
Fürstenthums befindlichen Seelsorgergeistlichkeit, sondern auch 
der des Fürstenthums selbst. Als der Bischof von Chur mit 
der Publication zögerte, ward ihm auf kaiserlichen Befehl vom 
31. März 1782 eine Frist von 14 Tagen gesetzt, nach deren 
Ablauf das Gubemium ohne weitere Anfrage mit der Temporalien- 
sperre vorzugehen habe. Alsbald erliess der Bischof einen 
Hirtenbrief an seine tirolische Geistlichkeit, in welchem er auf 
die kaiserlichen Verordnungen hinwies und ihre Befolgung ein- 
schärfte. So ist denn gerade in Tirol das Toleranzpatent in 
einer Weise kundgemacht worden, die jeden Tadel ausschliesst. 

Ueber die Kundmachung des Toleranzpatentes durch die 
Landeshauptmannschaft in Kärnten lässt sich bei dem Mangel 
der archivalischen Quellen nichts berichten. 

Die Publication desselben in den belgischen Provinzen 
soll nach Albert Jäger [Anm. 8] am 12. November 1781, in 
der Lombardei nach Joseph Belfert [Anm. 20, u] am 30. Mai 
1782 erfolgt sein. Allein das kaiserliche Rescript vom 30. Mai 
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1782, gerichtet an Erzherzog Ferdinand, Statthalter und General- 
capitän der österreichischen Lombardei (ein^ Beweisstück, dass 
auch die Anwesenheit des Papstes in Wien den Kaiser zu keinen 
den Protestanten nachtheiligen Entschliessungen bestimmt hatte), 
besagt vielmehr im ersten Artikel: „Bleiben Unsere schon be- 
kannt gemachten Vorschriften in Ansehung der christlichen 
Toleranz in Religionssachen fest, und müssen daher vollkommen 
ausgeübt werden." ^^) 

Bereits unter dem 18. October 1781 hatte der ungarische 
Hofkanzler Graf Franz Eszterhazy allerhöchst anbefohlener- 
massen das in Religionssachen entworfene Rescript mit dem Be- 
merken vorgelegt, dass, nachdem in Religionssachen nicht nur 
wegen Einführung der christlichen Toleranz, sondern auch mehrere 
andere Resolutionen erflossen, diese in ein Rescript zusammenzu- 
ziehen nöthig befunden worden, und selben, um eine dem bestehen- 
den Religionssystem angemessene Ordnung beizubehalten, hie und 
da eine gewisse Wendung gegeben werden musste. Die darauf 
bezügliche Resolutio Augustissima vom 24. October lautet: „Das 
Rescript ist nach dem angebogenen, von Mir bestätigten Ent- 
wurf zu erlassen und nebstdem wird noch das weiter anschlüssige 
Rescriptum wegen der an die Bischöfe zu ergehen habenden 
Intimation untereinstens auszufertigen sein." Hiernach erschien 
zu Wien am 25. October 1781 das ungarische Toleranz- 
patent, zugleich als Antwort auf die Vorstellung der ungari- 
schen Protestanten vom 29. April 1781, womit dieselben um 
Wiedereinsetzung in die gesammten, ihnen gesetzlich zuerkannten 
Religions- und politischen "Vorrechte gebeten hatten. Es enthält 
dieselben Concessionen wie dasjenige für die Erblande, salvis 
ceteroquin iisdem legibus et privilegiis, quae in favorem Acatho- 
licorum, seu respectu publici religionis exercitii seu vero quoad 
alia civilia Jura et Praerogativas iisdem quoque competentes, 
hucdum constituta sunt et quorum intuitu paullo inferius non- 
nullas benignas Nostras Resolutiones uberius declaraturi sumus. ^^) 



«^) Trattner'sche Sammlung [Anm. 20, h] I, 207. Vollständig bei 
Köster, Jahrgang 1783, S. 184—90. 

*•) Lateinisch bei Kuzmä-ny [Anm. 20, v] S. 139. Deutsch mit 
dem Publicationsdatum in Pressburg den 21. December 1781 in der 
Trattner 'sehen Sammlung [Anm, 20, h] I, 154. 
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' Bischöfe und Comitate nahmen an dem Toleranzpatente, weil 
durch königliche Machtvollkommenheit ausserhalb des Land- 
tages erlassen, Anstoss. Daher was hier königliche Gnade ge- 
währt hatte, nachmals durch den 26. Gesetzartikel des Land- 
tages vom Jahre 1790/1 sichergestellt wurde.'®) 

Das vom Kaiser genehmigte Rescriptum der ungarischen 
Kanzlei wurde mit Billet vom 21. October 1781 dem Hofkriegs- 
rath mitgetheilt, dasselbe mit der gehörigen Anwendung und 
Adaptirung auf die umstände der Grenzdistricte einzurichten, 
und der siebenbürgischen Kanzlei. Die letztere, welche die oben 
[S. 32] erwähnte Zeitungsnotification nicht verlautbart hatte, 
weil es, wie sie am 19. October berichtete, in Siebenbürgen 
keine Zeitungen gebe, legte am 2. November den Aufsatz des 
wegen Einführung der Toleranz an das siebenbürgische Guber- 
nium zu erlassenden ßescriptes mit der Bemerkung vor, dass 
in Siebenbürgen, wo die Landesgesetze die vollkommene Gleich- 
heit der recipirten Religionen einräumen, eine zu publicirende 
Toleranz eigentlich überflüssig, und die Verordnung nur wegen 
der Verbindung mit den übrigen Ländern zu wissen nöthig sei. 
Da die Vorlage den Beifall des Staatsrathes fand, indem das 
ungarische Rescript für Siebenbürgen recht wohl adaptirt schien, 
so ward das Toleranzpatent für Siebenbürgen am 8. No- 
vember 1781 dem Gubernium pro notitia et publicatione intimirt, 
und von diesem am 29. November den Municipien bekannt ge- 
geben, welche ihrerseits dasselbe in's Deutsche und Wallachische 
übersetzen und an die Stadtthore und Kirchenthüren zu Jeder- 
manns Wissenschaft anheften Hessen.'^) 



'**) Lateinisch bei Kuzmany [Anm. 20, v] S. 163. Deutsch bei 
Linberger [Anm. 42] S. 158. — J. Irinyi, Geschichte der Entstehung 
des 26. Gesetzartikels von 1790/91 über die Religionsangelegenheit. Pest 1857. 

'*) Das siebenbürgische Toleranzpatent ist abgedruckt inSchlözer's 
Staatsanzeigen I, 150. üeber die freundliche Aufnahme, die dasselbe fand, 
siehe F. v. Zieglauer, Die politische Reformbewegung in Siebenbürgen 
zur Zeit Josefs IL und Leopold's II. Wien 1881, S. 8. — Das sogenannte 
Judentoleranzpatent (für Niederösterreich) vom 2. Januar 1782 — abge- 
druckt bei Walch [Anm. 20, 1] IX, 197 und Hub er [Anm. 20, k] S. 11 
— hat folgenden charakteristischen Eingang: „Von Antretung Unserer 
Regierung an haben Wir es einen Unserer vorzüglichsten Augenmerke 
sein lassen, dass alle Unsere Unterthanen, ohne Unterschied der Nation 
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In Gemässheit von Punkt 7 des Toleranzpatentes erhielten 
die k. k. Universitäten unter dem 4. December 1781 die Er- 
laubniss, auch Protestanten zu graduiren. Die erste österreichi- 
sche Universität, welche von diesem Eechte Gebrauch machte, 
war Innsbruck, welche am 23. Juli 1782 dem Staatsrechts- 
lehrer und Publicisten August Ludwig Schlözer in Göttingen 
die Würde eines Doctors der Rechte verlieh. '^) 

Mehrere Punkte des Toleranzpatentes wurden durch spätere 
Hofdecrete näher bestimmt. So sollen 

1. die Stolgebühren laut Hofdecretes vom 17. October 
und 8. December 1783'^ nur für Copulationen und Begräb- 
nisse entrichtet, der Taufactus hingegen, als ein zu Constituirung 
eines Christen höchst nothwendiges Sacrament, unentgeltlich, 
auch ohne Verabreichung eines Geschenkes an den Messner, 
vorgenommen werden. Auch sind die akatholischen ünterthanen 
zufolge der Verordnung vom 20. März 1786'*) frei von Be- 
zahlung der Bittkreuzer, aber nicht von Entrichtung der soge- 
nannten Wettergarben (für das gleichwohl abgestellte Wetter- 
läuten), als welche den Schulleut^n zur Erleichterung ihrer 
Subsistenz und Erhaltung der Schulen, mithin zum allgemeinen 
Besten immerfort in Geld oder in natura zu geben sind. Ueber- 
haupt sind sie zu keinen andern Abgaben an die katholische 
Geistlichkeit zu verhalten als zu denen, welche in den höchsten 
Resolutionen gegründet sind oder urbarmässig gefordert werden 
können. Das diese Bestimmung enthaltende Hofdecret vom 



und Religion, sobald sie in Unsere Staaten aufgenommen und geduldet 
sind, an dem öffentlichen Wohlstände, den wir durch Unsere Sorgfalt zu 
vergrössern wünschen, gemeinschaftlichen Antheil nehmen, eine gesetz- 
massige Freiheit gemessen und auf jedem ehrbaren Wege zu Erwerbung 
ihres Unterhalts und Vergrösserung der allgemeinen Emsigkeit kein Hinder- 
niss finden sollten. Da nun mit dieser Unserer gnädigsten Absicht die 
gegen die jüdische Nation überhaupt in Unsern Erblanden und insbesondere 
zu Wien und in Niederösterreich bestehenden Gesetze und sogenannten 
Judenordnungen nicht durchaus zu vereinbaren sind, so wollen Wir die- 
selben kraft gegenwärtigen Patents insofern abändern, als es die Verschie- 
denheit der Zeit und Umstände nöthig machen. '^ 

'«) Köster [Anm. 20, e] Jahrgang 1783, S. 201. 

73) Bei Kuzmäny [Anm. 20, v] S. 102 f. 

7<) Handbuch [Anm. 20, o] X, 895. 
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12. Februar 1784'*) scheint die Antwort zu sein auf die Klage 
der protestantischen Geistlichkeit der ausserungarischen Länder, 
dass ihre Pfarrkinder durch die noch immer von den katholischen 
Ortsseelsorgem eingehobenen Gebühren ausser Stand gesetzt 
seien, ihr geringfügiges Einkommen aufzubessern'^), üebrigens 
sollte laut kaiserlicher Resolution vom 25. März 1784 die Vor- 
enthaltung der Stolgebühren an katholische Seelsorger nie mit 
Henunung des Religionsexercitiums bestraft weiden, da die freie 
Religionsübung, welche die Ruhe der Seelen verschaffen muss, 
nie mit persönlichen Schuldforderungen zu vermengen ist. 

2. Punkt 6 des Toleranzpatentes, betreffend die Religion 
der Kinder, soll laut des Hofdecrets vom 28. August 1786'') 
nur von Kindern zu gelten haben, die nach dem üebertritt der 
Eltern zu einer geduldeten Religion geboren werden oder beim 
üebertritt noch ganz unmündig, d. i. zwei oder. drei Jahre alt, 
mithin in einer Religion unterrichtet zu werden noch ganz un- 
fähig gewesen sind. Dagegen können katholisch geborene und 
erzogene Kinder der zu einer akatholischen Religion getretenen 
Eltern nicht ohne ihre eigene Einwilligung und öffentliche Er- 
klärung in einer andern als der katholischen Religion unter- 
richtet werden. Hiezu sind keine Jahre vorgeschrieben, sondern, 
sobald es sich zeigt, dass ein Kind heitere Begriffe von seinem 
Dasein und dem Gottesdienste überhaupt äussert, müssen solche 
Kinder, die inzwischen immer bei ihren Eltern zu lassen sind, 
wenn sie zu einer andern als der katholischen Religion sich 
selbst erklären, in Gegenwart des Pfarrers und der Eltern oder 
Anverwandten hierüber mit aller Gelindigkeit gefragt, hernach 
in sechswöchentlichen Unterricht zu dem Pfarrer abgegeben, 
und nach dessen Beendigung wieder hierüber auf oberwähnte 
Art befragt und hernach entweder in der katholischen Religion 
ungestört gelassen oder im Widrigen, wie andere Neuerklärte, 
ihrem Schicksal und der weiteren Leitung, ijirer Eltern über^ 
lassen werden. Wie es aber unrecht ist , den . äkatholischen 
Eltern ihre Kinder wegzunehmen, um sie im katholischen 



75) Kuzmäny [Anm. 20, v] S. 103. 

76) Hock [Anm. 8] S. 360. - 

'') Handbuch [Anm. 20, o].X, 878. . Dainit ist zu vergleichen das 
Hofdecret vom 28. März 1782. Walch IX, 185; Ktizmany S. 9Ö. 
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Glauben zu erziehen, so ist es auch nicht erlaubt, den jüdischen 
Eltern ihre Kinder zu nehmen, um sie zu taufen. Nur die- 
jenigen, welche den Gebrauch der Vernunft und eine hinreichende 
Erkenntniss erlangt haben, sollen getauft werden. Denn es ist 
besser und der Religion vortheilhafter, gute Christen als viele 
Getaufte zu haben.'^ Findelkinder, welche in einem vom Staat 
etablirten öffentlichen Findelhaus verpflegt werden, sollen laut 
A. h. EntSchliessung vom 30. August 1782 in der katholischen 
Religion erzogen werden. 

3. Der 2. Artikel, die Schulen betreffend, ward nach- 
gehends''^) dahin restringirt, dass, wo schon katholische Schul- 
meister sind, die Aufstellung akatholischer Schulmeister nicht 
nöthig sei, hingegen in Orten, wo kein katholischer Schul- 
meister, aber eine hinreichende Anzahl von (wenigstens 30 
schulfähigen*®) akatholischen Kindern sich befindet, muss flir 
die Errichtung einer akatholischen Schule gesorgt werden. Die 
Visitation der akatholischen Schulen wurde bis zur Anstellung 
von Superintendenten den Pastoren dergestalt eingeräumt, dass 
sie halbjährige Berichte erstatten. Zur Sicherstellung der Gleich- 
förmigkeit des Unterrichts haben die Kreisdechanten wenigstens 
einmal des Jahres nachzusehen.*^) Die akatholichen Schul- 
meister müssen normalmässig geprüft sein und von den Akatho- 
liken selbst unterhalten werden.*^) 

4. Die in Punkt 7 des Toleranzpatentes normirte Erwerbs- 
und Anstellungsfähigkeit der Akatholiken in Civilämtem 
wurde durchgehends aufrecht erhalten. Als die Stadt Kutten- 
berg in Böhmen um die Bestätigung ihrer Privilegien bat, ent- 
schied der Kaiser (8. October 1782): „Die in diesen Privilegien 
vorkommenden gegen die Toleranz streitenden Stellen, besonders 
wegen der ausdrücklichen Ausschliessung der Protestanten von 
dem Bürgerrecht und anderen Nahrungsstande, sind lediglich 
auszulassen." *^) Auf die Anfrage des Grafen Joseph Brigido, 

'8) Hofdecret vom 31. März 1782. Handbuch n, 432. Walch IX, 208. 
'ö) Hofdecret vom 23. August 1782. Handbuch II, 426. Kuz- 
mäny S. 97. 

»0) Hofdecret vom 3. April 1786. Jak seh V, 312.| 
8») Hofentschliessung vom 17. Februar 1784. Handbuch VI, 608. 
®^) Hofdecret vom 14. November 1783. Handbuch II, 426. 
") Meynert [Änm. 8] S. 47. 
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Gouverneurs von Galizien, ob er auch Leute einer fremden ge- 
duldeten Beligion zu minderen Diensten selbst anstellen dürfe, 
erfolgte (31. März 1783) der Bescheid: „Das Wort Toleranz 
begreift in sich, dass ohne Unterschied für jene der dominanten 
und jene der drei tolerirten Religionen in was immer für Aemtem, 
Vielehe auf das Religionsv^esen keinen Einfiuss haben, in der 
Auswahl und Anstellung bloss die Rücksicht auf die Fähigkeit 
und Rechtschaffenheit genommen werden solle."®*) Endlich er- 
klärte ein Hofdecret vom 31. Januar 1782, dass Civilbeamte, 
die sich für akatholisch erklären, per viam dispensationis so 
lange bei ihren Bedienstungen zu lassen sind, bis sie sich der- 
selben durch einen üblen Lebenswandel oder durch ausgeübte 
Parteilichkeiten und Gehässigkeiten gegen ihre katholischen 
Mitbürger unwürdig machen. Doch in Rücksicht aller ad nutum 
amovibilium oder auf gewisse Zeit bestimmten Bedienstungen 
steht es den Dienstgebem frei, ob sie die akatholisch erklärten 
Beamten nach verlaufener Zeitfrist beibehalten wollen. Die 
Dispensation für einen anzustellenden Akatholiken kann die 
Obrigkeit, welche die Bedienstung zu vergeben hat, gegen vor- 
läufige Anzeige an das Kreisamt selbst ertheilen.*^) 

Der Kaiser gedachte auch der Transmigranten und Emi- 
granten. Den ersteren, so bestimmte das Hofdecret vom 15. Oc- 
tober 178], wenn sie etwa jetzt in ihr Vaterland sich zurück- 
begeben wollten, darf kein Hinderniss in den Weg gelegt 
werden; den letzteren wurde mit A. h. Entschliessung vom 
4. December 1781 (verlautbart in der Wiener Zeitung am 
2. Januar 1782), wenn sie binnen Jahr und Tag freiwillig 
revertiren würden, die Nachsicht der durch die Emigration ver- 
wirkten Strafe und die gleiche Behandlung wie den der Religion 
halber Transmigrirten zugesichert.®*) Jedoch sollen solchen zu- 
rückkehrenden Unterthanen ihre wirklich katholisch erzogenen 
Kinder wegen der Verführungsgefahr nicht zurückgestellt, son- 
dern die deswegen bestehenden Vorsichten, jedoch mit aller Billig- 
keit und Mässigung, beobachtet werden. ®') 



»*) Meynert, S. 48. 

85) Jaksch [Anna. 20, s] I, 227. 

«•) Walch [Anm. 20, 1] IX, 88. Jaksch I, 168. 

"') Hofdecret vom 14. Juli 1783. Handbuch [Anm. 20, o] H, 474. 
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Auf das Toleranzpa teilt folgten, durch besondere Vorfälle 
veranlasst, noch weitere Normalverordnuagen oder sogenannte 
Toi eranzgen eral ie n . 

Im Chnidimer Kreis in Böhmen waren seitens der Prote- 
stanten verschiedene Ausschreitungen vorgekommen. Die Ein- 
wohner des Dorfes Staupnitz hatten angefangen, näehtUche Con- 
venticiüa zu halten, hatten einer Statue des h. Johann beide 
Hände sammt der Laterne und dem Crucifix zerschlagen und 
gedroht, sich der Pfarrkirche bemächtigen zu wollen. Ander- 
wärts, so berichtete das Guberninm, sängen sie ohne Scheu ihre 
lutherischen Lieder ab, zwängen Katholiken, sich in die Zahl der 
Akatholiken einschreiben zn lassen oder schrieben sie selbst ein, 
um nur 100 FamiUen zu eneichen, erzählten den Katholiken: 
„eure Priester verführen euch, wenn sie euch die Messe loben," 
und sprengten aus, die Häuser der Katholiken würden mit einem 
schwarzen K bezeichnet werden, hierauf werde eine Commission 
kommen und allen darin wohnenden Katholiken das Hanpt ab- 
schlagen lassen. Die Hofkanzlei trug auf scharfe Bestrafung der 
Meistschuldigen und auf eine ernstlich zweckmässige Verfügung 
an. Sobald sieh in einer Gemeinde einige Unterthanen zur 
akatholischen Religion bekennen, wäre die gesammte Gemeinde, 
und zwar alle Hausväter und Hausmütter mit ihren Kindern 
(wenn sie das 18. Jahr erreicht haben) und Gesinde zum Amte 
vorznrufen, und allda in Gegenwart der Beamten und des 
Pfarrers zn befragen, zu welcher Religion sie sich bekennen und 
ob ihr Bekenntniss ungezwungen sei. Die Verzeichnisse seien 
einzubefördem und sodann den Orten, wo 100 Familien vor- 
findig, die Bewilligung zu einem Bethause zu ertheilen. Zu Er- 
reichung künftiger Ordnung wäre der Termin hiezu bis auf den 
1. März 1782 zu bestimmen, nach Ablauf dieses Termins aber 
der Uebergang von der dominanten zur tolerirten Religion mit 
Einziehung des Vermögens ad fiscum anzusehen. Die Staats- 
räthe Kresse!, Löhr, auch Hatzfeld waren wohl für eine 
Verfügung an die Gubemia, aber die Bestimmung eines Terminus 
praeclusivus zur Anmeldung fanden sie mit der wahren Tole- 
ranz d. i. Gewissensfreiheit in Widerspruch, daher wenigstens der- 
malen unthnnlich. Gehler erschien es ganz natürlich, wenn 
die Einführung einer christlichen Toleranz, die grösste Wohlthat, 



die dem Staate, dabei zugleich selbst zum wahren Besten d< 
Religion angedeihen konnte, vom Anfange mit Beschwerlich- 
keiten verknüpft ist. „Auf der einen Seite hat durch länger all 
anderthalb Saeeula, von der unseligen Vertreibungs- und Ver- 
folgungs-Epoehe her, das im Land verbliebene unkathoiis< 
Volk alles Unterrichts es sei im Lutherthum oder in echti 
katholischen Glaubens principiis entbehren müssen. Bei der ersl 
Entdeckung wurde ein solcher Unglücklicher als em Verbreeh« 
contra statum, als quasi criminis Maiestatis vel perduelüonis rei 
behandelt, in die abscheulichsten Cciminalgefängnisse geworfen 
und darin bis zu abgedrungener Abschwörung der Ketzerei Jahre 
lang eingesperrt gehalten, geprügelt, ausgehungert, wo er dann 
gemeiniglich nach wiedererlangter Freiheit emigrirte. Kein Wun- 
der, dass Groll und äusserste Verbitterung gegen die dominante 
Religion, welcher das unterdrückte Volk diese, zwar unendlich 
weit von ihrem Geist entfernte, diocletianieche Bekehrangsart 
zuschrieb, in den Herzen eingewurzelt ist und nun bei Einem 
und Anderm in Worten ausbricht." Ein Warnungspatent sei 
nicht zu public iren, die Anmeldung, ohne Beiziehung 
katholischen Pfarrers , beim Wirthschaftsamte vorzunehmen: 
Kaunitz betonte die Noth wendigkeit, so viel Pastores 
nöthig baldmöglichst zu verschreiben und anzustellen, um dui 
sie belehrend auf die protestantischen Gemeinden 
Die Resolutio Augustissiraa vom 31. December 1781, deren 
Hauptinhalt mittelst Hofdecrets vom 2. Januar 1782 (in Prag 
publicirtam 9., in Wien am 16, Januar) bekannt gegeben wurde**), 
beginnt: „Der Antrag der Kanzlei, hierwegen ein eigenes Patent 
zu publiciren, kann um so weniger stattfinden, als diese Un- 
ruhen nur an einigen wenigen Orten sich geäussert haben, und 
man durch eine solche Publieation nur zu einem unnöthigen und 
schädliche Folgen haben könnenden Aufsehen Anlass geben würfe. 
Um diese Unruhen mit möglichster Stille zu dämpfen und zu- 
gleich allem weiteren Ausbruche vorzukommen, ist nothwendig, 
dass die Gubernia, Kreisämter, Magistrate und Obrigkeiten genau 
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instruirt wei'den, was sie zu tliaii wnd dem Volke zu befehlen 
haben." Nämlich: 

1. Sobald sich eine Unnihe iinsserte, wäre den Acatholicis 
zu erklären, dass sie sich auf das Genaueste nach dem Tolevanz- 
patente zu richten, einander nicht anfzusuchen, sondern einzeln 
sich bei ihrer unmittelbaren Obrigkeit ohne Beiziehung des 
Pfarrers zu melden haben. I)ie Obrigkeit giebt jedem einen 
Zettel über die geschehene Anmeldung und hat solches jede 
Woche dem Kreisamte anzuzeigen. Dieses, wenn es die fest- 
gesetzte Zahl der Familien voll findet, berichtet an die Regierung 
mit dem Gutachten, ob, wo und auf welche Art den Unterthanen 
ein Bethaas und ein Geistlicher ihrer Religion zu gestatten sei. 
Die Regierung hat selbes gleich zu gestatten oder, wenn sich 
Anstände ergeben, diese schleunigst nach Hof anzuzeigen. 

2. So wie den Akatbolischen ihr Gewissen und Glaube frei- 
gestellet wird, so dürfen sie im Gegentheil sich nicht unter- 
fangen, ihre katholischen Mitbürger zu ihrer Religion durch 
Drohungen oder Verachtungen zu zwingen. 

, Vielweniger dürfen sie Schmähungen oder Thätigkeiten 



gion ausüben oder gar 
ifen; sonst werden sie 
1 sie auf die ungereeh- 



gegen den Gottesdienst einer andern Relig 
eich an Kirchen, Bildern, Statuen vergreift 
als Störer der öfFentlichen Ruhe, und, 
■teste Art selbst einen Gewissenszwang gegen Andere auszuüben 
sich unterfangen, mit aller Schärfe gestraft. 

i. Sollen sie sich in den Wirthshäusern und bei allen 
Zusammenkünften von allem Religionsgespräche, noch mehr aber 
von aller Verachtung und Verschmähung bei unn ach sichtlicher 
Strafe enthalten. 

5. Die katholischen Unterthanen haben ihren irrenden Brü- 
dern alle Liebe und Gewogenheit zu bezeigen, und sich eben- 
falls von allen Streitigkeiten über den Glauben, Schmähungen 
und Thätigkeiten zu enthalten. 

Die Obrigkeiten werden angewiesen : 

1. Keinen Hass oder Abneigung gegen die ruhigen unter- 
thanen, weil sie sich zu einer andern Religion bekennen, zu 
zeigen und unparteiische Gerechtigkeitspflege zu üben. 



2. Gebets- nnd Lesezuaanunenkünfte der akatholischi 
Unterthanen nicht zu stören, um so weniger, wenn jene 
Zeit des katholischen Gottesdienstes gehalten werden. 

3. Wenn wegen Thätigkeiten, Schmähungen etc. eine Sl 
nöthig wäre, sei allemal deutlich nnd klar zu sagen, dass 
keineswegs ihres Glaubens wegen sei. 

Die Geistlichkeit habe sich von allen Controversen und 
Schmähungen auf der Kanzel und im Umgänge zu enthalten, 
nur die Lehre Jesu Christi auszulegen, ihre Gründlichkeit und 
Nutzbarkeit ohne Sticheleien auf Glaub ensgegner darzuthun, die 
Religion und die Sittenlehre mehr den Menschen einzuprägen, 
als Gelehrsantkeit und theologische Zwistigkeiten dem sie nicht 
begreifenden könnenden Volke auszukramen. 

pVon Bestimmung eines termini praeclusivi zur Erklärung^ 
der unterthanen, zu was für einer Religion sie sich bekennen; 
wollen, hat es gänzlich abzukommen, da man nur diejenigen, 
welche im Herzen allzeit und in der That protestantisch waren, 
zur Hintanhaltnng der so schändlichen Heuchelei sich zu 
klären gestattet, nicht aber an das ganze Landvolk und sc 
sagen an Jedermann die Frage zu machen scheine, ob er katho- 
lisch oder protestantisch sein wolle, welches durch einen b( 
stimmten Terminum praeclusivum entstünde." Wegen Ein- 
schleppung protestantischer Bücher ist sich an die neuvorgeschrii 
benen Censurregeln zu halten. 

„Soviel den gegenwärtigen Casum insbesondere betrifft, diii 
sind die hiergenannten Rädelsföhrer, die sich mit Reden oder Thätig- 
keiten vergangen haben, zuerst libero pede zu constituiren, und, 
wenn sie ordentlich überwiesen sind, erst in Arrest zu behalten, 
auch die gesammten Acten hieher zur weitern, fttr's Künftige 
zur Richtschnur dienenden Schlussfassung zu schicken." 

Im üebrigen bringe die A. h. Anordnung ohnehin mit sich, 
dass, wo Gemeinden mit der vorgeschriebenen Anzahl zur aka- 
tholischen Lehre sieh bekennen, zu deren Besorgung mit den 
benöthigten Geistlichen die Bestellung aus den hungarischen 
Landen oder dem Teschnischen alsogleich gemacht werden solle. 
An diese Vorsehung werde daher die R-egierung, damit es sodann 
den erklärten Gemeinden an tüchtigen, bescheidenen und recht- 
schaffenen Geistlichen nicht gebrechen möge, neuerdings hiemit 



mit ^^m 



Besonders aber gehet hiebei der ausdrückliche A, h. 
Wille und Befehl dahin, dass durch eben diese akatholische 
Geistliche dem Volke so, wie es dermals durch die Pfarrer vor- 
geschriebenermasseii zu geschehen habe, die höchste Absicht und 
der Sinn der christlichen Toleranz mit der gehörigen Beschei- 
denheit ebenfalls erkläret und wohl eingepräget werden aolle. 

Auch zu diesem Normale erschienen erläuternde Nachträge, 
und zwar: 

1. bezüglich der Religionsstörungen. Wenn, Unruhen 
und Tumulte über Religionsmaterien entstehen, so soll keine 
Partei Gewalt mit Gewalt abtreiben, sondern die Sache der 
richterlichen Beurtheilnng überlassen, nach welcher die wider die 
Akatholiken sieh vergehenden Katholiken als Störer der allge- 
meinen Ruhe, die Akatholiken, welche die dominante Religion 
auf was immer für eine Art angreifen, nach der Strenge des 
Gesetzes zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe zu bestrafen sind. *') 
Doch sollen die letztem nach aufgenommenem Constitutum so- 
gleich wieder nach Hause entlassen, und erst nach einge- 
langtem kreis amtlichen oder Gubernial-Erkennfniss wieder zum 
Amte gefordert und die verhängte Strafe an und von ihnen 
vollzogen werden. "") Solche Uebertreter sind aber von der poli- 
tischen Landesstelle mit einer Polizeistrafe zu belegen*'), und 
nur in dem Falle, wenn bei der Untersuchung ein Criminalver- 
brechen hervorkömmt, an die Halsgerichte zu überliefern. *^1 
Wenn ein akatholischer Unterthan gegen die katholische Reli- 
gion mit schweren Schimpfreden und Höllereien, mit Wider- 
setzlichkeit oder Verführung anderer Ünterthanen sich dergestalt 
vergeht, dass er eine schärfere Bestrafung verdient, solches 
komme allemal von den Obrigkeiten an die Kreisämter, und von 
diesen an die Regierung anzuzeigen, weil in dergleichen häk- 
lichen Fällen die Bestrafung dem alleinigen Urtheil der Obrig- 



•») Hofdacret vom 31. Januar 1782. Handbach [Anm. 20, o) II, 455. 

") Hofdecret vom 2*. Februar 1782. Jaksch [Anm. 20, s] V, 212, 

") Hofdecret vom 30. März 1792. Jakscli V, 212. Hofdecret vom 
11. April 1782, KöEter [Anm. 20, e], Jahrgang 1783, S. 403. Bei Kuz- 
many [Anm. 20, v] S. 93 unvollatäniüg. 

") Hofdecret vom 11. März 1782. Handbuch X, 888. Hofdecret vom 
26. April 1782, Handbuch H. 457. 
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keiten nicht wohl überlassen werden kann. '*) Im Allgemeineon 
aber wurden die Behörden, da sie die Vorfälle mit akatholisehen 
Unterthanen noch sehr übertreiben, und die von ihnen ausgeübten 
Handlungen meistens in einem sehr widrigen Gesichtspunkte 
aufzustellen sich bemühen, erinnert, in allen das T oleranz wesea -■ 
betreffenden Vorfällen mit aller Vorsicht und Bescheidenheit zu I 
Werke zu gehen, alles Geräusch und Aufsehen sorgfältigst zu 
vermeiden, nicht jede Kleinigkeit und unbedeutende Handlung 
zu erheben und dadurch Gährung zu erregen, sondern viei- 
raehr immer auf Erhaltung der Ruiie und Oi-dnung den vorzüg-j 
lichsten Bedacht zu nehmen. **) (■ 

2. Bezüglich des Verhaltens der Geistlichen. Di" 
es, wie oben [S. 65] bemerkt, vorkam, dass die Akatholiken 
ihre katholischen Mitunterthanen wider ihren Willen und Wissen 
in das Verzeichniss der Protestanten einschalteten, und dass 
viele Katholiken so wenig Gegründetes von der einen oder an- 
dern Religion wussten, dass sie sich ganz leicht zum Abfall von 
der katholischen Religion verleiten Hessen, so wurde, da es vor- 
züglich die Pflicht der Geistlichkeit sei, derlei unsinnige und 
unvrissende Leute mit guten, milden und überzeugenden Worten 
und Zureden zurechtzuweisen und zu belehren, den geistlichen 
Behörden die pflichtschuldigste Erfüllung der allerhöchsten lan- 
desfürstliehen Anordnungen, dann eine eifrige, vernünftige und 
moderirte Verwendung zu Zurückführung der Irrenden und Be- 
festigung ihrer wankenden Schafe auf das nachdrucksamste ein- 
gebunden. *") Ausserdem vnirde den katholischen Seelsorgern 
mit Hofdecret vom 28. October 1784 aufgetragen, die bestän- 
dige ausdrückliche Verdammung der Akatholisehen und alle 
harten Ausdrücke und Anspielungen gegen die tolerirten Reli- 
gionsverwandten wegzulassen, und ihre Pfarrkinder zu einem 
tolerirten Betragen gegen ihre irrenden Nebenmenschen zu er- 
mahnen und ihnen hiezu durch ihr eigenes Betragen ein Bei- 
spiel zu geben. Die protestantischen Pastoren aber sollen sich 
bescheiden und friedfertig betragen, um desto mehr alle harten 
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Ausdrücke gegen die dominante Religion, die Kirche und Katho- 
liken vermeiden. ^^) Dieses Hofdecret wurde vom erzbiachöf- 
lichen Consistorium in Prag dem Clerus mit folgendem Zusatz 
bekannt gemacht: *') „Nach obiger A. h. Gesinnung kann den 
katholischen Predigern bei dem umstände, da auf dem Lande 
von Zeit zu Zeit so viele von der katholischen Religion ab- 
fallen, zwar nicht vei'wehrt werden, die Leute zur Standhaftig- 
keit in dem rechten Glauben anzumahnen und vor den Irrthü- 
mem der zweierlei akatholischen tolerirten Secten zu warnen, 
und den Satz zu behaupten, dass kein wahres Priesterthum bei 
diesen von der katholischen Kirche getrennten Secten bestehen 
könne, nachdem sie keinen ordentlich geweihten Bischof haben, 
somit auch ilire Religionsdiener keine kanonisch geweihte Geist- 
liche sind: jedoch ist schärfest zu untersagen und darob zu 
wachen, dass die Prediger bei dergleichen Gelegenheiten nicht 
anf Schimpfreden und verbotene Zanke und Controversien aus- 
schweifen. " 

Eine weitere Normal Verordnung vom 25. Januar 1782, 
publicirt in Wien am 31. Januar, in Prag am 9. Februar, in 
Briinn am 6. April 1782'*), enthält folgende, zum Theil das 
vorhergehende Normale einschränkende Masaregeln und Vor- 
schriften : 

1. Erklärungen von ganzen Gemeinden, oder die nur haufen- 
weise geschehen, sind keineswegs als schon zum Beweise geltend 
anzusehen, sondern alle diese sich meldenden Akatholischen 
müssen neuerdings zum Amt oder Magistrate vorgerufen wei'den 
und allda einzeln, im Beisein eines von dem Ordinario eigens 
hiezu aufgestellten und von der Landesregierung geeignet be- 
fondenen Geistlichen, um ihre Religion befragt, ihre Erklärungen 
anfgeschi-ieben und von ihnen unterzeichnet werden, wobei der 
geistliche Commissarius jene, die ganz unwissend oder in ihren 
Grundsätzen schwankend oder in der Religion, die sie sich aus- 
wählen, gar nicht unterrichtet wären, mit guten, sanften und 
überzeugenden Worten und einleuchtenden Beweisen zu belehren 
und zur katholischen Religion zurückzuführen sich bestens zu be- 



»") Handbuch [Anm. 20, o] VI, 610. 
") KöBter, Jahrgang 178R, S. 131- 
««1 Abgedruckt b« Waloh [Anro- 20, 1] IX. 177, i 
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fleissigeii hätte. Sollten aber einigs Unterthanen zu einer andeel 
im Toleraiizgeaetze nicht begriffenen Religion oder Secte sich e 
klären wollen, so aeien diese mit ihren Erklärungen auf der StelH 
abzuweisen , und ihnen zu bedeuten , dass eine derlei Religiol 
nicht bestehe noch jemals werde geduldet werden. Sr. Maje^ 
stät ernstlicher Wille und Befehl sei dahin gerichtet, ausaSJ 
den im Toleranzge setze ausdrücklich benannten drei Religiont 
sonst keine andere zu dulden. Daher müssten alle Jene, 
eich nicht zu der einen oder andern der geduldeten drei Relw 
gionen bekennen würden, für katholisch gehalten und geachtq 
werden. 

2. Solange bis die Akatholiken, die sich auf vorbemeldd 
Art schon erklärt haben, ihren eigenen Pastor, Schulmeister 
und Bethaus erhalten werden, haben sie ihre Kinder noch fortan 
in die katholischen Schulen zum Lesen und Schreiben zu 
schicken, sowie in Ansehung der Taufen. Trauungen und 1 
gräbnisse sich wie bisher an den katholischen Seelsorger 
wenden. 

3. Die Obrigkeiten und Stellen sollen, wenn ein Paste 
oder Schulmeister wirklich präsentirt oder die Errichtung einet 

! angesucht wird, nicht in eine Untersuchung der Vei 
:ände der betreffenden akatholischen Unteithanen ein 
gehen. Statt neue Bethäuser herzustellen, könnten übiigei 
nach Umständen andere schon vorhandene Hänser hierzu 
braucht (auch alte zerfallene Kirchen den protestantischen Gm 
meinden zur Ersparung der Ko.sten überlassen) werden. 

4. Als ein Vorrecht der herrschenden Religion 
Se. Majestät, dass der katholische Seelsorger akatholische Kranke, 
von sich selbst und ohne daas er eigens gerufen werde, einmal 
besuchen, ihnen seinen christlichen Beistand anbieten und, falh 
derlei Kranke zur katholischen Religion zurücktreten und in^ 
selber sterben wollen, ihnen allen hierzu erforderlichen Beistand-fl 
leisten möge; wobei jedoch diese Seelsorger aller Zudringlich*^ 
keit sich sorgfältigst zu enthalten und sich ohne Weiteres zaA 
entfernen haben, wenn der Kranke sich ihres Beistandes nicht g 
bedienen will. 

5. Da die Religionserklärungen einzeln abgefordert werden,] 
so möge auch an jenen Orten , wo eben die bestimmte Zahl j 
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von 100 Familien nicht vorhanden wäre , sondern , wo nur 
überhaupt gerechnet, 500 Personen sich befänden, auf deren 
Verlangen ein eigenes Bethaus und Schule zu halten gestattet 
werden. 

Dieser Normalverordnung . deren erster Paragraph zur Be- 
lehrung der akatholisch gemeldeten Unterthanen mittelst eines 
in der Landessprache gedruckten Circulares hinausgegeben wurde- 
folgte wiederum eine Reihe Nachträge, und zwar: 

1. bezüglich der Religionserklärung. Wo es bei den 
Erklärungen die meisten Anstände giebt, soll ein Kreisbeamter 
den Vernehmungen beiwohnen. Von der einzel weisen Aus- 
fraguog und Unterschrift kann nicht abgegangen werden, da 
solche der einzige sichere Weg ist, Jene, die sich aus Furcht 
oder Zwang als Akatholiken erklärt oder wider Wissen und 
Willen in die Verzeichnisse eingeschaltet worden, in Erfahrung 
zu bringen und selbe sodann gegen alle Zudringlichkeiten 
schützen zu können. Das Erkiäriingegeschäft ist also eine be- 
sondere Wohlthat und unamgänglich nftthige Vorsicht. Die in 
den Amtakanzleien als akatholisch gemeldeten Unterthanen sind 
beim Erseheinen der Commiesarien zum Amte vorzurufen, und 
sodann von jenen, die erscheinen, die Erklärungen vorsehrift- 
mässig aufzunehmen; da hingegen Jene, die nicht erscheinen 
oder sich nicht erklären oder ihre Erklärung nicht gehörig 
unterfertigen wollen, für katholisch zu halten sind.*^) Ein 
Zwang zur Stellung und Abgabe der Religionserklärung durch 
Militärassistenz soll nicht stattfinden'""), auch Niemand, der 
nicht selbst mit seiner Religionsänderung hervortritt, darüber 
gefragt, noch zur Erklärung aufgefordert werden."") Alle Er- 
klärungen müssen in eigner Person geschehen und dürfen nicht 
stellvertretend abgegeben werden, weil nur so allein einem Jeden 
Gelegenheit, frei und offenherzig zu reden, verschafft und aller 
Gewissenszwang entfernt wird. Da bis dermalen kein terminns 
deoretorius festgesetzt worden, bleibt es Jedermann unbenommen, 

") Hofdecret vom 21. März 1782, pnblicirt in Wien am 9- Aprii, 
Walch IX, 181. Kuzmäny S. 90 (wo das Hofdecret mit dem niader- 
öateireichi sehen Circnlare verwechselt ist). 

'"") Hofdecret vom 17. April 1782. Handbuch II, 463. 

'"') Hofdecret vom 19. Mai 1783. Handbuch H, 464, 
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sich, wenn er will, zur akatholischen Glaubenslehre 
kennen. Leute, die sich bei der Commission für akatholisch 
erklären und auf beRcheidenes sanftmüthiges Zureden des geist- 
lichen Commiseärs zur katholischen Religion nicht zurückkehren 
wollen, sind, da der Glaube eine Gabe Gottes ist und Nieman- 
dem aufgedrungen werden kann, sogleich unter die Akatholischen 
zu zählen, sie mögen in ihren Glaubenslehren unterrichtet sein 
oder nicht. Die üebergebung solcher Leute an die katholische 
Geistlichkeit zum Unterricht würde gerade der durch die Toleranz- 
generalien abgezielten Gewissensfreiheit entgegenlaufen, und der 
unter keinerlei Vorwand zurechtfertigende Gewissenszwang gar 
bald wieder in seiner vorigen gehässigen Gestalt zum Vorschein 
gebracht werden. Näehstdem könnten unter dem Vorwand des 
ermangelnden Unterrichts, wo nicht gar alle, doch die meisten 
Akatholischen zurückgewiesen werden. '""■') Als die Landeshaupt- 
mannschaft in Kärnten (8. April 17S2) beantragte, dass jene 
Personen, die von katholischen Eltern abstammen , immer gut 
katholisch gelebt haben, dermalen aber, ohngeachtet sie von 
einer andern Religion keine Kenntniss haben, sich akatholisch 
erklären, ohne Weiteres als katholisch wie vorher behandelt 
oder als Apostatae angesehen werden möchten, fand die Hof- 
kanzlei diesen Antrag den Toleranzgeneralien platterdings ent- 
gegen. Die kaiserliche Resolution vom 26. April lautete : „Der 
Landeshanptmannschaft ist eingerathenermassen zu bedeuten, dass 
dermalen einem Jeden freistehe, sich entweder zu der domi- 
nanten oder einer der tolerirten Religionen zu bekennen, mithin 
derzeit das Crimen apostasiae nicht Platz greife." 

2. Bezüglich der geistlichen Commissäre. Wie zu 
den Erklärungscommissionen die geschicktesten und bescheiden- 
sten Subjecte aus dem Kreispersonale auszuwählen sind, so 
sollen auch von den Herrn Ordinariis zur Aufnehmung der Er- 
klärungen, als einem äusserst wichtigen Geschäfte, die geschickte- 
sten, sanftmüthigsten und bescheidensten Geistlichen gewählt 
und diese zur genauesten Beobachtung der Normal Vorschriften 
angehalten werden: widrigenfalls werden auf Kosten des Ordi- 

"*) Hofdecret vom 31. März 1782, kundgemacht in Wien am 16. April. 
Walch IX. 1S6. Knzm&ny (der auch liier dem niedeiösterreichiscben 
Onbernialdeoret die Ueberachrift ^Hofdecref giebt) S. 93. 
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narii an ihrer Stelle tauglichere von den Lande sstellei 
gesetzt werden.-^"') Diese Commissarien sollen ihre Exs 
kiirz und hiindig halten, nicht mit 4 oder 5 Personen einen 
ganzen Tag zubringen, und bei dieser Gelegenheit sich in keine 
zuc Bekehrung führenden Veranstalttmgen oder Reden mit den 
Akatholischen, einlassen, weil dieses auf andere Zeiten zu ver- 
schieben ist.'"*) Kein Vicarius darf in seinem eignen Vieariate, 
und kein Seelsorger in seinem eigenen Sprengel als Commissär 
gebraucht werden ■°*), und kein geistlicher Commissär für sich 
allein, sondern die Wirthsehaftsämter und Magistrate selbst 
haben die Erklämngen der Äkatholiken ad ProtocoUum aufzu- 
nehmen.'"*) Weil die bei der im Königgrätzer Kreise auf- 
genommenen Erklärung der Äkatholiken zugegen gewesenen geist- 
lichen Coramissäre durch ihr kluges und bescheidenes Betragen 
121 Seelen zum katholischen Glauben zurückgeführt hatten, er- 
hielten sie unter dem 16. April 1782 eine A. h. Belobung, die 
im Lande bekannt gemacht wurde. 

3. Bezüglich der geistlichen Amtshandlungen war 
schon unter dem 13. Januar 1782 auf die Anfrage eines akatho- 
lischen Niederlagsverwandten in Wien, ob er sein Kind von 
einem hiesigen Gesandtschaftsprediger taufen lassen dürfe, die 
kaiserliche Resolution erfolgt : es könnten keine Handlungen 
oder Aemter, die auf die ausserliche Religion als Civileffeetus 
einen Einflusa hätten, fremden, den Landesgesetzen und der dies- 
fälligen Jurisdiction nicht unterworfenen Personen gestattet 
werden. Wenn aber künftig die hiesigen Protestanten mit 
höchster Begenehmigung sich ein eigenes Bethaus und eigne 
approbirte Ministros verschaffen würden, alsdann werde kein 
Bedenken sein, da derlei Ministri der hiesigen Jurisdiction zu 
unterstehen hätten, ihnen vermöge publicirten Toleranz Systems 
das üebrige zu gestatten. '"'•) Jedoch auch in diesem Falle 
haben die katholischen Pfarrer, da sie die Jura stolae von den 
Akatholischen beziehen, die Matrikbücher allein zu führen, mit- 



') Hofdecret vom 18. März 1782. Kuzmänj S, 89. 

*) Hofdecret vom 1&. April 1782. Handbuch II, 463. 

') Verordnung in Böhmen vom 14. Febraar 1782, Handbuch II, 451. 

•) Hofdecret vom 7. MSrz 1782. Handbach U, 451. 

') Trattner'sche Sammlung [Anm. 20, h] I, 160. 
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hin denselben die Tauf-, Tranunga- und Sterbefalle der Äkatho^ 
liken in der nämliclien ununterbrochenen Ordnung wie bisher 
einzuverleiben. '**) Die akatholiechen Pastoren sind daher ge- 
halten, bei Ausgang eines jeden Monates ein umständliches Ver- 
zeichniss der in diesem Monat getauften, getrauten und begra- 
benen Personen mittelst des geschworenen Ortsrichters an den 
katholischen Pfarrer abgeben zu lassen; wobei jedoch der 
akatholische Untertban verpflichtet ist, die Taufe. Trauung und 
Begräbnies vorläufig dem katholischen Pfarrer anzumelden und 
die Jura stolae zu berichtigen.'"*) Nach einer späteren Ver- 
ordnung sollen die Pastoren die Geburts- und Trauungsfälle 
jederzeit gleich nach geschehenem Acte bei den betreffenden 
Pfarren anzeigen, die Anzeige der Sterbefälle aber unterlassen. "") 
Dem Pastor blieb es unbenommen, zu seiner Privatnotiz Matriken 
zu fuhren. Wenn in Ermanglung eines akatbolischen Predigers 
der katholische Pfarrer Taufen und Trauungen der Protestanten 
vollzieht, so hat er diese actus ministeriales deutsch oder böh- 
misch je nach Lage der Ortschaften und zwar nach dem in 
Schlesien per usum eingeführten Ritus, welcher noch aus Luther's 
Zeiten herrühret und folglich weit weniger als andere nach der 
Zeit gebräuchlich gewordene Ritus von dem katholischen unter- 
schieden ist. zu verrichten.'") Nachträglich wurde verordnet, 
daas dieser schlesische Ritus nur bei den Ministerialhandlungen 
der Lutheraner zu gebrauchen, sonach den ßeformirten nicht 
aufzudringen sei. Vielmehr bei den Taufen der letztern ist, ent- 
sprechend der vom Bischof iu Königgrätz erlassenen Instruction, 
unter Weglaseung der Exorcismen und der ünctionen mit dem 
h. Chrisma, nur die gewöhnliche Formel in ihrer Muttersprache: 
„Gä tebe kftjm" (ich taufe dich) bei Aufschüttung des Wassers, 
sodann das Gebet des Herrn und der Glaube zu sprechen : bei 
den Traufällen ist die gewöhnliche eheliche Einsegnung in ihrer 

'") Hofdecret vom 22. Februar 1782, Küster [Aiim. 20, e] Jahi- | 
gang 1783, S. 388. Kuzmäny S. 86. V 

"") Hofdecret vom a. Ängust 1782. Handbuch 11. 469. fl 

"") Hofdecret vom lä. December (in Wien kundgemacht am 18. D&- i 
cember) 1784. Handbuch VI, 609. 

"') Das Formulare des schlesischen Eitus ist abgedruckt bei Jakach 
IV, 188 — 196. Daselbst finden sich auch die hieher gehörigen Hof- und 
Oubernialdecrete vom IG. März, 20. Mai und 26. Juni 1 
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Mattersprache (entweder in der Kirche oder in einem Pfarrei- 
zimmer, entweder stehend oder knieend, wie die copulirenden 
Theile selbst wollen) zu verrichten, jedoch die Beibringung der 
Stola und die Besprengung mit geweihetem Wasser zu unter- 
lassen. ^^^) Wenn der katholische Pfarrer mit einer protestanti- 
schen Leiche geht, sorgt er dafür, dass kein Lied während des 
Conducts gesungen wird, worin etwas enthalten wäre, das der 
Lehre vom Fegfeuer oder andern katholischen Lehrsätzen ent/- 
gegen ist. 

Die Toleranzbestrebungen des Kaisers waren mancherlei 
Missdeutungen ausgesetzt So hatte, wie aus dem an den ober- 
sten Kanzler gerichteten kaiserl. Handbillet vom 23. Juli 1782 
hervorgeht, der Pastor zu Wsetin in Mähren ausgestreut, dass 
bis auf das Johannisfest Jedem die willkürliche Auswahl der 
Beligionsübung freistehe, allsdann müsse aber Jeder bei der ge- 
wählten Religion verbleiben ; den zur katholischen Religion sich 
Bekennenden werde ein Brandmal auf die Stime gedrückt wer- 
den. ^^^) Bei der Conscription der Protestanten in Pardubitz 
erklärte eine Anzahl Bauern vor der Commission, sie wollten 
keine Katholiken mehr sein, sondern dem Glauben anhangen, 
den der Kaiser hat oder ihnen vorschreiben werde. Nachdem 
sich der Staatsrath für eine die religiöse Gesinnung und die 
Intentionen des Kaisers aufklärende Botschaft ausgesprochen 
hatte ^**), genehmigte Letzterer unter dem 16. April 1782 die 
Hinausgabe eines Circulares, welches am 21. April in Prag, am 
26. April in Wien, am 7. Mai in Mähren kundgemacht wurde. ^^^) 
In demselben werden als vermessentliche Ausstreuungen auf- 
geführt : 

1. Dass es Sr. Majestät nicht nur ganz gleichgültig, in 
welcher der herrschenden katholischen oder andern tolerirten 
Religionen Dero Unterthanen sich erklärten, sondern dass sogar 
deren Abfall von der katholischen Religion A. h. Deroselben 
zum Wohlgefallen gereichen würde. 



^^*) Prager Sammlungen [Anm. 20, i] HI, 161. 
"•) Meynert [Anm. 8] S. 37. 
"*) Hock [Anm. 8] S. 348. 

"*) Walch IX, 190. Kuzmäny (nicht ganz correct) S. 95. Jahr- 
bnch [Anm. 5] ü, 7. 
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2. Dass Jene , die zu diesem Abfalle sich erklären , hiei^ 
durch mancher Vorzüge und zeitlicher Vortheile sich theilhaftig 
machen, 

3. Dass die blosse Erklärung, nicht katholisch sein zu 
wollen, schon genug, hingegen gar nicht erforderlich sei, sich 
zu einer der tolerirten Religionen namentlich zu bekennen, 

„Die Anzeige von solch höchst ungereimten Vorspiegelungen 
haben Se. Majestät nicht anders als mit dem gerechtesten Un- 
willen aufnehmen können. Gleichwie die Aufreehthaltung der 
alleinseligmachenden katholischen Religion, deren Aufnahme und 
Verbreitung, die nur durch Unterricht und wahre üeberzeugung 
ana sichersten erreicht werden mag, unveränderlich Sr. Majestät 
theuerste Pflicht und angelegentlichste Sorgfalt bleibt, also würde 
auch A. h. Dero landeaväterlicher Wunsch gewiss immer dahin 
gerichtet sein, dass ohne Ausnahme Dero Unterthanen eben 
dieser heiligen Religion, deren Beförderung Sr. Majestät so sehr 
am Herzen liegt, aus freiwilliger üeberzeugung anhangen und 
auf diesem sichersten Wege ihr Heil wirken möchten. Weit 
entfernt aber, zu dem Endzwecke dieser erwünschten Ueberein- 
stimmung jemals einigen Zwang anzuwenden oder was immer 
für Mittel ausser der nutzliehen Aufklärung und guten Beispiels 
zu gebrauchen, haben Se. Majestät sich gnädigst bewogen, der 
Menschenliebe und selbst Dero erklärten heilsamsten Absicht 
wohl angemessen befunden, auch denjenigen Dero Unterthanen. 
weiche Kenntniss und üeberzeugung dem Schosse der heiligen 
Kirche noch nicht einverleibt hat, und die vielmehr einer der 
protestantischen in Dero Erhlanden tolerirten Religion zugethan 
sich erklären, fortan die Duldung und das Exercitium ihrer Re- 
ligion nach der bestimmten Vorschrift der schon ergangenen 
Kundmachung zu verwilligen. " Hiernach ist jedermänni glich wohl 
einzubinden, ^dass alle diejenigen, die sich unterfangen, ihre 
Hausgenossen, ihr Gesinde oder ihre Unterthanen, es sei durch 
widrige Ausdeutung der Toleranzgeneralien, falsche Vorspiege- 
lungen oder gar durch Drohungen und Thathandlungen zur 
Furwählung ein oder der andern Religion zu verleiten oder 
auch nur mit dem wahren Sinne der verwilligten Toleranz nicht 
übereinkommende irrige Begriffe Andern beizubringen, unver- 
meidlich die A, h. Ungnade sich zuziehen und nach Umständen 
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unnachsichtlich auf das Schärfste bestraft werden würden, tun 
so mehr als derlei anbesonnene oder mathwillige Leate sich 
eben des nämlichen schädlichen Gewissenszwanges, den sie für 
ihre Person so sehr verabscheuen und wider den sie durch die 
Toleranzgeneralien gesichert werden, gegen Andere schuldig 
machen und andurch sich gegen die landesfürstlichen Befehle am 
gröbsten vergehen werden". 

Die Behörden waren vielfach überrascht und befremdet 
über die grosse Zahl der Protestanten. Bis zu Ende October 
1782 waren in den Erblanden 73.722 angemeldet. Als der Län- 
deshauptmann von Kärnten schon zu Anfang des Jahres 1782 
darob seine Bedenken äusserte, erhielt er (18. Februar 1782) 
die Antwort, sich genau an die Toleranzvorschriften zu halten 
und in keine weitem Grübeleien einzulassen. **^) Gleichwohl 
meinte die Hofkanzlei den Ursachen des Abfalls vom Eatho* 
licismus in Kärnten weiter nachforschen zu müssen und ver- 
nahm darüber den Fürstbischof von Gurk. Dieser bezeichnete 
als Hauptursache ein paar fanatische und eigennützige Geist- 
liche seines Sprengeis, als Abhaltungsmitt^ gute Schulen, Mil- 
derung der Fastengebote, Gestattung der Gommunio sub utraque 
sowie die Bestimmung eines Präclusivtermines für die B.eligions- 
erklärung. Der Kaiser stellte es dem Bischöfe anheim, bei 
Fasten und Gommunion dispensando vorzugehen und ordnete 
auf Kaunitz' und des 1782 in den Staatsrath eingetretenen 
Professors des Naturrechts in Wien, Freiherm Karl Anton von 
Martini (f 1800) "'), Bath mit Handsqhreiben vom 9. Decem- 
ber 1782 den Präclusivtermin an. In dem Hofdecret vom 15. De- 
cember, womit diese kaiserliche Willensmeinung hinausgegeben 
wurde ^^^), heisst es : Nachdem die Anordnung über den Modus 
der Erklärung bereits unterm 25. Januar [S. 71] ergangen, folg- 
lich Jedem die hinlängliche Zeitfrist eingestanden gewesen sei, 
nach Willkür sich mit ihren Erklärungen zu melden, so sei nun- 
mehr nothwendig, dass in der Sache der Schluss gemacht, der 
erhobenen Anzahl der Akatholischen der Genuss der Toleranz 



"•) Meynert [Anm. 8] S. 44. 
"') Wurzbach XVII, 33. 

>>') Trattner'sche Sammlang [Anm. 20, h] ni, 4 (Nachtrag), Kaz- 
mäny S. 98. 



nach dem Normale zugewendet, weiters aber keine de 
klätungen von ünterthanen oder Gemeinden mehr angenommen 

■werden. Demnach hat die Landesetelle, ohne eine Pubhcatioii 
zu veranlassen, an die Kreisämter bloss zu ihrer Direction, und 
zwar wegen des schon so nahe heranrückenden Termines, durch 
eigene Estafetten die Verfügung zu erlassen, wienach a prima 
Jannarii 1783 angefangen keine weitere derlei Meldung mehr 
angenommen, und nur Jene, welche bis 1. Januar 1783 sich 
gemeldet haben, zur Erklärung noch zugelassen und Vorschrift»?' 
massig behandelt, folglich alle Diejenigen, die nicht bis dahin 
als Akatholiken sich erklärt haben, fortan ipso facto allein der 
dominanten katholischen Religion zugezählt und als vrirkliche 
Katholiken geachtet, mithin auch in dem Fall, wenn sie weiter- 
hin von der katholischen Religion abstünden und zu einer äeg: 
tolerirten überträten, als Apostaten oder Abtrünnige angesehea 
und als solche nach den bestehenden Verordnungen behandelt 

.werden sollen. Diese Beschränkung könnte jedoch selbstver- 
ständlich auf akatholische Fremde und Ankömmlinge sich nicht 
erstrecken, die fortan nur bei ihrer Niederlassung die Erklärun^^ 
zu welcher der tolerirten Religionen sie sich bekennen, abzn^ 
geben haben. 

Mit diesem Hofdecret steht zum Theil in Widerspruch da« 
folgende (mit A. h. Entschliessung vom 20. Februar festgestellt; 
nicht zur öffentlichen Publication, sondern nur für die Länder*' 
stellen bestimmt) vom 21. Februar 1783"*), worin es heisst, 
dass diejenigen Dnterthanen der deutschen Erblande, die nach 
dem 1. Januar 1783 mit ihren Erklärungen zu den tolerirten 
Religionen hervorkommen, da gegen sie das Crimen apostasiae 
und die damit verbundene actio iiscalis nicht mehr statt hat, mit 
Vermeidung aller gewaltsamen Mittel (als Stoeksehläge, Arrest, 
öffentliche Arbeiten u. s. w.), sich einem seehswöch entlichen 
Unterricht (Prohibitivunterricht) in dem katholischen aileinseUg- 
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"•) Trattner'ache Saminlaiig III, 18 (Nachtrag), Kuzminy S. 9*^9 
— Mit Recht vernrathet Hock [Anm. 8] S. 328, dass der PasBnB raa ^ 
Ahndung der Äpostasie nur irrthümlich in das Hofdecret vom 15. Decem- 
ber 1782 gekommen, in Wirklichkeit gegen Priester nnd Mönche gemeint 1 
gewesen sei, welche mm Zwecke ihrer Säcolarisirung protestantisch wer- 
den wollten. 
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machenden Glauben zu unterziehen haben, gleichförmig nach dem 
für Ungarn und Siebenbürgen schon festgesetzten Richtmass. ''^'') 

Nähere Bestimmungen darüber enthält das an das böhmi- 
sche Gubernium erlassene Hofdecret vom 23. April 1783, unter 
dem 15. Mai den übrigen Gnbemien mitgetheilt. "') Das zu 
Prag am 30. April hin ausgegebene Circulare hebt an: „Se. 
k. k. Majestät haben in einem unterm 15. December 1782 
anhero erlassenen höchsten Hofdecret den bis zum 1. Januar 
dieses laufenden Jahres zur unbeschränkten Annahme der ehe- 
maligen Erklärungen der Akatholi sehen (welche bisher bloss 
gleissnerische Katholiken und im Herzen verdeckte Irrgläubige 
waren) festgesetzten Termin anberaumet, um den weitem Ab- 
fall von der katholischen Religion und den diesfälligen Ver- 
führungen Schranken zu setzen, oder wenigstens diesen, soviel 
es durch menschliche Verfügungen möglich ist, einigermassen 
zu erschweren. Ais eine natürliche Folge dieser allerhöchsten 
Absicht ist weiters angeordnet worden, dass Diejenigen, die 
nach dieser Zeitfrist mit Erklärungen zu anderen tolerirten 
Eehgionen hervorkommen, nicht mehr platterdings wie die 
erstem unter die ünkatholischen aufgeschrieben, sondern durch 
sechs Wochen in Klöstern oder; hei ihren Pfarrern unterrichtet, 
und wenn dieses Unglück ganze Gemeinden und mehrere Fami- 
lien betreffen würde, eigene dem Werk gewachsene Seelsorger 
zu ihnen abgeschickt werden sollen, um diese entweder aus 
eigener schlechten Unterrichtnng und Leichtsinn oder aus frem- 
der Verführung irrende Menschen ihres Irrthums zu überzeugen 
und sie zur wahren Religion zurückzuführen, oder wenigstens 
alles Möghche zu ihrem Heile zu versuchen, und sie nur als- 
dann, wenn die Mittel fehlgeschlagen hätten, ihrem freien Willen, 
der sich durch weltliche Strafe nicht zwingen lässt, und ihrem, 
wenn auch für sie nachtheiligen, Irrthum zu überlassen. " Hieran 
schliessen sich folgende Verfügungen : 

1. Es ist keinem Akatholiken (auch nicht wenn er aus 
Ungarn käme *''), der nicht mit dem legalen Zeugenschaftszettel 

arhergehenden 









"°) Dieses Richtmaes iat t,n 
Anmerkung angegebenen Orten. 

"') Vollständig in der Traitner'scien Sammlung Ul. 23 (Nachtrag). 
■") Hofdecret vom 30. Maj 1783. Handbuch 11, 464. ■- 
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versehen ist, der Zutritt zu den tolerirten akatholischen Am 
dachtBÜbungen bei schwerster Bestrafung (Amotion des Pastozi$'| 
zu gestatten. 

2. Den Obrigkeiten ist verboten, einen solchen Zeugeor? 
schaftezettel Jenen' zu ertheilen, die sich nach dem 1. Januar d. J^ 
melden, wenn diese nicht den vorgeschriebenen sechswöchent» ■] 
lieben Unterricht empfangen haben. Dagegen hat das Kreisamt 
auch dafür zu sorgen, dass dieser Unterricht nicht über die 
vorgeschriebene Zeit ausgedehnt werde. Denjenigen, welche zur 
Verharrung bei der katholischen Religion nicht zu bewegen sind, 
sind die Meldzettel (ohne welche sie gar keinem Gottesdienste 
beiwohnen könnten) sogleich und un aufgehalten, ohne Geldab- 
gabe, nach erfolgter Anzeige des Pfarrers mit dem Beisatz zu 
ertheilen, dass sie ihrem Schicksale, so sie ungeachtet aller ver- 
suchten Heilsmittel mit Ueberlegung sich selbst gewählt haben, 
überlassen werden, Ihre Eintragung in das allgemeine Vei> , 
zeichniss der Akatholiken hat unter der besonderen Rubrik.] 
„SpÄtergemeldete" zu geschehen. "^) 

3. Die Spätergemeldeten haben sich den ihnen zum Theil 
noch mangelnden Belehrungen über Glaubensgegenstände und 
Moral gehorsam und willig zu unterziehen. Während des sechs- 
wöchentlichen Unterrichts ist es solchen erst zu unterrichtenden 
Leuten nicht erlaubt, besondere Belehrungen von aaswärtigen 
akatholischen Schulmeistern zur Tereitlung des Unterrichts ein- 
zuholen. '^*) 

4. Wenn sich Neuerklärte dem gemeinschaftlichen Untei< 
rieht nicht gutwillig fügen, so sind sie durch das Kreisamt ein- 
zelweiae zu dem anbefohlenen sechs wöchentlichen Unterricht zi 
stellen, zu dem sie, um den Abfall von der dominanten zu deäi 
tolerirten Religionen wenigstens zu erschweren, unnachsichtlieBj 
verhalten werden müssen. 

ö. Diejenigen, welche sich dem angeordneten sechswöchent- 
lichen Unterricht in der katholischen Religion widersetzen, solchen 
gar nicht anhören oder mit Geschrei und Ungestüm hindern 
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'") Hofdecret vom 30. April und vom 26. Juli 1785. Jakach V, 181, 

'") Hofdecret vom 25. Juli, in Wen kondgemacbt am 3. Äognst 

1785. Kuzmiiny S. 104. 



■Iiiirden, würden als angehorsame üaterthanen scharf gezüch- 

I tagt werden. 

. Proaelytenmacherei ist den Äkatholischen unter schwerer 

Strafe verboten. Sogenannte Ministelli und andere Fanatiker. 

Reiche die leichtgläabigen und schlecht unterrichteten Bauern 

L verführen suchen, sind aas dem Lande zu schaffen. Es darf 

^ llaher auch eine zur vorschriftsmässlgen Instruction abgegebene 
und während dieser Zeit auf das Sterbebett gerathene Person 
unter keinerlei Voi'wand von einem Diener der akatholischeu 
Religion besucht werden, weil damal die Hoffnung noch übrig 
ist, solche bei der all ei n.seligmach enden Religion zu erhalten. '") 
Dagegen ist sich in die Proselytenmacherei, solange solche nur 
zwischen Lutheranern und Helveten ausgeübt wird und sich 
nicht auch auf Katholiken erstreckt, nicht zu mischen. Prote- 
stanten sowohl als Jene, welche einem nur connivendo gedul- 
ieten Glanbensbekenntniss zugethan sind, können nach Willkür 
i einer andern tolerirten Religion übertreten. "") 

, Die Beamten und Geistlichen sollen sich bei Anmahnung 
zu dem Religionsunterricht und bei dem Unterricht selbst aller 
möglichen Sanftmnth und Gelindigkeit bedienen, alles rauhe 
Anfahren, Drohungen und Schmähungen sorgfältigst hint an- 
halten und das Wort Gottes mit Würde und Gelassenheit vor- 
'tragen, damit die Irrenden überzeugt werden mögen, dass nicht 
zeitliche Absichten, Eigennutz und Religionshass. sondern väter- 
liche Sorgfalt und Liebe, ihr Seelenheil zu wirken, diesen Un- 
terricht veranlassen. Fruchtet dann alles dieses doch nichts, so 

_muss es dem Allmächtigen heimgestellt werden, die Herzen dieser 
Unglücklichen auf andere Wege zurückzuführen. 

Da es sich herausstellte, dass trotz des Prohibitivunter- 
richtes die Akatholiken sich beträchtlich vermehrten — ihre 
Anzahl war im December 1785 in den Erblandeu bereits auf 
107.454 gestiegen — so wurde, um diesem Abfall für das Künf- 
tige, so viel als es die christliche Toleranz zulässt, Einhalt zu 



"*) Hofdecret 

"•) Hofdecret 
fchliessnng vom 23. Angast, kmidge macht 
1785. Handbuch X, 883. 
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thun. den Herrn Ordinarien aufgegeben "'), in jenen Gegenden, 
wo Protestanten mit Katholiken vermischt sind, folglich die 
Gefahr der Verführung gröseer ist, besonders wohlunterrichtete 
und eifrige, jedoch bescheidene Seelsorger anzustellen, und allen- 
falls die unfähigen mit andern auszuwechseln, die durch das in 
der Gemeinde erworbene Vertrauen leichter im Stande sind, die 
Wankenden in der Religion zu stärken und den Abfall zu ver- 
hindern. . 

Endlich wurde auch das Verhalten der Protestanten zu den 
katholischen Gebräuchen, insbesondere zum hochwürdigsten Sa- 
crament des Altars, dem Manche, wenn sie solches zu Geeicht 
bekommen, keine Achtung beweisen, geordnet. Allerdings könne 
den Akatholiken mit Rücksicht auf ihre Grundsätze bei der be- 
stehenden Duldung und Gewissensfreiheit nie eine gleiche Ehrer- 
bietigkeit für das Hochwürdigste, wie die Katholischen schuldig 
sind, zügemuthet werden. Gleichwohl sollen die Geduldeten b^ 
Processionen, Versehung der Kranken oder wo ihnen sonst das 
Hochwürdigste zu Gesicht kommen würde, entweder mit abge- 
zogenem Hut oder Mütze ruhig vorübergehen, oder in einer 
bescheidenen Stellung dessen Votübertragung abwarten, oder sich, 
entfernen, widrigenfalls sie als üebertreter der höchsten Tole- 
ranzgesetze und Störer der öffentlichen Ruhe bestraft werden 
würden. Den protestantischen Predigern ist nachdrucksarast ein- 
zubinden, dass sie ihren Gemeinden die Billigkeit dieser Ver- 
fügung und ihre Schuldigkeit wohl begreiflich machen sollen^ 
für die herrschende Religion und ihre Gebräuche öffentlich allen 
Respect zu bezeigen, durch widrige Handlungen die ihnen A. h. 
zugewendete Gnade der Duldung und Gewissensfreiheit nicht zu 
missbrauchen, und ihre katholischen Mitunterthanen nicht ge- 
flissentlich zu reizen und aufzubiingen, somit zu unangenehmeii 
Folgen nicht selbst den Anlass zu geben. '^*) Zu katholischen 
Gebräuchen sowie zu dem Grusse: „Gelobt sei Jesus Ciiristus^ 
sind die Akatholischen nicht anzuhalten. Sie sind auch keineswegs 
strafbar, wenn sie an katholischen Feiertagen ihrer Feld- und 
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'") Hofdecret vom 21. Januar, in Prag kundgemacht am 10. Februar 
1786. Prager Sammlnngen [Anni, 20. i] lU, 230. 

"^ Hofdecret vom Ö. September asd SO. Dec«mber 1783- Handbuoh 
n. 46G. Kazmnny S. 102. 
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' anderer Arbeit ruhig nachgehen und dabei keinen einer Spot- 
tung der JtatLolischen Religion ähnlichen Unfug treiben. Geschähe 
das letztere, so hätte (nicht die Grundohrigkeit, sondern, um 
allen Gehässigkeiten vorzubeugen) das Kreisamt die Strafe zu 
verhängen, "^j 

Die Organisation des evangelischen Kirchenwesens. 

Das Toleranzpatent fand lauten Wiederhall in den Herzen 
der erbländischen Protestanten. An vielen Orten traten sie zur 
Berathsehlagung zusammen, wie am schicklichsten von der ver- 
liehenen Religions&eiheit Gebrauch zu machen wäre. 

In Wien erliess Einer, unmuthig über seine, wie ihm vor- 
kam, zu langsamen Glaubensgenossen, am 2. November 1781 
folgenden Aufruf: „Brüder! ich bin gerührt, dass euch die 
Grossmuth nicht rühret, die der Kaiser an unseren Gemeinden 
ausübt. Ich bin gerührt, dass ihr seine Wohlthaten so matt 
empfindet, dass ihr nicht fühlet, was der Herr an euch, an 
eurem heiligen Glauben, an eurer evangelischen Lehre Grosses 
thut. Er nimmt euch auf, er macht euch zu Bürgern in seinen 
Staaten, er giebt euch Freiheit zu denken, Freiheit, euer Ge- 
werbe zu treiben, eure Kinder zu versorgen, zu wandlen und 
zu leben, er schützet euch, er hebt euch aus dem Staube. Und 
wie, ihr, meine Brüder, seid ruhig, seid kalt dabei ! Ach, ihr 
seid Leute. Mit euch würde die Weisheit sterben, sagt Hiob. 
Ach, ihr seid Leute, meine Brüder, mit euch würde die Freiheit 
sterben, sage ich. Ich habe lange auf eure Anstalten, euern 
Entachluss und auf die Stimme eurer Grossen gewartet, ehe ich 
zn reden anfing; allein ihr schweiget. Erlaubet also, dass ich 
rede und eure Ruhe störe. Was wird der Befreier eurer Bande, 
was wird der gütigste Monarch, was werden die Weisen in 
seinen Ländern, was werden seine klugen Bürger, was werden 
eure auswärtigen Glaubensbrüder von eurer Lauigkeit denken? 
Werden sie uns nicht Vorwürfe machen, dass wir undankbare, 
nachlässige, unempfindhare Wesen sind ? Habt ihr euch seit dem 
Preudentage, der euch, eure Kinder, der unsere Nachfolger von 
Diungsalen und Klagen befreiet, in einer besonderen Stunde in 
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euren Tempeln versammelt? Habt ihr Gott und dem Kaisev' 
fftr die empfangene Gnade gedankt? Ach, ihr seid Leate. Brüder, 
vergebt es mir, dass ich so hart mit euch rede, allein meine 
Vorwürfe sind gerecht. Wenn ihr nichts anf euren Glauben, 
nichts auf euch, auf das Wohl eurer Kinder, auf Freiheit hieltet, 
so müsat ihr doch auf Ehre, auf Pflicht, auf Wohlthaten etwas 
heiligen und die bürgerlichen Gesetze verbinden eödb 
dazu. Gott seiher beklagte sich, da er die Aussätzigen geheiltfl 
hatte, dass von Zehnen nur Einer zurückkam, der ihm für seine " 
Wohlthat dankte. Wo sind denn die Neune geblieben? fragte 
Christus. Erwachet, lieben Brüder, bereitet dem Herrn ein Fest. 
Versammelt euch in den Tempeln, betet zu eurem Gott, betet 
für den Kaiser, für seine Nachfolger, seine Räthe, seine ünter- 
thanen, seine Staaten, für eure Brüder und euch. Sendet dem 
Gesalbt«ii Gottes Gesandte, die ihm für die Wohlthaten danken, 
die er uns erwiesen hat. Er ist es, der von uns die Klage ent- 
fernt, die in unseren Herzen verborgen lag. Er ist es, der uns, 
der unsem Glaubensgenossen die Kirchen wiedergiebt, die ihnen 
genommen waren. Er ist es, der es nicht duldet, dass man sie 
martert, plaget, verfolget, zu einem andern Glauben, als den sie 
bekennen, zwinget. Er ist es, der es nicht gestattet, dass man 
uns schmähet, für Ungläubige, für Secten, für falsche Christen 
ausrufen darf. Er ist es, der uns schützet. Säumet nicht länger, 
meine Brüder. Versammelt euch aus beiden Gemeinden, denn 
es ist Zeit, dass ihr euch versammelt. Danket eurem Gott für 
die Wohlthaten, die er euch giebt. Danket dem Kaiser für seine 
Güte. Leget eure Hände ans Werk. Vereiniget euch, vereinig«t 
eure Kräfte. Zeiget, dass ihr Geschöpfe Gottes, Menschen, Chri- 
sten, duldsame Brüder seid. Erbauet euren Tempel im Frieden, 
in der wahren, in der guten Zeit. Errichtet ihn zur Ehre 
Gottes, zur Ehre des Kaisers, der Zukunft und eurer eigenen 
Ehre. Stiftet für immer ein Denkmal, dass ihr unter Joseph's 
Regierung gelebt, dass ihr gewesen seid." '*") Die Prediger der 
holländischen, dänischen und schwedischen Gesandtschaft lehnten 
die Zomuthung einer Verlesung dieses Aufrufes von ihren Kan- 
zeln zwar ab, aber auf ihre Veranlassung richteten die Wiener 
Reformirten an ihrer Spitze der k. Reichshofrath Karl Christian 
'»") Hierophilns [Äiim. 8] S. 47. 
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Graf zur Lippe (f 1806") "^) und der Banquier Johann Frei- 
herr Ton Fries (f 1785)'^*), eine Dankadresse an den Kaiser, 
in welcher es heisst: „Die Thaten, vom Thron herab, durch 
eigene Hoheit der Seele entworfen, und unter dem hellen Glück- 
wunsch der Völker, unter den Lobsprüchen der Weisesten, der 
Beeten der Menschen, diese Segnungen über nnsern Erdball ver- 
breitet, das Ziel nacheifernder Fürsten, diese Bewunderung und 
dieser Jubel der Menschheit — weiche Scene stellen sie dar ! Der 
Monarch erscheint, und sogleich verbreitet sich die belebende 
Wärme. Sein Blick lockt Freudenthränen aus dem Äuge des 
sterbenden Alten, der nun nicht mehr Gevrissenszwajig für den 
entfernteren Enkel fürchten darf. Er gieht Gesetze und giebt 
Freiheit, er giebt uns Kirchen, giebt uns Eethäuser. und wir, 
AI 1er gnädigster Kaiser und Herr, danken Ihnen, danken Ihnen 
vor Gott für dies menschliche Gefühl, dessen Sie Sich bewusst 
sind, unterdessen, dass Ihre weiten Staaten von Ihren Wohl- 
thaten gesättiget und von Ihrem Geist belebet werden. Ihre 
Ankunft war Erstickung des Gewissenszwanges. Lob Ihnen ! 
Glück uns und Allen ! Von allen Seiten her fallen die entjoch- 
ten Völker und Cnterthanen mit frohlockendem Dankgesclirei 
dem väterlichen Ueberwinder zu Füssen." Bei Üeberreichung 
dieser Adresse am 14. Januar 1782 erwiederte der Kaiser dan- 
kend : Er sei wohl recht froh, dass ■ man seine gute Meinung 
erkenne, und solle man sobald nur immer möglich einen eigenen 
Prediger berufen, durch den Sacra administriret würden. Auf den 
Mangel jeglichen Kirchen Vermögens aufmerksam gemacht, gestat- 
tete der Kai.ser den akatholischen Gemeinden die Veranstaltung 
von Collecten bei ihren auswärtigen Freunden und Glaiibens- 
genossen. Dm jedoch die dermalen von dem ersten R«ligions- 
eifer oder vielleicht auch nur von der anfänglichen Aufbrausung 
hingerissenen ünterthanen vor üeberlastang und Verfall zu be- 
wahren, wird vorerst die Errichtung nur eines Oratoriums von 
Seiten mehrerer Gemeinden an einem für Alle bequemen Orte 
empfohlen. Auch soll darauf gesehen werden, einmal, dass die auf 



'"*) [Johann RftntanstrBuoh], OesterreicluBohe BiedermannHcliK 
nik. Freiheit sbnrg im Verlag der Gebrüder Redlich [d. i. Wucherer i 
Wien] 1784. I, 133. 
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die Erbauung von Oratorien (db gleichwohl anständig herzustellei 
sind) zu verwendenden Kosten die ünterthanen nicht auese 
contributionsfähigen Stand setzen, sodann, dasB von den Pa- 
tronen oder Vorstehern der protestantischen Bethäusec mit dem 
Kirchen vermögen (welches gleichfalls der Obsorge der Staataver- 
waltung unterzogen werden niuss) nicht willkürlich gebahret 
werde. ^^') Durch die ihr zugeflossenen Gelder war die Wiener 
reformirte Gemeinde im Stande, am 13. Februar 1783 beimLici- 
tationstermine die Wirthschaftsgebäude des unweit der Hofburg 
gelegenen Klosters der Clarissinnen, welches zur Königin der 
Engel oder Eönigskloster genannt wurde (gestiftet 1583 von 
der Tochter Maximilian's IL, Elisabeth, Wittwe Carrs IX. von 
Frankreich) um die Summe von 23,000 fl., die lutherische Ge- 
meinde die Klosterkirche selbst um 27,750 fl. zu erwerben. 
Vor dem Altar dieser Kirche waren die Gräber des Kaisers Mat- 
thias und der Ferdinande, deren Gebeine nunmehr in die Kaisor- 
gruft überführt wurden. Der erste reformirte GemeindegottesI I 
dienst wurde am 17. April von Karl Wilhelm Hilchenbach, 
vormaligem Prediger bei der holländischen Gesandtschaft in Wien, 
der erste lutherische am 3. August 1783 von Johann Georg 
Fock, gewesenem dänischen Legationspr^diger, abgehalten.*^') 
Die Evangelischen Oberösterreichs entsandten im April 
1782 sechs Abgeordnete |an ihrer Spitze Bartholomäus Reitet 
aus St. Mariäkirchen) nach Wien, sich Raths zu erholen beim 
Grafen zur Lippe, Dieser vermittelte ihnen einen kaiserlichen 
Auftrag an das evangelische Consistorium in Teschen, diesen 
Leuten einen redlichen, gottes fürchtigen, tauglichen lutherischen 
Prediger geben zu wollen, damit sie bald ihren Gottesdienst in 

'") Hofdecret vom 2. März 1782. Hierophilna [Änm. 8] S. 76; 
vom 6. März 1782. A. Huber [Anm. 30, k] S. 25, Kolatschek [Anm. 51j 
S. 68 ; Hofdecret vom 13. Milrz 1782. Trattner' sehe Sammlnng [Anm. 20, h] 
II, Nachtrag S. 32. Knzmftny S. 86 (hier jedoch nicht fehlerfrei). Hof- 
decret TOm 20. Septemher 1784. Handbnch VI, 617. 

"*) Hierophilus S. 124 ff. [Gottfried F(anz] Die evangelisch- 
reformirte Gemeinde zu Wien, Wien 1852 C Neuss Chronik der Wiener 
evangeÜBchen Gemeinde Aogsb. Bekennt nisses ^len ISbi Focks „Pre- 
digt bei feierlicher Eröffnung des Dtfentlithen evang Gotteadien'iteB in 
Wien, am 7. Sonntag nach Irin. liüS gehalten ist abgedru kt in G. E. 
Waldau's Eepertorinm von guten Tasual predigt an und Reden X 
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Debvmg brächten. In Teschen fanden sie nur noch einen dis- 
poniblen Candidaten vor, den Lebrer an der evangelischen Schule 
Johann Christian T hie lisch, den sie gleich mit sich nahmen. 
^ Der erste evangelische Gottesdienst wurde am 9. Juni 1782 vor 
piehr als 4000 Menseben in einer Scheuer des Michael Meyer 
B'Sa Eth unweit Scharten gehalten, wohin der in Linz stationirte, 
inageheim zur Schutzleistung befohlene evangelische Oberst Graf 
Benss (nachmals Fürst Heinrich XIII.) den neuen Prediger in 
seinem eignen Wagen führte. "^) Den Evangelischen im Salz- 
f ^mmergute gab der Kaiser über Antrag der Hofkammer noch 
■ «inen besondern Beweis seiner Gnade, indem er am 24. Januar 
I.J782 verfügte; „Bei dem hier obwaltenden besondern Umstand, 
I wo diese Leute von allen Mitteln entblösst sind, und bloss von 
i ihrem geringen Arbeitslohn leben, will ich aus Gnaden gestatten, 
I. ^ass der Bau dieses Betbauses (in der sogenannten Gosau) sowie 
IjÜie Bestallung und Unterhaltung des Pastors von ihr Kammer, 
Ljfidoch nicht qua aerario, sondern als Herrschaft des Land- 
ferichts Wilden stein, aus den dasigen Eentamtsgeldern und 
l'^s unter dem Vorwand nur als ein Vorschuss bestritten werde. 
liDa die Jura stolae auch in Bücksicht dieser Leute noch dem 
katholischen Pfarrer zu verbleiben haben, so muss dem anzu- 
stellenden Pastor, um ihn anständig leben zu machen, ein Ge- 
halt von 30Ü fl. jährlich ausgemessen werden. Zu dem Bau des 
Bethauses hat die Kammer die Einleitung zu machen, dass es 
nach der Vorschrift sehr einfach, aber hinlänglich und solid erbauet 
werde. Üebrigens muss dem Salzamtraann die Weisung gegeben 

I werden, dass, insolange bis die Protestanten ihren ordentlichen 
und gehörig autorisirten Pastor unil ihi Bethaus haben, die 
Taufen und Copulationen sowie bishero durch die ordentlichen 
Pfarrer zu geschehen haben, auch die Taufen, Trauungen und 
Todesfälle in die Pfarrbücher sowie vorhin angemerket werden 
müssen. Dem Salzamtmann wird daher wohl einzubinden sein, 
dass er diesen Leuten die Ursache hievon mit dem wohl begreiflich 
Tii 
Übe 
die 
Wi. 



lerophilns S. 99. Thieliscli'B Predigt erschien unter dem 
Titel: Der anschätzbare Werth und die Vortrefflichkeit des Wortes Gottes, 
tber Psalm 19, 8—9 bei der ersten d. 9. Juni 1782 öffentlichen gottes- 
dienstlicben Veraammlung der evangel. Christeu in 0,-Oeatreich, vorgeatellt. 
"Wien und Prag 1783. 
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mache, dass solches zo ihrem Besten geschehe, maseen die Sicherheit 
ihrer Taufen, ihrer wahren Ehen und der Erbfolge darin bestehe, 
und dieses in allen Ländern, wo verschiedene Religionen sind, 
beobachtet werde. Wie Ich denn eine gleiche Anordnung zur 
Belehrung der Kreisämter und Dominien unter Einem an die 
Lande ehauptm annschaft ob der Enns durch die Kanzlei ergehen 
lasse^ [S. 7Ö]. 

Die Lutheraner in Trieet, welche schon seit 1778 daA. 
privatum religionis exercitium besassen, baten, durch das Tolo* 
ranzpatent ermnthigt, um die gleiche Grnade, welche den nicht 
unirten Griechen zu Theil geworden, nämlich eine öffentlicha 
Kirche mit Thurm, Geläute und freiem Eingang erbauen zu 
dürfen. Der Gouverneur Graf Karl von Zinzendorf "*) un- 
terstützte die Bitte, weil die augsbnrgischen Glaubensverwandten 
zu dem Aufkommen des Platzes sehr Vieles beigetragen, weil 
sogar die Juden daselbst eine eigene Synagoge hätten, weil end- 
lich die Gewährung mehrere Protestanten zum Besten des Han- 
dels von auswärts herbeilocken würde. Die Hofkanzlei glaubte 
auf eine Erweiterung des Generalis der Toleranz nicht einrathen' 
zu können; die Supplikanten seien mit ihrem Ansuchen um so 
mehr platterdings abzuweisen, als eine den Triester Acatholicis 
verwilligte Ausnahme auch alle übrigen Acatholicos in den Erb- 
landen zu gleichen Forderungen vei'leiten würde. Ln Staatsrathe 
stellten sich Kressel und Gebier auf Seite des Grafen Zin- 
zendorf. „Erhalten, schrieb Letzterer, die Triester Protestanten 
diese ihren distinguirten Localvorzügen angemessene Erlaubnisa, 
so wird das allgemeine Zutrauen in die toleranten Regierungs- 
gmndsätze auswärts um so mehr zunehmen. Eine üble Con- 
sequenz ist nicht zu fürchten, da von einem freien, allen Reli- 
gionen eröffneten Meerhafen auf jeden andern Platz der Monarchie 
sich kein Schluss ziehen lässt. Selbst zu jener Zeit vor beinahe 
60 Jahren, als man von allen Toleranzprincipüs so weit entfernt 

'") Er war ein Neffe des Stifters der Brüdergemeinde und vor seinem 
am 14. März 1764 in der Dorotheerkii-che zu Wien erfolgten Uebertritt 
zur katholischen Kirche selbst d^m Fietisrnns zugethan. Sein Confessions- 
wechael hat ihm den Zugang zu hohen Aemtern au^ethan, aber einen 
Stachel in seiner Seele zurückgelassen. A. Wolf, Geschichtliche Bildm 
aus Oesterreich. Wien 1880, II. 214—311. 
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war, wurden nach Triest und Fiume Protestanten patentaliter 
eingeladen, «nd man hat ihnen eonnivendo gestattet, ihre Got- 
tesdienste in verschlossenen Zimmern zuhalten." Änch Kaunitz 
meint«; »Von dem, was in einem Freihafen bewilliget wird, 
kann nie mit Gmnd eine Exemplißcation auf einen andern Theil 
der Erbländer gezogen werden. Meines Erachtens wäre also dem 
Gesuch der angsbnrgi sehen Conf es sions verwandten in Triest um 
eine Öffentliche Kirche allerdings Statt zu geben. Vom Grafen 
Zinzendorf steht billig zu ei'warten, daas er, falls einige Gährung 
bei dem katholischen Pöbel wider Vermuthen zu besorgen sein 
sollte, solcher auf die füglichste Art vorzubeugen wissen wird. 
Damit jedoch die den Triester Protestanten zu gewährende Bitte 
Anderen weder zum Beispiel dienen noch als ein Widerspruch 
des Toleranzedicts angesehen werden möge, so wird meines Er- 
messens nicht nur sehr nützlich, sondern wohl nothwendig sein, 
die rationes differentiae, und insbesondere in der Ä, h. Bewil- 
ligung deutlich auszudrücken, dass solche in Anbetracht, dass 
Triest ein Freihafen sei nach dem Beispiel dessen, was aus dieser 
Ursache vorhin schon den Graecis non unitis daselbst eingestan- 
den worden, von Ihro Majestät den in Triest wohnenden Pro- 
testanten nunmehr auch gewährt worden." Hiemach erfloss die 
A. h. Entschliessang ddo. Neustadt den 7. Januar 1782: „Nur 
in Anbetracht, dass Triest ein Freihafen ist, von weichem sich 
keine Exemplification auf einen andern Ort ziehen lässt, will 
Ich nach dem Beispiele Desjenigen, was aus oberwähnter Ursache 
vorhin schon den Graecis non unitis daselbst eingestanden wor- 
den, verwilligen, dass dem Gesuche der in dem Freihafen zu 
Triest wohnenden Protestanten um eine öffentliche Kirche statt- 
gegeben werde." "^ 
I In Prag bildete sich im Juli 1782 eine evangelische Mili- 

1 iärgemeinde (aus welcher 1789 die deutsche Ci\ilgemeinde her- 
■ Torging), im Herbste dess41bcn Jahres die böhmische Gemeinde 
A. C. In jener hielt der aus Erlangen berufene Prediger Chri- 
stian Georg Samuel Schmidt am 15. September 1782, in 

'") [G. Steinacker] Geschichtliche Debersicht der Entwicklung der 
tvangel Gemeinde A. B. zu Triest. Triest 1849. H Medic.ns, Geschiclitliehe 
Notizen zum hundertjährigen Jnbiläom der erangel. G«nieiade A. C. in 
Triest. Trieat 1878. 



dieser der aua Ungarn berufene Prediger Mathias Marko w 
am Neujahrstage 1783 die Antrittspredigt. Am 29. Mai 178l 
erhielt die akatholische Civilgemeinde die Erlanbniss, eine Heia 
tando verkauft werdende katholische Kirche an sich zu bringet 
jedoch unter der Bedingung, eine solche Kirche dergestalt 
der ganzen äusserlichen Gestalt umzuändern, dass sie einen! 
andern bürgerlichen Hause ähnlich werde. "*) 

In Brunn wtirde der erste evangelische Gottesdienst do] 
den Pastor Victor Heinrich Riecke am Weih nachts fest 1783 
abgehalten, ***) 

Noch. im Jahre 1782 entstanden in Schlesien die 
meindeii Bielitz, Emsdorf, Hülersdorf, Blndowitz, Kameral-Ell 
goth, Weichsel, Byatritz **"), in Kärnten Arriach, Fresat 
Feld, Zlan, Tressdorf, Watachig, Weissbriach ; in SteiermarH 
Schladming und Ramsau, '* ') 

Im Jahre 1784 waren in Oberkärnten 12, in Obersteiertl 
mark 2, in Oberösterreich 10, in Vorderösterreich 2 Gemeinded^ 
vorhanden '*^, und in Böhmen 32 theils der augsburgischeu 
theils der helvetischen Confession zugehörige Prediger ang« 
stellt, '^3) 

Damit bei dem Mangel an inländischen Candidaten die Con- 
cession des Religion sex ereitii nicht vereitelt werde, gestattetsj^l 
eine frühere Einschränkung [S. 47] aufhebend, ein ursprüngliolij 
nur für das Verwaltungsgebiet 
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■") EÜiiika, Diplomatische Geschichte der deutschen evangeL Gb-J 
meinde A. C. ia Prag. Prag 1841, 

"*) Geschiclite der evangeUscbea Kirche in den königlichen StädtatfB 
Mährens , besonders der königlifheii Landeshatiptstadt Brftnn, BrünA | 
18Üi, Trantenberger [Anrn. 60] S. 43- 

'") Biermann [Anm. 59] S, 8Ö und 94. 

'*') Siehe die Gründungsnotiaen in dem vom k. k. Oberkirchenratb 
herausgegebenen ^ Schemati sniua der evangelischen Kirche A, u. 
kenntaisaea Ja dem im Reichsrathe vertretenen Königreiclien und Ländern. * 
Wien 1875. 

'•*) ■Waldan [Anm. 20, m] U, 454. 

'") Köster [Anm. 20, e] Jahrgang 1784, S. 204 und 208. Statiatiach«! 
Notizen aus dem J. 1785 gleichfalls bei Köster, Jahrgang 1786. S. 604 f-T 
Nach den „Ännalen der neuesten theolog. Litteratnr und Kirchengeschichte*'» 
Jahi-gang VI, S. 476 waren im J. 1794 in den k. k. Erblanden 79 Predig« " 
A. C. nnd 60 H. C. angestellt. 
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bemiumB geltendes Hofdecret "^) die Berufung fremder Pastoren 
aus dem Reiche, Sachsen und Preussiach -Schlesien ausgenom- 
men, wenn sie sich entweder zu' Teschen haben examiniren 
lassen oder von einem Superintendenten ihrer Behgion aus Ungarn 
ein sicheres Zengniss ihrer Fähigkeit beibringen werden. Da 
es im österreichischen Schlesien an der deutschen und polnischen 
Sprache gleich kundigen Predigern mangelte, dergleichen weder 
in Ungarn noch im deutschen Reich, wohl aber in Preussiseh- 
Schlesien zu finden waren, so bat das Teschner Consistorium, 
aus dem zuletzt genannten Gebiete Prediger und Schulmänner 
herholen zu dürfen. Gubernium und Hofkanzlei unterstützten 
die Bitte. Im Staatsrath war Gebier propter periculum in 
mora für eine ausnahmsweise Gewährung, Martini sprach sieh 
dagegen aus, Kaunitz meinte, es dürften vorzüglich aus dem 
republikanischen Polen derlei Subjecta zu ziehen sein. Hiernach 
erfolgte die A, h. Resolution vom 30. August 1782 : „Es hat 
bei dem festgesetzten Verbot sein unabänderliches Verbleiben, 
und ist dem Gubernio aufzutragen, dass selbes Geistliche vor- 
züglich aus dem republikanischen Polen zu ziehen trachten soll. 
Zugleich ist die Hangarische Kanzlei anzugehen, ob nicht mit 
Hungarischen Suhjectis ausgeholfen werden möge." '**) Die Ab- 
sendung von Deputirten, um Lehrer und Anweiser in der Re- 
ligion, an die Herrn hüte rgemetnde (welcher sich in Böhmen 
häuslich niederzulassen, mit Handschreiben vom 3. November 
1781 erlaubt worden war) sollte von den Behörden hintange- 
halten werden. '^*) 

Behufs Ertheilung der landesfürstlichen Coniirmation haben 

ie anzustellenden Pastoren entweder von dem Teschnischen 

Consistorium A. C. oder von den Superintendenten in Ungarn 



**} Hofdec-ret vom 13. März 1782 [Anm, 133]. 

*>) Ein an das Wiener eyangeliBche Consistorium A. C. gerichtetes 
Directorialdecret vom 21. September 1793 fugt hinza, dass auch ans den 
unter prenasischer Landeshoheit stehenden Besitznngen in Franken keine 

I Prediger därfen genommen werden ,TorzngUch aas der Ursache, weil, wie 
(Üb Consistflrinm selbst einsehen wird, die Orthodoxie seiner Lehre bei 
Predigern aas den schwäbischen und rheinischen Kreisen sowie ans den 
dentschen Reichsstädten gesicherter zn sein scheint". 
'") Hofdecret vom 10. März 1782, Jaksob 1, 487 unter dem Stich- 
wort ^Deputii'teabBendnng'' . 
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(woselbst ordentliche Coiisistoria der Lutheraner und Reformir 
nicht bestehen) die erforderUehen Attestate über ihren Lebens« 
Wandel und Fähigkeit beizubringen. '^") Die Installation der 
der Landesstelle conlirinirten Pastoren soll, bis ein eignes Com 
siatorium oder wenigstens ein Superintendent bestehen werdei 
durch ein vom Kreisamte hiezii zu benennendes Individuum j 
schehen, und ihnen die gewissenhafte Erfüllung ihrer geistlicfaefS 
Hirten pflichten nachdrücklich empfohlen werden.'''*) Diese Vei 
oh]nung ist durch eine Anfrage des Gubemiums in Mähren ent^ 
standen, wo die Pastoren nach Empfang ihres Anstellungadecretes 
sich selbst in ihr Amt einführten, während in Schlesien die In- 
stallation durch das Co 1 legi um der Kirchen Vorsteher mittelst 
einer von einem Vorsteher gehaltenen Rsde geschah. Das ge- 
nannte Gubemiura, aus der Selbsteinführung Unordnung besor- 
gend und doch auch die Kosten scheuend, so die Abschickung 
eines Consistotialbeisitzers verursachen würde, rieth die Vor- 
nahme der Installation durch den obrigkeitlichen Wii-thschafts- 
beamten an. Hofkanzlei und Staatsrath substituirten, weil die 
Wirthschaftsbeamten zu diesem Geschäft nicht überall geeignet l 
seien, ein kreisamtliches Indinduum. Hiernach resolviite der J 
Kaiser am 26. September 1783: „In Schlesien hat es bei derjl 
gewöhnlichen Installationsart au verbleiben, in den übrigen deat>*-l 
echen Erblanden kann die Installirung der Pastoi-en für der^-' 
malen e ingerat henermassen durch ein kreisamtliches Indlviduntnl 
geschehen." 

Den akatholischen Geistlichen war zwar die Abhaltung de» * 
Gottesdienstes, die Ausspendung des Abendmahls und die Ab- 
haltung aller andern Religionsübungen ausser ihrem ordentlichen 
Bethause verboten, doch können sie ihre entfernten sowohl als 
nahe anliegenden Glaubensgenossen besuchen und diesen, jedoch J 
bloss in Krankheitsfällen, das Abendmahl reichen.'*^) Auch ietl 
den Pastoren unbenommen, da wo protestantische Schulen sind,] 
in dem Schulzimmer die akatholische Jugend, jedoch ohne Lännl 
und Anfsehn zu machen, zu katechisiren, sowie einzelnen proterl 
stantischen Kindern in ihren Wohnhäusern Unterricht in deni 

"'l Hofdecret vom 6, März 1782. Jaksch IV, 310 [Anm. 138]. 
'*") Hofdecret vom 28. September 1782. Haudbnch II. 428. 
"") Hofdecret vom 17, Mai 1784. HaudbucU VI, 613. 
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Glaubenssätzen zu ertheilen.'*") Als die gesammte Geistlichkeit 
H. C. ein Gesuch einveichte, fiii' sich (die aU nicht geweiht von 
katholischen Pfarrern für keine wahren Seelsorger erklärt wür- 
den) und für die Heligion, der sie zugethan, aller Orten die ge- 
bührende Elire und Ächtung heischend und um die Erlaufaniss 
bitt-end, ihre Filialgemeinden besuchen und, da die Entfernung 
von den Bethäusem solches notliwendig macht, unterrichten zu 
d&rfen, erklärte bestätigend eine A. h, Entschliessung vom 
25. October 1784: „Ist allerdings den Pastoren die Besuchung 
ihrer Glaubensgenossen und die Ertheilung des Unterrichts für 
die Kinder des Besuchenden zu gestatten ; doch muss den Pa- 
storen ausdrücklich bedeutet werden, dass bei diesem für die 
Kinder des Besuchenden zu ertheilenden Unterricht ausser dem 
Hausvater und den akatholischen Dienstboten des Hauses Nie- 
mand gegenwärtig sein dürfte." 

Mit Hofdecret vom 30. März 1782 wurde beim evangelisch- 
Jatherischen Gottesdienst der schlesische Ritus eingeführt. Da- 
rnach verläuft der sonntägliche Morgengottesdienst in folgender 
'Ordnung:'*') 1. Gesang eines Morgenliedes; 2. der Prediger 
itttonirt vor dem Altar „Ehre sei Gott in der Höhe" : 3. Gesang 
des Liedes ,,Al]ein Gott in der Höh' sei Ehr" ; 4. der Prediger 
kommt wieder vor den Altar und intonirt „Es segne uns Gott, 
unser Gott", der Chor antwortet „und alle Welt fürchte ihn" ; 
der Prediger singt das Gebet ab, der Chor das „Amen": 5. Ver- 
lesung der Epistel ; ö. Gesang des Hauptliedes ; 7. der Prediger 
tritt wieder vor den Altar und intonirt „der Herr sei mit euch", 
der Chor antwortet „und mit seinem (des mit „Er" angeredeten 
Predigers) Geiste" ; 8, Verlesung des EvangeUums; 9. Gesang der 
Lieder „Wir glauben all " und ^Liebst«! Jesu" ; 10. der Pre- 
diger besteigt die Kanzel, Vortrag des Eingangs der Predigt, 
Gesang etlicher Verse, Vaterunser, (abermalige) Verlesung des 
Evangeliums, Predigt ; 11. nach geendigter Predigt werden Beichte 
und Kirchengebet vom Geistlichen knieend gesprochen : 12. Ge- 
meindegesang, Collecte und Segen vom Prediger am Altar ge- 
13. Gesang des letzten Verses aus „Nun danket alle 



"") Hofdecret vom 19. Xagast 1784. Haudbnch VI, üOT. 
"") Kirohenbote 1784 St. 3, S. 296—309 nnd ausz^lioh bei Koste 
[Änm. 20. e] Jahrgang 1784, S. »09. 
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Gott" ; 14. Cotomunion, bei welcher wenigstens zwei Wachst' 
kerzen brennen mössen. Mit kaiserlicher Entschüessung vofii 
18. November 1785 ward in Erledigung eines desfallsigen Gre^, 
Buches den Protestanten freigestellt, intra parietes ihres Bet-t; 
hauses was immer für eine Mnsik zn machen. 

Dem Bchlesischen Ritus gemäss wurden in den oberöstei 
reichischen Gemeinden 4 Buas- und Bettage gefeiert. Nachmall 
wurde zur Einfiihnmg mehrerer Gleichförmigkeit die Feier nmf 
eines Busstages in den gesammten deutschen Erblanden ant' 
8. December jeglichen Jahres (bei den helvetischen Confessions- 
verwandten am 1. Adventssonntage) angeordnet. Zum Andenken 
der durch die allgemeine Toleranz erhaltenen Religions- und 
Gewissensfreiheit wurde über Thielisch's Antrag unter dem 
IS. September 1783 die Feier eines am 13. Oetobei oder am 
Sonntage darauf zugleich als Kirchweihfest zu begehenden Lob- 
und Dankfestes bewilligt.'*^ 

Wie oben [S. 12] schon erwähnt, war die Wegnahme proti 
stantischer Bücher (es sei denn dass eine Zol Verkürzung 
schehen oder unbefugter Handel mit ihnen getrieben würde "^j 
sowie die Nachforschung in Häusern nach alten latherischei 
Evangelienerklämngen und dergleichen mit Seh Impfungen an- 
gefüllten Büchern untersagt.^*''} Die abgenommenen und noch 
voriindigen protestantischen Bibeln, Postülen, Gebet- und Ge- 
sangbücher sollen vielmehr den betreffenden Individuen aller 
Orten zurückgestellt werden. Die Ordnung des evangelischen 
Büeherwesens wurde vom Kaiser Sehr frühzeitig in 's Auge ge- 
fasst. Bereits auf das Protokoll in Eeclesiasticis vom 13. Oc- 
tober 1781 verordnete er: „dass bei dem nunmehr den Protei 
stanten eingeräumten stillen Gottesdienste auch wegen Ein- 
führung der nöthigen Kirchen- und Lehrbücher ein anderes 
System zu fassen sei." Die Hofkanzlei vernahm über diesen 
rein theologischen Gegenstand den Abt zu Braunau. 
legte ein Verzeichniss zur Einführung geeigneter evangelischer 
Rehgionsbücher mit der Bemerkung vor, dass die von ihren 

'") Waldau [Ajira. 20, m] 11, 4fi8. Hofdecret vom 5, Februar 17 8TJ 
und vom 26. October 1790. Jaksch I, 293. 

'") Hofdecret vom 28. Januar und 9. April 1782. Jaksch I, 377.^ 
'") Hofdecret vom 17. December 1784. Handbuch VI, 609. 
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symbolischen Büchern abweichenden Werke nach dem Beispiele 
der kursächsischen und herzoglich württembergischen Verordnun- 
gen keineswegs zu gestatten seien, da die meisten die in heutigen 
Zeiten eingerissene socinische Secte zum Grunde hätten. Um 
für die zu gestattenden Bücher das Geld nicht ausser Landes 
zu versenden, sollten in den Erblanden selbst gute und wohl- 
feile Auflagen gemacht werden. Die Hofkanzlei, damit einver- 
standen, trug in ihrem Vortrag vom 24. Dedember 1781 darauf 
an, dass das Verzeichniss dieser Bücher allen Buchdruckern zu- 
gesendet und zugleich den akatholischen Gemeinden die Weisung 
gegeben werde, dass sie nach Gutbefinden sich deshalb mit den 
Buchdruckern ein verstehen , auch unter schwerer Strafe keine 
fremden Auflagen einschleppen sollen. Im Staatsrath sprach 
sich Gebier vor Allem für die Einfuhr der lutherischen Bibel 
aus. Ein Protestant ohne Bibel lässt sich nicht denken, und 
wenn ihm deren üeberkommung erschwert wird, sieht er sich 
für bedrückt an. Ein im Inland zu veranstaltender Druck der- 
selben muss bis auf jedes Wort und Silbe mit grösster Genauig- 
keit und Daruntersetzen der Parallelstellen geschehen. Bemerket 
der gemeine Mann nur die geringste Differenz, so hält er die 
Bibel für von den Katholischen verfälscht und kauft sie nicht. 
Liederverse wie „Und wollten gleich Papst, Kaiser, Reich" und 
„steur' des Papsts und Türken Mord" wären beim Nachdruck 
umzuändern in „Und wollte gleich das Satansreich" und „steure 
Deiner Feinde Mord". Kressel glaubte bei dieser Gelegenheit 
jene Veranstaltung bei der ungarischen Kanzlei urgiren zu sollen, 
vermöge welcher befohlen worden, dass aus dem Heidelberger 
Katechismus die Schmähungen wider die katholische Religion 
wegzulassen sind. Hatzfeld war für Befragung eines akatho- 
lischen Theologen. Der Kaiser resolvirte unter dem 7. Ja- 
nuar 1782: „Vor Allem ist das Teschner protestantische Consi- 
störium ex officio zu befragen über die Gattung der Bibeln, 
Gebet-, Gesangbücher, Postillen etc., so für seine Religions- 
verwandten zu gebrauchen wären, und wird ein verlässliches 
Muster von jedem abzufordern und von dem Abt von ßraunau 
zu durchgehen sein, und wenn derselbe nichts Anstössiges darin 
findet, so würden solche Bücher aufs Genaueste alsdann nach- 

gedrucket mit der Ueberschrift , dass es z. E. eine von dem 

7 
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Teschnischen protestantischen Consistorio zum allgemeinen Ge- 
brauch der Protestanten in den kaiserlichen Erblanden heraus- 
gegebene Bibel sei. Sollten einige oder andere gar scommatische 
oder zu viel anstössige Stellen in einem Gesang- oder sonstigem 
Buche sich vorfinden, so wäre eben diesem Consistorio aufzu- 
tragen, selbe zu massigen oder abzuändern und also abgeänderter 
erst nachher zur Nachdruckung heraufzugeben. Bis nicht dieser 
Bericht vom Teschnischen Consistorio eingelaufen, so ist von 
dem ganzen Vorschlag des Abten von Braunau und allen übrigen 
Commentationen kein Gebrauch zu machen." Inzwischen war 
der mitunter auch in evangelischen Sachen befragte k. k. Bath 
Friedrich Justus Riedel (f 1785), eines evangelischen Pfarrers 
Sohn, von Erfurt, wo er Professor der Philosophie war, 1772 
an die kais. Akademie der bildenden Künste nach Wien als 
Lehrer für die Theorie und Geschichte der bildenden Künste 
berufen, hernach Vorleser beim Fürsten Kaunitz ^*^), mit folgen- 
den Vorschlägen hervorgetreten : es sei zur Formirung geschickter 
und brauchbarer protestantischer Prediger ein eigenes Seminarium 
Candidatorum innerhalb der Monarchie zu errichten; für die 
protestantischen Bibeln, Gesangbücher, dogmatische Compendien 
ein eigener unparteiischer Censor zu bestellen; endlich die Ein- 
fuhr aller auswärts gedruckten protestantischen Bibeln, Gesang- 
bücher etc. platterdings zu verbieten, hingegen ein eigener 
Verlag von derlei Büchern (nach der Weise des Francke'schen 
Institutes in Halle) im Inlande herzustellen und der hiervon 
abfallende Nutzen zur Gründung des erwähnten Seminarii Can- 
didatorum zu verwenden. So würden beträchtliche Summen im 
Lande bleiben, und solche Gesangbücher, welche nebst Grob- 
heiten wider die herrschende Religion viele läppische, Sr. Ma- 
jestät Absicht, das Volk aufzuklären, hinderliche Sachen ent- 
hielten, verdrängt werden. Zugleich schlug er eine Anzahl 
Gebet- und Erbauungsbücher zum Gebrauche der erbländischen 
Protestanten vor. Die auf den desfallsigen Vortrag der Hof- 
kanzlei vom 26. Mai 1782 erflossene A. h. Entschliessung er- 
klärte jedoch : „Mit dem Verbot der Einfuhr auswärtiger lutheri- 
scher und reformirter Kirchen- und Gesangbücher kann insolange 
nicht fürgegangen werden, als bis erwiesen wird, dass man 

»") Wnrzbach XXVI, 86. A. Wolf [Anm. 136] II, 312—67. 
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innerhalb des Landes selbst die Erforderniss zu verschaffen im 
Stande ist." Zu den mittlerweile vom Teschner Consistorium 
eingesandten Büchern machte der Prälat von Braunau folgende 
Bemerkungen: bei künftigen Auflagen des kleinen Katechismus 
Luther's könnten die 2 ersten Absätze der Vorrede weggelassen 
werden, welche, zwar historischen Inhaltes und zu Luther's 
Zeiten vielleicht brauchbar, jetzt nichts nützen, sondern eine 
Abneigung gegen die Katholiken einflössen könnten; in dem 
deutschen Gesangbuche gedruckt zu Sorau 1732 käme unter 
anderen elenden Gesängen das bekannte feurige Lied Luther's 
„Eine feste Burg" etc. vor, worin zwar Luther zu seiner Zeit 
das starke Vertrauen auf seine vermeintliche gute Sache nicht 
kräftiger ausdrücken konnte, aber dies noch jetzt singen, hiesse 
die Spaltung zwischen Katholiken und Protestanten verewigen 
wollen. Ueberhaupt wären die alten Gesangbücher der Prote- 
stanten (vorzüglich das Porstische) so voll von elenden und 
unsinnigen Liedern, dass von keinem derselben der Nachdruck 
in den k. k. Erblanden zu erlauben sei. Die Hofkanzlei, welche 
diese Bemerkungen ganz gegründet fand, beantragte die Druck- 
legung der anderweiten von Rath Riedel in Vorschlag gebrachten 
guten und schicksamen Bücher. Im Staatsrath erklärte Kressel 
es für das Nothwendigste, dass man die Geistlichen und beson- 
ders die Consistorien der Protestanten verhalte und anweise, 
solches dummes und schädliches Zeug von ihren Religionsver- 
wandten abzuwenden. Martini hielt es ebenfalls für noth- 
wendig, Bücher, deren alle ein wenig aufgeklärte Protestanten 
sich selbst schämen, hintanzuhalten. Da aber eine verstümmelte 
Auflage auch die dermalige Toleranzeinrichtung verdächtig 
machen würde, so solle man überhaupt mit dem Nachdruck 
warten, bis einige Pastoren damit einverstanden sind. Gebier 
wünschte wenigstens ein gleichförmiges Gesangbuch eingeführt 
zu sehen. Die A. h. Entschliessung (Laxenburg, den 15. Juni 
1782) lautete: „Sind die Gesangbücher und Kirchenlieder der 
Reformirten und Evangelischen, sowie sie derzeit sind, auch 
noch femers beizubehalten. " Auf den weiteren Antrag der Hof- 
kanzlei vom 13. Juni 1782, es möge der inländische Druck der 
vom Abte zu Braunau und Rath Riedel als ganz unanstössig in 

Vorschlag gebrachten Bücher gestattet werden, resolvirte der 

7» 
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Kaiser: „Die öflfentliche und ordnungsmässige Einführung lutheri- 
scher und reformirter Bibeln, Gesang- und Gebetbücher muss, 
ohne sie Protestanten hierüber an dieses oder jenes Buch oder 
Ausgabe zu binden, fortan allerdings gestattet bleiben, mithin 
kann von deren Wegnahme keine Frage mehr sein, bis über- 
haupt hierwegen was anders beschlossen werden wird. Dem 
Trattner sowohl als andern Buchdruckern stehet allerdings frei, 
derlei akatholische Gesang- und Andachtsbücher, jedoch nur 
jene, welche in den ihnen zuzustellenden Consignationen ent- 
halten oder deren Druck in der Folge noch, wenn selbe vorhin 
von dem Teschner Consistorio durchgangen und approbiret worden, 
durch die Censur erlaubet werden wird, aufzulegen." Hiernach 
wurde mit Hofdecret vom 22. Juni 1782 folgendes Verzeichniss 
von Büchern, deren Auflage den inländischen Buchdruckern in 
den daselbst üblichen Landessprachen zu gestatten ist, hinaus- 
gegeben: 1. Correcte Ausgabe der Bibel nach der gewöhnlichen 
Hallischen oder Lemgoer ^^®) Ausgabe. 2. Der sogenannte kleine 
Katechismus. 3. Der grosse Katechismus. 4. Der Heidelbergi- 
sche Katechismus. 5. Kirchenagende für die Augspurgischen, 
6. für die Helvetischen Confessionsverwandten. 7. Die Amdti- 
schen Gebetbücher. 8. Ein gutes Gesangbuch, wo das von 
Weisse und ZoUikofer gesammelte zum Grunde zu legen und 
nach der Lage der Zeit und den Umständen zu adaptiren wäre. 
9. Cythara Sanctorum, aneb 2almy a Pjsnö Duchovnl, w. Lipsku 
1737. 10. Die neuen verbesserten Gesangbücher, die seit einigen 
Jahren im Hanauischen, Württembergischen, Hanno verischen^ 
Braunschweigischen, Hessen-Darmstädtischen, in Holstein, Bre- 
men, Dortmund eingeführt worden. 11. Das Gesangbuch zum 
gottesdienstlichen Gebrauche in den königl. preussischen Landen 
vom Jahre 1780. Ueber drei Gesangbücher, das Regensburger, 
Ortenburger ^*') und das schon genannte Sächsisch-Sorauer wurde 



**•) Unrichtig „Lemgorer*^ bei Jaksch I, 379, und „Lemgower" bei 
Xuzmäny S. 96. 

**') Es wurde von dem Ortenburger Pfarrer Johann Balthasar Sprin- 
ger unter dem Titel „Seelenstärkender Vorschmack des ewigen Lebens" 
1730 (2. A. Regensburg 1756) herausgegeben. C. Mehr mann, Geschichte 
der evangelisch-lutherischen Gemeinde Ortenburg in Niederbayern. Lands- 
hut 1863, S. 116. 
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unter dem 24. Juli und 4. December 1783 das Einfuhrverbot 
wegen ihres unvollkommenen und schlechten Inhaltes verhängt. 

Die Ehen der Akatholischen mussten nicht bloss in ihren 
Bethäusem, sondern auch in den katholischen Pfarrkirchen, zu 
welchen sie, wenn sie katholisch wären, nach ihrem Wohnorte 
gehören würden, dreimal verkündet werden, weil von Ehehinder- 
nissen oft mehr ihre vorigen katholischen Mitnachbam als ihre 
dermaligen Glaubensgenossen unterrichtet sein dürften.^^®) Die 
Copulation zweier Personen von ungleicher Religion gebührt 
zum Beweise des Vorzugs der dominanten Religion dem katho- 
lischen Pfarrer, auch dann, wenn wirklich der akatholische Theil 
lieber von der Ehe abstehen als sich von einem katholischen 
Priester trauen lassen wollte. Auf Verlangen des akatholischen 
Theiles kann der Pastor als Zeuge bei der Einsegnung gegen- 
wärtig sein.^^^) 

Es lag im Wesen der Toleranz, dass Katholiken und Akatho- 
liken, wie sie im Leben sich mit einander zu vertragen hatten, 
auch auf gemeinsamem Freythofe (= Freystätte) begraben wer- 
den sollten. Der Bischof von Königgrätz ermahnte demgemäss 
seine Geistlichkeit, ihren Pfarrkindern begreiflich zu machen, 
dass, obzwar im Kirchenrechte vorgeschrieben sei, dass jene, 
die ausser dem Schooss der Kirche sterben, in einem mit 
den übrigen Rechtgläubigen gemeinschaftlichen Kirchhofe nicht 
begraben werden sollen, dieses dennoch ein nach Zeit und 
Umständen veränderliches Zuchtgesetz sei, dass daher den prote- 
stantischen Mitbürgern, mit welchen man in christlicher Duldung 
zu leben angewiesen worden, auch nach ihrem Tode eine ge- 
meinsame Ruhestätte zu gönnen sei. Als es nun aber doch bei 
Beerdigung eines Evangelischen zu Podiebrad zu einem Aufstand 
kam, stellte der Staatsrath Martini den Antrag auf Zuweisung 
eines besondem Freythofes für die Akatholiken. Allein der 
Kaiser stimmte ihm nicht bei, sondern verordnete, dass der 
Geistlichkeit aufgetragen werden solle, das Volk in den echten 
Religionssätzen gründlicher zu unterrichten, und demselben über- 
haupt die Folgsamkeit der landesfttrstlichen Befehle, insbesondere 



^^^) Hofdecret vom 6. Mai 1784. Handbuch VI, 554. 
**®) Öofdecret vom 25. September 1783. Trattner'sche Sammlung HI, 
34 (Nachtrag). 
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eben dieses wegen der gemeinschaftlichen Beerdigung, auf das 
Nachdrücklichste anzuzeigen. Als die Hofkanzlei am 15. Mai 
1783 aufs Neue von einer Widersetzlichkeit bei Beerdigung 
einer akatholischen Weibsperson auf der böhmischen Herrschaft 
Schwarzkosteletz im Skramniker Kirchhof zu berichten hatte, 
rieth auch sie zu Vermeidung noch weit gefährlicherer Folgen 
auf Bestimmung eigner Kirchhöfe für die Akatholiken ein. Seit 
der unglücklichen Religionsspaltung sei es eine allgemeine 
Meinung der Katholiken, dass jene, welche dem Schooss der 
allgemeinen Kirche entrissen sind, auch keine gemeinschaftliche 
Grabstätte in einer geweihten Erde haben könnten. Dieses 
nicht leicht zu vertilgende Vorurtheil verdiene um so eher 
Nachsicht, als man ja vor Zeiten nicht einmal die ohne Taufe 
verstorbenen Kinder katholischer Eltern auf dem nämlichen 
Freythofe begraben habe. Weiter komme zu betrachten, dass 
die Akatholiken auf eine geweihte Erde ohnehin nichts hielten, 
mithin es denselben ganz gleichgültig sein könne, wohin sie 
nach ihrem Tode begraben würden. Im Staatsrathe wiederholte 
Martini seinen Antrag mit dem Bemerken, dass es ganz un- 
möglich sei, durch den Unterricht der Bischöfe und Seelsorger 
die Denkungsart von Millionen Menschen gleich auf einmal zu 
berichtigen. Dagegen sahen esHatzfeld und der Geheimrath 
Freiherr Simon Thaddäus von Reischach (f 1803) für be- 
denklich an, dem Volke in einer Sache nachzugeben, welche 
es mit Gewalt ertrotzen will. Es sei das Volk von der Geist- 
lichkeit besser zu unterrichten und den Seelsorgern zu bedeuten, 
dass sie sich im Fall eines Aufstandes der Verantwortung über 
die Folgen aussetzen würden. Die kaiserliche Resolution (16. Juni 
1783) lautete: „Es würde allzubedenklich sein, in einer bloss 
auf Vorurtheil sich gründenden Sache dem Volke nachzugeben 
und selbes dadurch in den Gedanken zu setzen, als ob es durch 
Gewalt und Widerspenstigkeit jenes zu erhalten vermöge, was 
der Landesfürst ihm sonst aus wichtigen Gründen und eigener 
Bewegung einzugestehen nicht für gut befunden haben würde. 
Es hat daher lediglich bei Meiner wegen gemeinschaftlicher Be- 
erdigung der Katholiken und Akatholiken bestehenden Anord- 
nung sein Verbleiben, und muss nur, wie Ich es bereits letzthin 
auf dem Vortrag vom 2. Mai angeordnet habe, der Geistlichkeit 
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der Auftrag geschehen, das Volk in der Religion besser zu 
unterrichten, ihm die Folgsamkeit der landesfürstlichen Befehle 
nachdrücklichst einzuprägen, und sowohl durch geistliche als 
politische Behörde den Sinn über- die gemeinschaftliche Beerdi- 
gungsanordnung wohl begreiflich zu machen. Um jedoch desto 
mehr versichert zu sein, dass die Seelsorger die ihnen hierin 
obliegende Schuldigkeit mit aller Genauigkeit erfüllen, so ist 
ihnen unter Einem zu bedeuten, dass im Falle derlei Auflaufe 
sich noch femer ergeben sollten, man solche vornämlich dem 
ermangelnden guten Unterricht des Volks zuschreiben, und sie 
über die Folgen von den daraus entstehenden Unordnungen zur 
Verantwortung ziehen werde. Uebrigens aber muss sowohl den 
katholischen als akatholischen Seelsorgern nachdrücklichst an- 
empfohlen werden, dass sie ihren anvertrauten Pfarrkindem 
Liebe und Freundschaft gegen ihre in Religionssachen verschie- 
den denkenden Mitunterthanen bestens einbinden sollen; und 
muss hierwegen auch zugleich der Auftrag an die Wirthschafts- 
ämter geschehen, darob stets ein obachtsames Auge zu tragen, 
womit ein solches von beiden Theilen immer beobachtet werde." 
Als die Hofkanzlei für den Fall, dass eine grosse Zahl Katho- 
liken, von unbilligem Glaubenseifer angefacht, sich der gemein- 
schaftlichen Beerdigung widersetzen würde, unter dem 31. Mai 
1783 die Absonderung der Grabstätten oder die Beerdigung 
unter Militärassistenz beantragte, resolvirte der Kaiser am 
5. Juli : „Diese Auskunft dienet zu Meiner Nachricht, und giebt 
Meine Resolution auf den Vortrag der Kanzlei vom 15. Mai 
1. J. in Rücksicht auf die Erdbestattung der Akatholiken Ziel 
und Mass, wonach sich auf das Genaueste zu benehmen ist, 
da besonders es jetzo nicht mehr allein, ob sie auf dem näm- 
lichen oder auf einem andern Kirchhofe begraben werden sollen, 
die Frage ist, welches an sich sehr gleichgültig ist, sondern 
dass man bei der gezeigten Widersetzlichkeit auf keine Weise 
wegen der üblen Folgen nachgeben könne noch solle, es mag 
treflten, wen es wolle." Hiemach wurde ein katholischer Pfarrer, 
der einem akatholischen Kinde statt des Kirchhofes den Schind- 
anger als Begräbnissstätte anwies, mit Amtsentsetzung und ein- 
jährigem Gefängniss bestraft. Erst mit Hofdecret vom 17. No- 
vember 1783 wurde den Akatholiken die Errichtung von Freyt- 
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höfen auf jenen Orten, wo sie Bethäuser haben, gestattet, und 
die gemeinschaftliche Beerdigung sollte nur noch da statt» 
haben, wo gar keine akatholischen Beerdigungsplätze vorhanden 
sind. Auf ihren besondern Kirchhöfen dürfen die Akatholiken 
singen und Leichenreden halten, keineswegs aber auf den 
katholischen, wo alles öffentliche Gepränge und Singen akatho- 
lischer Lieder zu unterbleiben hatJ*®) 

Zu Erreichung der Gleichförmigkeit und Erhaltung guter 
Ordnung ernannte der Kaiser bereits im Jahre 1783 Thielisch 
zum Superintendenten in Oesterreich über der Enns, Fock für 
Niederösterreich. Jener hatte ausserdem die Vorlande und Tirol, 
dieser die gesammten innerösterreichischen Lande zu respiciren- 
Im Jahre 1784 erfolgte die Ernennung des Rathes beim Teschner 
Consistorium Traugott Bartelmus zum Superintendenten für 
Mähren, Schlesien und allenfalls auch Galizien, des Pastors zu 
Kreutzberg Johann Laho für die augsburgischen Religionsver- 
wandten in Böhmen, des Pastors zu Krouna Franz Ko watsch 
für jene der helvetischen Confession daselbst, unter der Leitung 
dieser Superintendenten sind die erforderlichen Senioren, und 
zwar für zehn akatholische Gemeinden einer, zu bestellen, die 
der Landesstelle zur Bestätigung anzuzeigen sind. Nach Auf- 
stellung dieser Senioren werden die Superintendenten nach Vor- 
schrift der seiner Zeit mitzutheilenden Instruction des neuver- 
mehrten Teschner Consistoriums alle vorfallenden Glaubens- 
streitigkeiten, Zweifel und Kirchenangelegenheiten mit Zuziehung 
einiger Senioren, vorbehaltlich des Recurses an die Landesstelle, 
ßrbzuthun haben. Sie haben auch die für ihre Diöces erforder- 
lichen Prediger selbst zu prüfen und zu ordiniren, die aber alle- 
mal der Landesstelle zur Bestätigung vorzuschlagen sind. Und 
da nur die Prediger sächsischer und preussischer Nation von 
dem Predigtamte in den k. k. Erbstaaten ausgeschlossen sind, 
so mögen auch geprüfte, wohlgesittete fremde Prediger, jedoch 
niemals ohne Vorwissen der Landesstelle, zugelassen werden. *^^) 
Eine besondere „Instruction für die Superintendenten der Kirchen- 
gemeinden A. C. in den k. k. Erblanden", von Fock verfasst, 
am 29. October 1785 nach Hof überreicht, wurde mit höchster 



'•*>) Die bezüglichen Hofdecrete im Handbach 11, 471 ff. 

"*) Hofresolution vom 6. November 1783. Handbuch VI, 616. 
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Entschliessung vom 23. December 1785 genehmigt und mit 
Consistorialdecret vom 13. März 1786 zur genauesten Befolgung 
hinausgegeben.^®^ Ihr erster Paragraph lautet: „Die Super- 
intendenten haben überhaupt die Aufsicht über die Religions- 
übung und die dazu gehörigen Anstalten und Personen, über 
den öffentlichen Unterricht in Bethäusern und Schulen, über die 
Einrichtung und Ordnung des öffentlichen Gottesdienstes, über 
den Lebenswandel und die Amtstreue der Prediger und Schul- 
lehrer, über die Verwaltung des kirchlichen Eigenthums und 
der zu den gottesdienstlichen Anstalten erforderlichen Ausgaben, 
und überhaupt über die ganze Verfassung der einzelnen Gemein- 
den in Ansehung des Religionszustandes in den ihnen ange- 
wiesenen Diöcesen zu führen. Man erwartet von ihnen in allen 
Pflichten ihres Amts die strengste Gewissenhaftigkeit und die 
pünktlichste Beobachtung und Kundmachung aller landesherr- 
lichen Verordnungen, die sowohl über das ganze Toleranzwesen 
als auch über besondere Fälle bereits ergangen sind oder noch 
künftig ergehen werden." Die reformirte Kirche hat diese In- 
struction mit benutzt, indem statt „A. C." an den betreffenden 
Stellen „H. C." gedacht oder geschrieben wurde. Erst im Jahre 

1829 ging das reformirte Consistorium in Wien an die Bear- 
beitung einer eigenen Superintendential- Instruction auf Grund 
der vorhandenen lutherischen. Dieselbe wurde am 26. Januar 

1830 von der k. k. vereinten Hofkanzlei genehmigt und am 
20. Mai 1830 unter dem Titel „Instruction für die Superinten- 
denten H. C. in den k. k. österreichischen deutschen, böhmi- 
schen uhd galizischen Provinzen" ^®^) kundgemacht, unter dem-* 
selben Datum erschien eine gleichlautende für die Kirchen- 
gemeinden A. G. 

Die kirchliche CentralbehÖrde war das ad normam der 
ehemaligen Consistorien zu Liegnitz, Brieg und Wohlau errich- 
tete, 1749 eröffnete protestantische Consistorium in Teschen. 
Das Toleranzcirculare für Schlesien bestimmte in Punkt 5: 
„Die eigentlichen Consistorialien , nämlich die Examina, Ordi- 



^®') Abgedruckt in [Walch's] Neuester Religionsgeschichte, fortgesetzt 
von G. J. Planck I (Lemgo 1787), 309—34 und bei Jaksch V, 655—75. 
Auszug bei Trautenberger [Anm. 50] S. 338. 

*•>) Im Auszug bei Helfert [Anm. 20, u] S. 52. 
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nationes und Investiturae der zum Predigt- und Pastoralamte 
berufenen und von dem A. h. Landesfiirsten confirmirten Geist- 
lichen; derselben Censurae morum; die Matrimonalia primae 
Instantiae ; die das Kirchen- imd Schulpersonal betreffenden An- 
gelegenheiten, und die Ein- und Aufsicht über die Kirchen- und 
Almosengelder, dann ihre Verwendung sollen zu Teschen durch 
ein förmliches und eigentliches , aus blossen Protestanten halb 
geistlichen und halb weltlichen Standes unter einem katholi- 
schen Praeside stehendes Consistorium , mit Vorbehalt der 
Appellation an die politische Landesstelle und des Revisions- 
gesuches an Se. Majestät, nach ihren Religions- und Kirchen- 
rechtsgrundsätzen behandelt werden." Dieses „förmliche und 
eigentliche" Consistorium trat in's Leben am 22. Juli 1784. 
Das Präsidium führte der Kreishauptmann Graf Johann L arisch 
(f 1820), die weltlichen Rathsstellen erhielten Freiherr Maxi- 
milian von Calisch und Ernst von Bludowsky, die geist- 
lichen Traugott Bartelmus und Christian Gottlieb Fröhlich 
(f 1795), das Secretariat Ernst Constans von Karwinsky. 
Das neueingerichtete Consistorium verblieb nur kurze Zeit in 
Teschen. „Se. Majestät, eröffnete das Hofdecret vom 20. Sep- 
tember 1784, haben bei dem umstände, dass das Teschner 
Consistorium A. C. von den übrigen österreichischen Provinzen 
allzuweit entfernt ist, zu resolviren befunden, dass dasselbe 
nach Wien übersetzt, auch für die in den deutschen und böh- 
mischen Erblanden befindlichen Reformirten ein gleiches Con- 
sistorium hier hergestellt werden solle; die Besoldungen für 
das Personale aber aus den eingehenden Taxen oder, wenn 
diese nicht zureichten, mittelst eines geringen Beitrages von 
einer jeden protestantischen Haushaltung zu bestreiten seien." 
Die Bitte der Stände, dass in Teschen wenigstens ein ünter- 
consistorium fortbestehen möge, wurde mit Hofdecret vom 
31. Januar 1785 abgeschlagen, da es für die Protestanten des 
Teschner Kreises ganz gleichgültig sein könne, ob ihre Ange- 
legenheit vor dem nämlichen Consistorium noch femer zu 
Teschen oder aber in Wien besorgt würden , und es genüge, 
dass diese Besorgung ihrer Angelegenheiten auf die nämliche 
Art wie bisher geschehen würde. Da sowohl Graf Larisch als 
auch die beiden Geistlichen Bartelmus und Fröhlich an Teschen 
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gebunden waren, so siedelten nur die zwei weltlichen Consi- 
storialräthe und der Secretär nach Wien über. Zum Präsidenten 
wurde der Stadthauptmann Graf Aue rs per g, zum ersten geist- 
lichen Consistorialrath A. C. Superintendent Fock ernannt. 
Da zu vernehmen gekommen sei, dass die Beformirten kein 
besonderes Consistorium verlangten und allenfalls nur wünsch- 
ten, dass dem Consistorium A. C. ein paar Mitglieder ihrer 
Confessionsverwandten beigesellet würden, so wurden unter dem 
7. März 1785 sowohl hierüber, als auch über die Completirung 
des Personalstandes die beiden Wiener Gemeinden vernommen. 
Nach dem Einlangen der abgeforderten Aeusserungen erstattete 
die Hofkanzlei am 18. April 1785 folgenden Vortrag: Die Ge- 
meinde A. C. habe erklärt, sie sei mit dem von den Reformatis 
quasi vorgeschlagenen Consistorium mixtum, als einem engeren 
Band der brüderlichen Liebe und Eintracht, vollkommen zufrie- 
den, nur sollten sich die Assessores der einen Confession nie 
in die Liturgica und Dogmatica der andern Confession ein- 
mischen, sondern in solchen Fällen jeder Theil für sich deliberiren 
und concludiren. Zum zweiten geistlichen Rath bittet sie ihren 
zwwten Prediger Ernst Friedrich Andreas Cnopf, einen ge- 
schickten und gelehrten Mann, zu ernennen. Die reformirte 
Gemeinde hingegen bittet, da der grössere Theil der zu be- 
handelnden Gegenstände ihre Kirche insbesondere angehe, ein 
eigenes Consistorium, jedoch unter dem nämlichen, die A. h. 
Person des Landesfürsten vertretenden Präsidio, für ihre Glau- 
bensgenossen zu bestellen ; ihren jedesmaligen Prediger qua 
Superintendenten der sämmtlichen helvetischen Gemeinden in 
den deutschen und böhmischen Erblanden zum geistlichen Bei- 
sitzer zu ernennen, und ihnen zu gestatten, weil sie nur einen 
Prediger hier hätten, in besondem Fällen auch die in Böhmen 
und Mähren befindlichen Specialsuperintendenten zu Rath zu 
ziehen und als ausserordentliche Consistorialmitglieder zu be- 
trachten, zum weltlichen Rath aber einen Litteratum aus hie- 
siger Gemeinde, für jetzt den hier angesessenen k. k. Hofagenten 
Samuel Nagy, und etwa noch nach Erfordemiss einen oder 
mehrere der jeweiligen Gemeindevorsteher, diese jedoch ohne 
Besoldung, zu bestellen. Die Anstellung Cnopf s (urtheilt die 
Kanzlei) unterliege keinem Anstand, und könne ihm der von 
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dem Beisitzer Fröhlich zu Teschen genossene Gehalt (200 fl.) 
bestimmt werden. Sonach würde dieses Consistoriam aus zwei 
geistlichen Beisitzern, dem Superintendenten Fock und dessen 
Assistenten Cnopf, dann zwei weltlichen, nämlich dem Baron 
Calisch und dem v. Bludowsky bestehen, an dessen Stelle, 
wenn er, wie es scheint, nicht hier verbleiben wollte, ein An- 
derer auszuwählen sein würde. Die Kanzlei hätte gewünscht, 
dass die ßeformirten sich mit einem gemeinschaftlichen Consi- 
storium zur Beförderung der Eintracht und brüderlichen Liebe 
begnügen möchten; da sie aber ein besonderes Consistorium 
verlangen, wobei Graf Auersperg am meisten belästigt werde, 
da er so zwei Sitzungen statt einer jedesmal beizuwohnen 
hätte, so müsse man es bei dem Vorschlage bewenden lassen, 
üebrigens sollten die Instructionen und Besoldungen für beide 
Consistorien gleich bestimmt, an selbe alle Superintendenten 
angewiesen, von diesen an die Consistorien halbjährige Berichte 
über den Zustand ihrer Gemeinden erstattet und über ausser- 
ordentliche Religionsvorfälle sich gewendet, von den Consistorien 
selbst alle Jahre ein kurzer Hauptbericht an die Kanzlei abge- 
geben, ansonst aber dieee Glaubensgenossen noch ferner in der 
unmittelbaren Abhängigkeit von den Länderstellen belassen 
werden. Im Staätsrath befürworteten Martini und Reischach 
den Antrag der Kanzlei, Ersterer mit der Bemerkung : „Die hel- 
vetische ist weniger tolerant als die augsburgische Confession, 
und die Vereinigung des Consistoriums hätte zu allerlei Irrun- 
gen Anlass geben können." *^^) Hiemach erfloss am 27. April 
1785 die A. h. Entschliessung : „Ich begenehmige das Einrathen 
der Kanzlei, jedoch soll statt des Grafen Auersperg der Regie- 
rungsrath Baron Wöber den Vorsitz bei diesen Consistoriis 
haben." Die Consistorien erhielten dieselbe aus 19 Artikeln 
bestehende „Instruction", welche mit Resolution vom 15. (Hof- 
decret vom 22.) Juli 1784 für das Consistorium in Teschen. 
genehmigt worden war. ^**) Danach besteht ihr Geschäft in der 



*•*) Eine im Janaar 1790 von der Regierung angeregte neue Ver- 
handlung über die Vereinigung der beiden Consistorien verlief resultatlos. 

**5) Abgedruckt in ^Fortsetzung der Gesetzsammlung über das Tole- 
ranzfach, welche den Jahrgang 1784 enthält" (Wien 1785) S. 5. Im Aus- 
zug bei Belfert [Anm. 20, u] S. 47, und Biermann [Anm. 59] S. 81 f. 
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Aufsicht über die Sitten, Lehre und Leben der Prediger und 
Schullehrer, über die Bethäuser und die Verwaltung des kirch- 
liehen Eigenthums ; in ihrem Namen wird von dem Superinten- 
denten die Installation der landesfürstlich bestätigten Prediger 
vollzogen; sie haben gegründete Beschwerden über Rechts- 
kränkungen evangelischer Gemeinden entgegenzunehmen. Der 
privilegirte Gerichtsstand der Geistlichen findet nicht statt, und 
die Ehesachen gehören ganz vor das Civilgericht, ausser dass 
es einem Protestanten freisteht, in Gewissensfällen sich an sein 
Consistorium zu wenden. Die Erhaltungskosten beider Consi- 
storien sollen laut Hofentschliessung vom 19. December 1786 
ex camerali bezahlt werden. 

Als die beiden Prediger Fock und Cnopf im August 1785 
sich für ihre Ernennung zu Consistorialräthen bedankten und 
der Erstere bei dieser Gelegenheit es beklagte, dass selbst der 
Gesang bei den evangelischen Gemeinden nicht gleichförmig sei, 
indem einige das Holsteiner, andere das Berliner ^^*), noch andere 
das alte Gesangbuch angenommen hätten, erwiederte der Kaiser : 
Man lasse einen Jeden nach seiner Weise beten und singen, was 
er will ; vielmehr möchten die Geistlichen vorzüglich darauf 
Acht haben, dass der Socinianismus nicht eingreife, und das 
Christenthum nicht in ein vernünftiges Heidenthum ausarte, wie 
einige Ausländer zu bezielen scheinen. 

Mit kaiserlichem Handbillet vom 21. Mai 1782 war der 
böhmisch-österreichischen Hofkanzlei das von dem Jenaischen 
Juristen Heinrich Gottfried Scheidemantel (f 1788) verfasste 
„Allgemeine Kirchenrecht beider evangelischen Confessionen in 
Polen und Litthauen, die Kirchenverfassung, gute Ordnung, Po- 
licei und rechtliche Thätigkeit der Consistorien betreffend" (War- 
schau 1780) mit den vom k. Rath Riedel gemachten Anmer- 
kungen mitgetheilt worden, damit dieselbe sich gutachtlich aus- 



'••) Das von den Oberconsistorialräthen Diterich, Spalding und Teller 
zu Berlin 1780 herausgegebene, nicht ohne Widersprach (welchen der 
Berliner Kauftnann Samuel Lobegott Apitzsch organisirte) eingeführte 
„Gesangbuch zum gottesdienstlichen Gebrauch in den k. Preussischen Lan- 
den* wurde z. B. in Brunn (1783) eingeführt unter dem Titel: „Gesang- 
buch zum gottesdienstlichen Gebrauch für die evangelische Gemeinde in 
Brunn'*. Trautenberger [Anm. 50] S. 211 f. 
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lasse, ob und was hievon ii^ den k. k. deutschen Erblanden für 
ein Gebrauch zu machen sein dürfte. KiedeFs Bemerkungen gingen 
dahin, dass die in dem genannten Eirchenrecht vorgeschriebenen 
Einrichtungen grösstentheils auf das hiesige System adaptirt 
werden könnten. In Zänkereien über Dogmata würden alle 
Weitläufigkeiten vermieden werden, wenn die streitenden Par- 
teien geradezu auf den buchstäblichen Sinn der symbolischen 
Bücher, zu denen sie sich selbst freiwillig bekannt hätten, ver- 
wiesen würden. Um aber allen Zänkereien vorzubeugen, solle 
man bei der Anstellung protestantischer Prediger gegen jene 
misstrauisch sein, die entweder auf solchen Universitäten studirt 
haben, wo der Kryptosocinianismuss eingeflösset, oder wo die 
Köpfe und Herzen durch eine streitsüchtige und verketzernde 
Hyperorthodoxie angesteckt werden. Zu Beseitigung solcher Be- 
sorgnisse in der Monarchie wäre ein Seminarium Candidatorum 
anzulegen, auch ein eigener unparteiischer Censor der protestan- 
tischen Bibeln, Gesangbücher etc. aufzustellen, um vorzüglich 
die Ausbreitung des von Norden einschleichenden Socinianismus 
zu verhindern. In ihrem Vortrag vom 26. Mai bezeichnete die 
Kanzlei ein ordentliches Kirchenrecht für die beträchtliche An- 
zahl Evangelischer als eine Nothwendigkeit, da widrigenfalls der 
religiöse und sittliche Zustand dieser Leute der blossen Willkür 
und dem Eigendünkel eines jeden einzelnen Pastors gänzlich 
überlassen bleiben und andurch zu vielen Unordnungen und 
mehreren üblen Folgen Anlass gegeben würde. Es sei demnach 
ein allgemeines Kirchenrecht für beide evangelische Confessionen 
in den k. k. Erblanden unter Zugrundelegung des oben erwähnten 
Buches zu entwerfen. Die Arbeit selbst könnte dem Kath Riedel 
unter der Leitung des in diesem Geschäft bestellten Referenten 
aufgetragen und nach ihrer Vollendung die Wohlmeinung einiger 
auswärtigen Gelehrten und angesehenen protestantischen Geist- 
lichen eingeholt werden, um nicht gleich anfangs mit der pro- 
testantischen Barchenverfassung anderer Länder in Widerspruch 
zu kommen und dadurch dem Geschäft selbst mehr zu schaden 
als zu nützen. Der Staatsrath stimmte dem Vortrag der Kanzlei zu^ 
nur meinte Gebier, an ein Seminarium Candidatorum werde sich 
wohl nicht eher denken lassen, als bis den inländischen Studiosis 
A. und H. C. durch Anstellung der erforderlichen Professoren 
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Theologiae auf irgend einer erbländischen Universität Gelegen- 
heit verschafift wird, sich innerhalb des Landes zu bilden ; und 
Hatzfeld warf die Bemerkung hin, so sehr Reformirte und 
Lutheraner gegenüber der katholischen Religion einig seien, so 
verschieden sei^n sie untereinander. Der Kaiser entschied zu 
Laxenburg am 8. Juni 1782 : „Da die Calvinisten und Luthe- 
raner in ihren Religionsgrundsätzen bekanntermassen sehr ver- 
schieden sind, so kann für beide diese Religionen nicht ein und 
das nämliche Kirchenrecht bestimmt, sondern es muss für jede 
ein ihrer Religion gemässes Kirchenrecht zusammengetragen, auch 
für jeden Theil dieser Religionsverwandten ein eigenes Consisto- 
rium in den deutschen Erblanden errichtet werden. Da nun 
sowohl in Hungam und Siebenbürgen bereits wohlbestellte Con- 
sistoria für die Reformirten, dann für die Evangelischen eines in 
Teschen vorhanden ist, so hat die Kanzlei das für Polen ein- 
geführte Kirchenrecht durch Behörde einem reformirten Con- 
sistorium in Siebenbürgen, dann dem evangelischen in Teschen 
mitzutheilen, auf dass sie aus ihrer eigenen Verfassung und aus 
diesem Buch ein Kirchenrecht zusammensetzen sollen, so wie es 
die Grundsätze ihrer Religion und das Wohl ihrer Glaubens- 
genossen erfordert. Diese von den Consistorien bewirkte Aus- 
arbeitung wird die Kanzlei sodann seiner Zeit dem Riedel zur 
üeberlegung übergeben, und mit dessen Zuziehung in einer eigens 
aufzustellenden Gommission ein Kirchenrecht für die Reformirten 
und eines für die Evangelischen in den gesammten Erblanden, 
sowie die Einrichtung der Consistorien ausarbeiten. Nur muss 
hiebei vomämlich darauf die Rücksicht genommen werden, womit 
man sich den gemeinsten Grundsätzen der im Reich befindlichen 
Religionsverwandten, soviel als es nur immer die Verfassung der 
betreffenden Länder zulässt, nähere, und dadurch den besorg- 
lichen, in vielerlei Rücksicht bedenklichen Vorwurf entferne, als 
ob die hiesigen tolerirten mit jenen im Reich in Glaubenssachen 
nicht wesentlich übereinstimmten." In Ausführung dieser A. h. 
Entschliessung richtete die böhmisch-österreichische Hofkanzlei 
am 11. Juni 1782 Zuschriften sowohl an die siebenbürgische Hof- 
kanzlei als auch an das k. k. Amt in Schlesien, damit ein refor- 
mirtes Consistorium in Siebenbürgen und das Consistorium A. C. 
in Teschen zur möglichst beschleunigten Ausarbeitung eines 
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Kirchenrechts veranlasst würden, und gab in ihrem Vortrag vom 
21. September 1782 das Versprechen, den Gegenstand einer 
gleichförmigen Kirchenordnung für die Akatholiken der böhmi- 
schen und deutschen Erblande nach dem Einlangen derAeusse- 
rungen der genannten Consistorien mit Beiziehung des Rathes 
Riedel in Ueberlegung nehmen und hiebei auch auf die vor- 
treffliche Verfassung des protestantischen Kirchenwesens im Würt- 
tembergischen Bedacht nehmen zu wollen. Die aufgeforderten 
Consistorien scheinen aber nicht viel zu Stande gebracht zu 
haben. Nur dies war vom Teschner Consistorium zu vernehmen^ 
dass das mitgetheilte Kirchenrecht für Polen in monarchischen 
Staaten nicht anwendbar sei. Am 16. August 1785 gelangte 
daher folgende kaiserliche Resolution an die Hofkanzlei: „Meine 
Ansicht gehet nicht dahin, für die Reformirten und Lutheraner 
zusammen nur ein und das nämliche Kirchenrecht festzusetzen, 
wohl aber, dass eine jede dieser Religionen in allen Meinen 
Staaten ihr eigenes und gleichförmiges Kirchenrecht habe, sowie 
ein gleiches auch in den preussischen und sächsischen Landen 
eingeführet ist: wonach also die Entwürfe bei Behörde zu be- 
treiben sind." In Folge dessen erhielt das inzwischen (am 1. Juni 
1785) eröffnete Consistorium A. C. in Wien am 9. September 
1785 den Auftrag : „dass selbes in Gemässheit der bereits im 
Jahre 1782 an das Teschner Consistorium erlassenen Verordnung 
und der darin gegebenen Anleitung zu Verfassung eines für die 
k. k. Erblande anwendbaren Kirchenrechts für beide evangelische 
Religionen ein dergleichen Kirchenrecht verfassen und einreichen, 
hiebei aber nur auf ihr Glaubensbekenntniss die Rücksicht nehmen 
solle." Die gleiche Aufforderung erging seitens der niederöster- 
reichischen Regierung am 6. März 1786 an das Wiener Con- 
sistorium H. C. Die Consistorien, in der Erwägung, „dass beide 
Confessionen, einige liturgische Sachen ausgenommen, nur einerlei 
Kirchenrecht haben," legten am 13. Juni 1787 der Regierung 
eine gemeinsame, von dem rechtsgelehrten Consistorialrathe 
A. C. von Wielandt verfasste Kirchenordnung vor, welche 
das Zeichen der Toleranz an der Stime trägt. Ihr erster Para- 
graph lautet: „Die Prediger müssen oft in ihren Predigten die 
Zuhörer zur Verträglichkeit und Bruderliebe ermahnen, und allem 
einreissenden Groll und Feindseligkeit gegen andere Glaubens- 
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L durch gütliche Vorstellungen vorzubeugen suchen. Alle 
DJizaglichen Predigten, Schriften und Disputationen gegen und 
über andere Glaubenslehren sind den Predigern untersagt." Die 
Consiatorien erhielten ihre Kirchen Ordnung am 27. Februar 
1789 mit dem Auftrag zurück, es sei der Aufsatz zu berichtigen 
nach den seither erflossenen Verordnungen. Mit Kaiser Joseph 
ist auch diese Kirchenordnung begraben worden. Die Um- 
arbeitung, welche "Wielandt im Jahre 1793 vornahm, vermochte 
nicht, ihr wieder zum Leben zu verhelfen. 

Nicht lange bestanden evangelische Gemeinden, als auch 
schon Besehwerden einliefen über allerhand Zwistigkeiten zwischen 
Lutheranern und ßeformirten oder Angspuraken und Calvinisten, 
wie sie einander eben nicht honoris causa benannten. Die Con- 
sistorien sahen sich daher am 25. November 1789 zu Hinaus- 
gabe einer , Genetal Verordnung an säramtliche ihnen unterstehende 
Superintendenten, Prediger tmd Gemeinden in den k. k. deut- 
schen Erblanden* veranlasst, darin zu Ruhe und brüderlicher 
Verträglichkeit zwischen beiden Co nfessions verwandten im Sinne 
der kaiserliehen Verordnung vom 24. October 1781 [S. 46J ver- 
mahnt, über die Religion der Kinder aus gemischten evangeh- 
echen Ehen belehrt, und das Verhalten der Prediger bei üeber- 
tritten von einer evangelischen Confession zur andern, bei Func- 
tionen in Stellvertretung sowie das Simultaneum geregelt wird. 
Als gleichwohl hemaeh noch Zänkereien in Mähren vorkamen, 
legten die Consistorien am 31. Juli 1792 ihre General Verordnung, 
ihr eine allgemeinere Wirksamkeit zu geben, der Hofkanzlei mit der 
Bitte vor, dass sie höchsten Ortes anerkannt und zur Richtschnur 
publicirt werden möge. Der hierauf erfolgte Hofbescheid vom 
12. October 1792 lautet: „Da Zwistigkeiten und Zänkereien 
zwischen den augsburgischen und helvetischen Confessions ver- 
wandten dort, wo sie gemischt beisammenwohnen, nach der 
Erfahrung meistens nur von den Predigern veranlasst oder wenig- 
stens unterstützt werden, SO ist zwar an der denselben im Jahre 
1789 von den beiden Consistorien gemeinschaftlich ertheilten 
Belehrung und Anweisung zu einem bescheidenen und friedfer- 
tigen Benehmen ganz wohl geschehen; dabei hat es aber auch 
derzeit ohne weitere Verfügung zu bleiben. Die Consistorien 
dürfen nur auf dieser Belehrung bei ihrer Geistlichkeit feste 
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Hand halten und, wenn doch in einzelnen Fällen Zwistigkeite 
entstehen, den betreffenden Prediger zurechtweisen, beatrafen 
oder nach Beschaffenheit der Umstände in der bisher beobach- 
teten Art von seinem Amt entfernen und mit einem friedfer-' 
tigern Mann verwechseln, wodurch immer die Ruhe am sichei 
sten hergestellt wird." 

Wie ein gemeinsames Kirchenrecht, so wünschte der Kai^ 
auch eine gemeinsame Liturgie für die Evangelischen in seinei 
Erblanden. Der zu Teachen entworfene Plan einer solchen wuri 
mit Hofdeeret vom 9. September 1783 genehmigt. Die Ausai 
beitung wurde dem Teschner Consistorium und dem Kirchencoifc 
vent zu Modern übertragen. Der zn Modem mit Zngrundelegi 
von Seiler's „Versuch einer christlich -evangelischen Liturgia.*! 
(Erlangen 1782) verfasste Entwurf wurde m Teschen, wohin « 
1784 zur Begutachtung übermittelt worden, nicht gutgeheisseifc 
während der Kircheneonvent in Modern an dem zu Teschen \ 
fassten Entwurf nichts auszustellen fand, nur Äbkürzungi 
wünschte. 

Nun erhielt 1785 auf kaiserlichen Befehl vom Teschnea 
Consistorium Superintendent Bartelmus den Auftrag zu Aus^J 
arbeitung eines neuen Entwurfes, Dieser wurde erst fertig, als das ' 
Consistorium schon von Teschen nach Wien übersiedelt war. Dahin 
wurde nun sowohl der neue Entwurf von Bartelmus als auch 
die Modemer Liturgie samnit den wechselseitigen Gutachten ge- j 
sendet. Die Schlussredaction übernahmen die Wiener Consisto*a 
rialräthe Pock und Cnopf. Der Erstere erzählt: „Cnopf hat^ 
mit mir gemeinschaftlich an der Abfassung der allgemeinen 
Liturgie für die sänuntüchen Kirchen gemeinden A. C. in den 
k. k. Erblanden gearbeitet und ich habe seinem ürtheile bei 
diesem Werke Vieles zu danken. Das zweite Abendmahiaformular 
ist seine Ai-beit. Auch hat er die grösseren und kleineren Gebete 
in der Liturgie, die Superintendent Bartelmus zuerst gesammelt, 
an verschiedenen Stellen zweckmässiger eingerichtet." Der aia j 
18. November 1786 der Regierung überreichte rectificirte Ent-1 
wm-f wurde laut der Hofdecrete vom 4. Januar und 2. November 1 
1787 sehr gut und zweckmässig befunden. Nur wünschte diol 
k. k. Büchercensur-Hofeommission, dass dem unverständlichen odei J 
besser zu sagen mystischen Ausdrucke „Der Gott des Friedena, 
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der von den Todten ausgeführet ha6 den grossen Hirten der 
Schafe durch das Blut des ewigen Testaments nnsem Herrn 
Jesus Christus, der mache mich fertig" eine weniger mystische 
und verständlichere Wendung gegeben würde. Ferner» dürfte 
statt „gütiger Vater über Alles, was Kinder heisst" lieber gesagt 
werden „gütigster Vater aller Menschenkinder'', und statt „heilige 
sie durch und durch'' lieber „heilige sie ganz". Nachdem den 
Wünschen der Censurbehörde Rechnung getragen worden, er- 
schien die Liturgie im Verlage des k. k. privilegirten Gross- 
händlers Georg Philipp Wucherer in Wien unter dem Titel: 
„Ordnung der Handlungen und Gebete bei dem öffentlichen Got- 
tesdienste der Kirchengemeinden A. C. in den k. k. Erblanden. 
Auf allerhöchsten Befehl verfasst und herausgegeben von dem 
k. k. Consistorio A. C. in Wien" (1788). Sie trägt den ver- 
ständigen Charakter der Aufklärungszeit. „Die Verfasser, sagt 
die vom 10. December 1787 datirte Vorrede, haben den Zweck 
einer jeden Liturgie, welcher die Beförderung wahrer, auf deut- 
liche und richtige Erkenntniss der Religion gegründeten Erbauung 
bei den Handlungen des öffentlichen Gottesdienstes ist, gewissen- 
haft vor Augen gehabt. Sie haben sich bemühet, alle mystischen, 
unverständlichen, orientalischen Redensarten und Bilder, die, so 
sehr sie auch durch den Gebrauch geheiliget sein mögen, doch 
die wahre Erbauung mehr hindern als befördern, sorgfältig zu 
vermeiden." Ihre Einführung wurde mit Consistorialdecret vom 
25. Februar 1788 für den Sonntag Cantate (20. April) anbe- 
raumt. Eine neue Bearbeitung, besorgt vom Mittelsrathe Jakob 
Gl atz, erschien 1829 unter dem Titel: „Earchen- Agende für die 
evangelischen Gemeinden des österreichischen Kaiserstaates. Auf 
Allerhöchsten Befehl, verbessert und stark vermehrt, herausge- 
geben von dem k. k. Consistorio A. C. in Wien." Als' ein Nach- 
trag zur Agende ist zu betrachten das von den k. k. Con- 
sistorien 1853 herausgegebene „Rituale bei dem Uebertritte zur 
evangelischen Kirche". 

Nachdem der Verlag evangelischer Gesangbücher gestattet 
worden war [S. 100], erschien alsbald bei Trattner ein „Neues 
christliches Gesangbuch nebst einer Anleitung zur Gebetsübung" , 
welches ein Nachdruck der zweiten Auflage des von den Pro- 
fessoren Less und Miller herausgegebenen Göttinger Gesangbuches 



■war.""'') Bald darauf (1783) verlegte der Gross- und Buchhändler | 
Joseph E^ler von Kurzbeck (f 1792) ein , Neues Gesangbuch' j 
für die evangelisch-deutschen Gemeinden m den k. k. Erblan- 
den", aus dem Berliner, Bremischen und Holsteinischen Gesang- 
bnche zusammengestellt von Fröhlich [S. lOö] und vom Con- 
slBtoriura in Teschen apptobirt. ^''^) Ein drittes Gesangbuch mit 
916 Liedern gab mit A. h. k. k. Erlaubniss Wucherer unter 
dem Titel: „Christliches Gesangbuch zum Gebrauche der Ge- , 
meinden der augsburgi sehen Co nfessions verwandten in den k. k. 
Erblanden" heraus (1783). Seine Grundlage bildet das vom Pro- 
kanzler Johann Andreas Gramer in Kiel redlgirte „Allgemeine 
Gesangbuch zum Gebrauehe in den Gemeinen des Herzogthume 
Schleswig, des Herzogthums Holstein, der Herrschaft Pinneberg, 
der Stadt Altona und der Grafschaft Ranzau" (Altona 1780), 
bekannt unter den Namen Schleswig-Holsteinisches, Dänisches, 
Kielisches, Altonaer und Cramerisches Gesangbuch '*^) : ausser- 
dem enthält dasselbe Lavater's Toleranzlied und Johann Adolph 
Schlegel'e, des Hannoverschen Consistoriairathes und nachmali- 
gen General Superintendenten des Filrstenthums Calenberg „Lei- 
densgeschichte unsers Herrn Jesu Christi" (Leipzig 1775). Dieses 
Gesangbuch verdrängte das Kurzbeek'sche. Es wurde mit kaiser- 
licher Erlaubniss '""^ in der Wiener Gemeinde A. C, in Kärnten, 
auch in etlichen Gemeinden Oberösterreichs eingeführt. Die | 
Wiener Gemeinde H. C- adoptirte das schon zuvor bei der Ge- 
sandtschaft^-Capelle der vereinigten holländischen Staaten ge- 
brauchte „Gesangbuch der deutsch - reformirten Gemeinde zu 
Frankfurt a. M," {Frankfurt 1781J. In Oherösterreich waren 1 
viele Gemeindeglieder weder mit dem Kurzbeck'schen noch mit 



'") Das Göttinger Gesangbuch wird beschrieben vonKöster, Jahr- 
gang 3 781, S 869 ff. 

"*) Bei Kurzbeck erschien 1791 noch ein kleineres, von Paatnc Jakob 
Koch redigirtes und vom "Wiener ConsiBtorium A. C. genehmigtes Gesang- 
buch unter dem Titel: „Sammlung der brauch barsten alten und neaen 
chriBtliehea Lieder zom Gebrauch der evanj^elischen Gemeinde zn Wallem", 
und 130(1 ein solches für die Gemeinde zu Zaucht«). 

'••) Auch von diesem Gesangbuch findet sich eine Beachreibong b^J 
Küster, Jahrgang 1781, S. 857 ff._ 

"") Hofdecrct yom 30, September 1783. Trattner'sche Sammlung i 
[Anm. 20, h"! n, 108. 
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dem Wucherer 'sehen Gesangbuchs zufrieden, weil sie in ihnen 
ihre alten Lieblingsheder, die sie aus dem Regensburger, Orten- 
burger und Württembergischen (Stuttgart 1741) früher zu singen 
pflegten, entweder gar nicht oder sehr verändert wiederfanden. 
An die Spitze der Unzufriedenen stellte sich Georg Michael 
Eisenbach, seit 1783 Prediger ander evangelischen Gemeinde 
zu Efferding. Das war ein in den kirchlichen Traditionen Würt- 
tembergs aufgewachsener Mann, der nur von Gnaden-, nichts 
von Tugend-Predigten wissen wollte, dabei störrig und streit- 
müthig. Ihn charakterisiren die Verse, welche er dem Caplan 
Wagner in Efferding übersandte : 

Indessen schimpf nicht, mehr, sonst send' ich dir den Bader, 
Magst wollen oder nicht, besinn dich vor wie nach, 
Ich lass dir his Blnt laoft, zwei, drei und viermal Ader, 
Dies schwärt dir jetzt vorher Mi^ster Eisenbach. 

Im Wucherer 'sehen Gesangbuch fand er Lieder, die nur ein 
rSocinianer oder Deist gemacht haben könne, darunter insbeson- 
Idere Nr. 823 mit der Üeberschrift : „Für die Gelehrten", dessen 
[ erster und zwölfter Vers also lauten : 

Die ihr des Lehens edle Zeit 

Der Wahrheit and der Weisheit weiht, 

Wohl euch! wenn, was ihr lernt und wisst, 

Nicht Täaachung, wenn es Wahrheit ist. ^^^^ 

Woh! einem solchen weisen Mann ! ^^^H 

Ihn ehre Fürst und ünterthan! ^IVl 

Die ferne Nachwelt ehr' ihn gern ; 
Denn er, er ist ein I.icht vom Herrn ! 

Die üngelehrten in der Gemeinde konnten dieses Lied füglich 
I Dicht mitsingen. Wenn aber die Gelehrten allein mit einem Amts- 
gesicht den letzten Vers im hohem Chor singen wollten, so 
käme das noch possirlicher heraus. Eieenbach unternahm es nun, 
ein „Ältevangeliaches Liederbuch nach dem neutestamentischen 
Begriff des Glaubens" zusammenzustellen. Als dasselbe vom 
^^H . Wiener Consistorium A. C. „wegen seines zweckwidrigen und 
^^^H an verschiedenen Stellen sehr anstössigen Inhalts" einstimmig 
^^H verworfen wurde, nannte Eisenbach die Wiener Consistorialräthe 
^^H ägyptische Frohnvögte und von Wucherer für den Bund der 
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XXII'") angeworbene Recruten, mit den Maalzeichen des apo- 
kalyptischen Thieres behaftet. Er wurde wegen allzu auffallen- 
den Ungehorsams am 14. August 1788 ausser Landes befördert 
und schrieb aus dem Exilio zu Nürnberg sein Kaiser Joseph zu- 
geeignetes Buch „Die von Kaiser Joseph ü. in seinen Staaten 
zwar gegründete, aber von der römischen Hierarchie untergra- 
bene Toleranz. In einer species facti dargestellt von einem noch 
blutenden Opfer der römischen Hierarchie und der politischen 
Kirche" (Frankfurt und Leipzig 1789). Ein Hofkanzleibeseheid 
vom 3. December 1789 ordnete an, dass das von Fock redi- 
girte und von Wucherer verlegte Gesangbuch an jenen Orten, 
wo nicht schon ein anderes inländisch gedrucktes und appro- 
birtes Gesangbuch angenommen und im Gebrauch ist, eingeführt 
werde. Das hier gemeinte Gesangbuch vom Jahre 1789 ist ein 
Auszug aus dem Wucherer'schen Gesangbuch \'om Jahre 1783, 
berechnet für Gemeinden auf dem Lande und in kleineren 
Städten. Dieses kleinere, bei Wucherer erschienene Gesangbuch 
wurde im Auftrage des Consistoriums Ä. C. nachmals von Con- 
sistorialrath Glatz neu herausgegeben unter dem Titel „Evan- 
gelisch-christliches Gesangbuch" (Wien 1828, 2. Ä, 1829, 3. A. 
1844), das grössere vom Jahre 1783 gleichfalls mit Consistorial- 
Genehmigung vom Superintendenten Johann Wächter unter dem 
Titel „Christliches Gesangbuch zum Gebraiich bei dem Öffent- 
lichen Gottesdienste der evangelischen Gemeinden in den k. k. 
deutschen und galizischen Erblanden" (Wien 1810, 2. A. 1826). 
Nach Winer's Angabe im „Handbuch der theologischen Literatur" 
(3. A. n, 295) wäre dieses Gesangbuch von G. A. Neuhofer, 
Diaconns an der Jakobsgemeinde in Augsburg, verbessert wor- 
den, In den Consistorialacten fand sich keine darauf bezüg- 
liche Notiz. 

Ueber den Bekenntnissstand enthalten die öffentUchea 
Urkunden das Folgende. Nach der Superintendential-Instruetion 
von 1786 hat die Ordination der Candidaten zu geschehen „nach 
vorhergehender Verpflichtung auf die Äugaburgische Confession", 
und die Superintendenten haben über die Reinigkeit und den 

'") Das Nähere über diesen Geheimbund, dessen grosser Spediteur 
in den kaiserlichen Staaten Wucherer war, in meiner Biographie Dr, Karl 
Friedrich Bahrdt's [Räumers hiatorisc-hes Tasdienbudi 1866. S. 309). 
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einstimmigen Vortrag der Religionslelireii in Kirchen und Schulen 
„nach dem Inhalte der h. Schrift und dem Symbolo Augustanae 
Confessionis" zu wachen. Damit in Uebereinstimmnng steht die 
Agende sowohl vom Jahre 1788 als von 1829, nach deren An- 
weisung der Superintendent den Ordinanden aufzufordern hat, 
vor Gottes Angesicht zu bezeugen, dass er entschlossen ist, seiner 
Gemeinde ^die christliche Religion nach dem Inhalte der beil. 
Schrift und der Augsburgischen Confession rein und lauter zu 
verkündigen". Nach der späterhin mit Hofdecret vom 11. Sep- 
tember 1806 für die Superintendenten und Senioren vorgeschrie- 
benen Eidesformel zielen deren Pflichten ab „auf die Erhaltung 
der lautern und reinen Lehre des in den Erbstaaten Sr. b. k, 
Majestät tolerirten augsburgiachen (helvetischen) Glaubensbe- 
kenntnisses" ; in dem gleichzeitig genehmigten „Reverse" gelobt 
der Prediger A. C, ,die Religion Jesu meiner Gemeinde nach 
Inhalt der h. Schrift und der damit übereinstimmenden augs- 
burgisehen Confession rein, lauter und unverfälscht vortragen," 
und der Prediger H. C, nichts lehren zu wollen, „was den deut- 
lichen Aussprüchen des göttlichen Wortes und dem aus ihm ge- 
schöpften Glaubensbekenntnisse unserer evangelisch-reformirten 
Kirche zuwider ist","^) Wenn hier das Bekenntniss nur in der 
Einzahl erscheint, so fehlt es doch auch nicht an Stellen, wo 
von einer Mehrzahl, aber ohne jede nähere Bestimmung, die 
Rede ist. So lautet in der der Superintendential -Instruction von 
1786 angehängten Visitations Vorschrift eine Frage: „ob der Pre- 
diger den öffentlichen Religionsunterricht nach dem Inhalt der 
h. Schrift und der damit übereinstimmenden symbolischen Bücher 
unserer Kirche ertheile". Ebenso ist in der neuen Superinten- 
dential-Instruction von 1830 immer von „symbolischen Büchern" 
der evangelisch-augsburgischen und evangelisch-reformirten Kirche 
die Rede; in der handschriftlich vorhandenen Kirche nordnung 
[S. 112] lautet der Bekenntnissparagraph ; „Superintendenten und 
Senioren haben darüber zu wachen, dass bei öffentlichen Vor- 
trägen die Reinigkeit der Lehre nach der h. Schrift und den 
ihr gemässen Symbolen jeder Kirch enges e II schaft beobachtet 
werde," und ein kaiserliches Handbiliet vom 21. November 1810 
befahl, dass unter schwerer Verantwortung der beiden protestan- 



1 



") Hofdeeret sammt Beversalien bei Joksch VII. 484—87. ■ 
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tischen Consistorien und der ihnen untergeordneten Saperinte 
deuten, Pastoren und Prediger „sich überall und in allen Stücken 
an die unverfäl echten Grund- und Lehrsätze der augsburgiachen 
und helvetischen Confessionen von ihren Glaubensgenossen genau 
und pünktlich gehalten, und jede tole ranz widrige Neuen 
strenge vermieden werde". Aus diesen Citaten ergiebt sieb, dal 
die beiden evangelischen Kirchen in Oesterreich von jeher 
auf e i n Glaubensbekenntnisa verpflichtet haben, ohne sich des 
halb gegen andere lutherische oder reformirte Bekenntnissschtift 
exclusiv zu verhalten, dass insbesondere das Hauptbekennti 
der Kirche A, C. eben das Symbolmn Augustanae Confeasioni 
ist. Ein historischer Beleg dafür ist auch das 1782 von Fri« 
rieh V. Ankerstein herausgegebene „ Glauben sbekenntniss c 
Evangelischen Augsburgischer Confession in Wien" '"), welchoi 
eine öffentliche Darlegung ihres Glaubens vor ihren cfarist^ 
katholischen Mitnnterthanen, nichts Anderes sein will als „dcj 
Qeist der augsburgischen Confession". Das ProselytenbekennW 
BisB, welches der Jude Gabriel David aus Altofen bei seine^ 
mit kaiserlicher Erlaubnise vom Superintendenten Fock am 
19. Juni 1785 im Bethauae der augsburgischen Confessions ver- 
wandten in Wien vollzogenen Taufe ablegte, ist ein erweitertem 
tmd ein wenig modemisirtes SjTnbolum apostolicum, '") 

Von auswärtigen Theologen hat sieh damals um die östeiSi 
reichischen Gemeinden verdient gemacht der Erlanger Professor 
Georg Friedrich Seiler. Sein Katechismus und sein „Lesebuch 
flir den Bürger und Landmann" wurden in vielen evangelischen 
Schulen gebraucht, seine „Liturgie" fand Beachtung [S. 114], 
General Wurmser wünschte ihre Einfuhrung bei der Armee, er 
selbst stand in Verkehr mit der deutschen evangelischen Ge- 
meinde in Prag, welcher er ihre ersten Prediger vermittelte. 
Sodann nahm sich der Noth der Toleranzgemeinden Johann 
August Urlsperger, Missionarius der deutschen Gesellschaft zur , 
Beförderung reiner Lehre und wahrer Gottseligkeit, an, wie schtiU 



■'») Abgedruckt bei Köster, Jahrgang 1183, S. 563—72, nnd 1; 
nenen Miscelläiieeii politiscben, moralischen, auch sonst Terachiedenen I 
halts. XVI [Leipzig 1783J, S. 631. 

■'•) Abgedruckt bei Köster, .Tabrgang 1786, S. 77 f. 
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aus tlemTitelder vonihm herausgegebenen Schrift erhellt: „Samm- 
lung einiger Nachrichten in Betreff des in den österreichischen Staa- 
ten durch göttliche sonderbare Gnade neu aufgehenden Lichts des 
Evangeliums. Nebet einem ünterzeichnungsplan zur Privatunter- 
stfttÄung einiger dieser neuentstandenen evangelischen Gemein- 
den zu ihrem Kirchen- und Schulbau wie auch zur Anschaffung 
der nöthigen Lehr- und Schulbücher nach dem reinen Sinn 
göttlichen Wortes und der augsburgischen Glaub ensbekenntniss. 
Unter göttlichem Beistand unternommen von einigen christlichen 
Freunden in Frankfurt am Main und mehrem andern Orten. 
Im Jahr Christi 1783." Fortsetzungen dieser Sammlung er- 
schienen im Jahre 1784 und 1787. Ein Mitglied der ge- 
nannten Gesellschaft und gleichsam ihr Ärmenvater, der Nürn- 
berger Kaufmann Johann Tobias Kiessling, der von 1763 an 
50 Jahre hindurch die Messen und Märkte in Oberösterreich, 
Steiermark und Kärnten besuchte und mit seinen Handels- 
artikeln wie die Purpurkräraerin Lydia Bibeln, Erbauungsbücher 
und Wort« des Lebens den Käufern als Zugabe spendete, wurde 
besonders seit dem Toleranzpatente der hülfreiche „Handlanger" 
der Österreichischen Gemeinden. "*) Die Bestrebungen der deut- 
schen Gesellschaft worden jedoch von den geistlichen und welt- 
lichen Behörden nicht immer gutgeheissen. Das Consistorium 
A. C. berichtete am 20. April 1790 an die Hofkanzlei, es habe 
nicht ohne Missvergnügen erfahren, dass eine gewisse aus- 
wärtige Gesellschaft, die zwar voll Eifer für Religion und Gott- 
seligkeit ist, der es aber an Aufklärung und gesunden Religions- 
begriffen sehr zu fehlen scheinet, sich bei verschiedenen 
Veranlassungen in die Religionsangelegenheiten der oberüster- 
reichischen Protestanten mische, ihnen sogenannte begnadigte 
Prediger {d. i. untüchtige Subjecte , die zum Ersatz der man- 
gelnden Kenntnisse einen guten Ansatz von Schwärmerei haben) 
empfehle, und so manche mystische, fanatische und unzweck- 
mässige Erbauungsbücher unter das Landvolk verbreite. Unter 
diesen wird namentlich aufgeführt das Reitzische Communion- 

*") G. H. V. Schubert, Züge ans dem Leben des seligen J. T. Kiess- 
ling. 3. A, Leipzig und Dresden 1869, S. 51 ff. F. W. Bodemann, J- T. 
Kiessling nach seinem Leben und Wirken. Nördlingen 185B, S. 106 ff, 
A. Kots chy, Mittheilungen über J. T. Kiessling im , Jahrbuch' jAnm. 5] H, 77. 
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buch"^), welches, mit einer bei gedruckten Ansprache an die 
oberöaterreichischen Gemeinden versehen, Eiessling verbreiten 
wollte. Die Censur untersagte nur die „Ansprache", als dem 
Geiste der echten Duldung und chriatlichen Verträglichkeit ent- 
gegen, das Consistorium in Wien nahm aber auch an dem 
Commun ionbuche selbst Anstoss als voller mystischer Tändeleien 
und unrichtiger Vorstellungen vom Abendmahl. Die Folge war 
eine Verfügung der Hofkanzlei vom 14. Mai 1790, dass künftig 
alle Erbauungabücber, die den oberösten'eichischeu Gemeinden 
von der erwähnten Gesellschaft zum Geschenke bestimmt sind, 
nachdem sie die Landescensur passirt haben, noch vor ihrer 
Verbreitung dem Consistorium A. C. in Wien zur Durchsicht 
mitgetheilt werden sollen.'")' ^H 



fiegner und Förderer der Toleranz. '^^) M 

Die Toleranz fand auf ihrem Wege durch die kaiserlichen 
Staaten Hindemisse in Menge. Nach Grossing (vormals k, k. 
Hofaecretär, nach seiner Entfernung aus dem kaiserlichen Dienste 
in Halle und Berlin privatisirend, bekannt durch seinen Rosen- 
orden und seine Händel mit Johann Reinhold Förster, dem 
Weltumsegler) hätten schon die Concipienten der Edicte, ge- 
trieben von dem Kanzleigeist (welcher sonach den bösen Geistern 
zuzuzählen wäre), die Gesinnungen des wohlwollenden Monarchen 
vorsätzlich oft ganz unrichtig ausgedrückt und so auf Schrauben 
gesetzt, dass die so gepriesene Duldung auf schwachen Grün- 
den beruhe und gar zu leicht wieder über den Haufen geworfen 

'") Gemeint ist wohl : „Empfindungen dea Glaubens bei und nach 
dem h. Abendmahl von Beitz.'' Begensbiirg 1T6Ö n. ö. 

'") Rintelner Ännalen [Anm. 143] Jahrgang U, 173 f. (Beilagen). 

'") Die Gegner der Toleranz werden gröhlich gegeiaselt im „Katho- 
lischen Fantasten- und Predigeralraanach. Rom, Madrid. Lissabon nnd 
München [Nürnberg], auf Kosten der heiligen Inqaisition'. 4 Jahrgänge 
1783 — 86. Die „Vollständige Samralnng alter Schriften, die durch Veran- 
laBsnng der A. h. kaiserl. Toleranz- und Reformations-Edicten eracliienen" 
(Wien [Strassburg] 1782—86. 6 B,) gewahrt für die Geschichte des Tole- 
ranzpatentea nicht die Ausbeute, welche der Titel zu Tersprechen scheint. 
Mancherlei hieher Gehöriges findet sich in den ersten Jahrgängen des von 
G. Trautenberger in Brunn (seit 1868) herausgegebenen evangelischen 
Volksblattea „Halte, was du hast". ~ 
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werden könne. Wenn diese Anschuldigung durch die Thatsache 
entkräftet wird, dass sich der Kaiser die Entwürfe der Toleranz- 
cireularien vor ihrer Dracklegiing zur Approbation vorlegen 
Hess, so stimmen andererseits die Berichte der Zeitgenossen 
darin ftberein, dass bei der Durchführung der Toleranzgesetze 
vielerlei üngehörigkeiten vorgekommen sind. Eisenbach klagt: 
„die Patente und Verordnungen, die uns nützen und schützen 
sollen, werden unterschlagen, verschoben, ja auch die uns be- 
kannten Patente, auf die man sich beioift, werden von den 
Stellen schlechterdings verworfen: die Habsucht der katholi- 
schen Priester weiss die Akatholiken noch immer zu brand- 
schatzen, wozu die Beamten treulich helfen und einander die 
Hände bieten." Ein Anderer berichtet: „In Kärnten existirt 
genau betrachtet die Toleranz nur dem Namen nach. Der Katholi- 
cismus heuchelt in's Gesitht Toleranz, um im gesellschaftlichen 
Leben mit Protestanten nicht geradezu anzustossen oder sich 
der Uebertretung der Toleranzgesetze schuldig zu machen. In 
seinem Innern sieht es aber noch ganz aus wie vor Einführung 
derselben. Er sieht den einheimischen Lutheraner als ein noth- 
wendjges Uebel an, das nicht mehr vermieden werden kann. 
Ein kaiserliches Patent zu Gunsten der Protestanten zu erhalten 
and nicht bekannt zu machen, oder doch wenigstens nach Gut- 
dünken zu verändern und zn verzögern, schien den Gerichts- 
pei-sonen in den ersten Jahren der Toleranz eine gottwohl- 
gefällige Handlung, besonders da man gleich anfangs des grossen 
Kaisers Beweggründe verdächtig zu machen suchte. OeffentUch 
und insgeheim wirft man gegen die Andersgläubigen mit Ver- 
dammungen um sich, spornt das gemeine Volk zum Hass gegen 
sie an, der nicht selten in Thätigkeit übergeht." "") Es gab 
Leute, welche aussprengten, der Kaiser verlange das Verzeich- 
Qiss der Akatholiken nur in der Absicht, um sie mit Weib und 
Kind binden und ins Bannat oder anderswohin führen zu lassen; 
es würden zu diesem Zweck 30 — 40.000 Ketten angefertigt, an 
deren jeder 8 — 9 Menschen geschlossen werden könnten. Bei 

"') Etwas über die Toleranz der Katholiken gegen die Lutheraner, 
&ber den Zustand der lutherischen Gemeinden, ihrer Geistlichen und der 
Sehulanstalten im Herzogthum Kärnthen. H. Ph. C. Henke'a Archiv fOr 
die neueste Kirchengeschichle. B, V. (Weimar 1798), S. 109—43. 
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den Erklärungen kam ea vielfach zu ärgerliehen Auftritten. Die 
da zur Meldung erschienen waren, mnssten es sich an manchen 
Orten gefallen lassen, dem Teufel überantwortet zu werden. 
„Verdanamt seid ihr alle, zum Teufel müspt ihr alle, sowie 
eure Eltern also auch eure Kinder und alle Lutheraner in der 
Welt, fahren. Schon wachsen euch Hörner und Schwänze, wie 
den Teufeln; nur seid ihr verblendet, dase ihr sie nicht sehet 
und fühlet." In einer am 29. August 1782 an den Kaiset ge- 
richteten Bittschrift beschwerten sich die zur augsburgischen 
Confession getretenen iind geprüften akatholischen Gemeinden 
zu Ober- und Nieder-Üstron, Weielisel, Golesehau, Ober-Lischna, 
Dziegelau, Wendryn, Nydek, Zeislowitz, dase die landes väter- 
lichen und höchstweisen Veronlnungen zur äussersten Kränkui^ 
der Gewissen und offenbaren Beschimpfung der tolerirten Reli- 
gion missbraucht würden. Der geistliche Commissarius P, Jakob 
Schwienteck, Pfarrer in Ober-Lischna, habe auf der Dechantei 
zu Teschen, dem Orte der Commission, die evangelische Religion 
ein aus alten Lumpen zusammengesetztes Lehrgebäude genannt, 
sie sei das Werk eines lasterhaften Mönches. „Man kündigt uns 
die ewige Verdammnise an und heisst uns zum Teufel in die un- 
terste Hölle gehen. Ueberhaupt ist das Betragen dieser geist- 
lichen Commission so ungeistlich, dass wir zu behaupten uns 
unterfangen: ein katholischer Christ, wenn er auch in seiner 
Religion noch keinen Zweifel hätte, kann dadurch eher wan- 
kend gemacht als ein Akatholischer gewonnen werden. Junge 
Personen unter 20 Jahren werden wider ihre schriftliche Er- 
klärung als unmündig zum katholischen Gottesdienst verwiesen, 
obschon kein annus aetatis determinativus vorgeschrieben ist. 
Wenn Eltern ihre noch unmündigen Kinder nicht zum katholi- 
schen Unterricht stellen wollen, werden sie mit Arrest belegt, 
in's Stockhaus gesteckt und genöthigt, diesen ausgestandenen 
Arrest noch mit Geld zu bezahlen. Einige, die sich mit Reden 
gegen die ungestüme Zudringlichkeit des Mitcommissarii Schwien- 
teck verth eidigten, haben vor der Commission selbst Maul- 
schellen, ja sogar Stockschläge und andere schimpfliche Be- 
handlungen empfangen. Man will uns überreden und schrecken, 
dass die von Ew. Majestät allergnädigst verwilligte Toleranz 
auch nur eine kurze Zeit dauern und dass alle diejenigen, die 
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sich jetzo zur augsbnrgischen Confession bekennen, mit der 
Zeit desto grössere Drangsale würden auszustehen haben," '*"| 
Die Frist zur freien Meldung, die bis zum letzten December 
1782 offen war, wurde den Meisten erat nach ihrem Abiauf 
bekannt. Einige, die sich später meldeten, wurden in Klöster 
eingesperrt. Auch wo die gesetzmässige Anzahl beisammen 
war, um ein Bethaus verlangen zu dürfen, wurden bald bezüg- 
lich der Berufung des Seelsorgers, bald bezüglich des Ortes, 
wo das Bethaus stehe« sollte, Schwierigkeiten gemacht. Ein 
Kärntner Bauer hatte ein hinlänglich grosses Stück von seinem 
Grund und Enden zum Bau eines Bethauses geschenkt. Das 
Kreisamt zu Villach verbot den Bau, weil der dazu bestimmte 
Ort der katholischen Kirche zu nahe sei, und wies den Galgen- 
hügel als Kirchbauplatz an, wohin man bei Regengüssen nur mit 
Kähnen gelangen konnte. Da wollte das Glück, dass Kaiser 
Joseph durch Villach reiste. Der ei-wähnt« Bauer ging, die 
nöthigen Papiere in der Hand, auf den kaiserliehen Wagen zu, 
aber die vornehmen Herren der Umgebung, darunter der Kreis- 
hauptmann, stiessen ihn zurück. Der aber schrie," die Papiere 
in der Luft schwenkend: „Herr Kaiser, Herr Kaiser, ein lutheri- 
scher Bauer!" Er wurde vorgelassen und brachte seine Bitte 
um Erlaubniss zum Kirchenbaue an. Der Kaiser, befremdet 
über die Bitte, die ihm überflüssig schien, sagte: „so baut sie 
doch!" „Ja, antwortete der Bauer, die Herren da (auf den 
Kreishauptmann und den Landrichter deutend) haben uns den 
Galgenplatz dazu angewiesen, und den wollen wir nicht, auf 
dem Platz aber, den wir wollen, verbieten es uns die Herren." 
Der Kaiser nahm die Papiere und schickte schon von der näch- 
sten Poststation das Fiat nach Wien. Ebendaselbst sollten 
protestantische Geistliche protestantische Kinder nicht beerdigen 
dürfen, weil diese, als noch nicht sui iuris, nicht unter die 
Protestanten gerechnet werden könnten. Das innerösterreichi- 
sche Gubernium hob nun zwar mit Erlass vom 29. Januar 1783 
diese Beschränkung auf, wollte aber Leichenreden und Ab- 
dankungen nicht zu den erlaubten Parentationen gerechnet 
wissen. „Das Wort Parentation — definirt das 



""} Schlözer'B Staataanzeigen 11. 318, Köster, Jahrgang 1783, 



— 126 — 



Decret ^ begreift nichts anders als die bei Begräbnissen i 
gemein üblichen Ceremonien, worunter die (auch bei den Katho- 
liken niclit gebräuchlichen) Leichenreden nicht gehören, die 
ohnehin zu nichts dienen, als die geringen Verlas seoschaften 
mit einer unnützen Ausgabe zu beschweren."**^) 

Als der Hauptgegner der redlichen Absichten des Kaieera 
im hohen Clerus wurde angesehen der Erzbiachof von Wien 
Christoph Bartholomäus Anton Migazzi, Graf zu Wall und 
Sonnenthurn (f 1803), nach den übereinstimmenden Berichten 
der Zeitgenossen früher ein Gegner der Jesuiten, nachher als 
Cardinal ein geschworener Freund der Exjesuiten. Er hat mit 
der Pnblieation des Hofdecretes wegen des allgemeinen Ge- 
brauchs der Bibel [S. 9] gezögert bis zum 19. Mai 1782, wo 
' folgende kaiserliche Resolution erschien; „Dem hiesigen Car- 
dinal -Erz bischof ist die unterlassene Publication behörig zu 
ahnden und ihm zu deren Kundmachung ein Termin von drei 
Tagen anzuberaumen. Nach dpm fruchtlosen Verlauf ist gegen 
ihn mit Sperrung der Temporalien fürzugehen, welches ihm zu- 
gleich im Voraus bedeutet werden kann.'' Einen Hirtenbrief 
über die Toleranz hat er nicht erlassen, doch soll er den Geist- 
lichen seiner Diöces wiederholt befohlen haben, sich aller An- 
spielungen auf die gegenwärtigen Neuerungen, der übertriebenen 
Lobreden auf die Heiligen, der Erwähnung gewisser Andächte- 
leien, welches Alles anf Kirchenkanzeln nicht tauge, zu enthalten. 
Der Kaiser schützte ihn grossmüthig vor den Insulten der 
satyrischen Presse. Seinen Standpunkt theilten der Primas von 
Ungarn und Erzbischof von Gran Joseph Graf von Batthyäni 
(t 1799), welcher „im Vertrauen auf eine bessere üeherzeugung 
Sr. Majestät" die Publication der in Kirchen an gel egenheiten er- 
lassenen Verordnungen unterliess '*^), die Bischöfe von Agram 
lind Stuhl weissenburg, welche von den Toleranzgesetzen für das 
Heil der Menschen , den Wohlstand des gemeinen Wesens und 
die öffentliche Buhe das Schlimmste befürchteten, der Erzbischof 



^ 



'") Köster, Jahrgang 1784, S. 204 ff. 

'*') Die Autorschaft der Schrift: „Unterthanige Vorstellung des Car- 
dinais Batliiani, Primas von Hnngam, an den Kaiser Joseph U. in Betreff 
der kirchlich-politischen Verordnungen über die Ordensgem einen nnd an- 
dere Gegenatande. Rom 1782' hat Batthyäni öffentlich abgelehnt. 
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von Olmütz Anton Theodor Graf Colloredo-Melz and Wall Bee 
(f 1811) und der Bischof zu Brunn Matthias Franz Graf von 
Chorinsky. Als bekanntwurde, dass der Er2bi8chof von Görz 
Rudolph Joseph Graf Edling (f 1803), nachdem er auf seine 
diesfällige Anfrage beim päpstlichen Stahle eine verneinende 
Antwort erhalten hatte, Anstand nahm, das Toleranzpatent in 
seinem Sprengel bekannt zu machen, wurde er (13. März 1782), 
sein Verhalten za rechtfertigen, nach Wien beschieden, der 
Landeshauptmann aber, Graf Lamberg, wegen seiner in diesem 
Falle bewiesenen Nachlässigkeit seines Amtes entsetzt. Am 
22. April 1782 erfolgte sodann die erzbischöfliche Kundmachung 
des Toleranzpatentes. 

In anonymen Flugschriften wurde dem Kaiser nahegelegt, 
dafür zu sorgen, dass er nicht bloss gute Bürger habe, sondern 
auch dass dieselben nach dem Tode nicht zum Teufel führen. 
Zum Flor der Österreichischen Staaten sei die Duldung der 
Protestanten nicht nöthig — Frankreich habe von der Aus- 
treibung der Hugenotten keinen Schaden gehabt — vielmehr 
nachtheilig und gefährlich. Ein katholischer Landesherr sei 
überhaupt nicht berechtigt, andere Religions verwandt« zu dulden, 
es sei denn , er wäre durch Reichsgrundgesetze oder Friedens- 
schlüsse dazu gezwungen. Nun verpflichte aber weder der 
Religions- noch der westphälische Friede zur Duldung der 
Akatholiken in Oesterreich, vielmehr hätten alle Vorfahren des 
Kaisers durch so manche Gesetze und Versicherungen ver- 
sprochen, kein solches Unkraut in ihren Ländern aufkommen 
zu lassen. '^^ Nachmals ist gerade das Toleranzpatent als Be- 
weis für die ünüberwindlichkeit des Katholicismus geltend ge- 
macht worden. Der Convertit Müglich, vorher evangelischer 
Pfarrer in Sachsen, achreibt: „Joseph IL gab sein Toleranz edict. 
Nun wähnten manche Protestanten, ganz Oestreieh werde 
dem vermeinten Lichte des Protestantismus zufliegen, wie der 
Nachtschmetterling. Da der Kaiser jedoch andrerseits keine 
protestantischen Lock- oder Schreckmittel anwendete, so wurde, 
wenigstens in Folge des Toleranzedicts, niemand protestantisch. 
Das ist eine weltgeschichtliche Probe, welche der KatholicismuB 
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") Ob Se. Majestät die Toleranz einfahren können, 1782. 
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I hat." '^') Abgesehen davon, dasa mir kein Protestant 
bekannt ist, der jene überscbwängliehe Hoffnung genährt hätte, 
hätte Mliglich nicht vergessen sollen, dass der Katholicismus 
die dominante, mit Vorrechten ausgestattete Religion blieb, 
während trotz des Kaisers milden Verordnungen an manchen 
Orten immer noch ein Confessormuth dazu gehört«, sich »katho- 
lisch zu erklären. 

Der Kaiser selbst hat Alles gethan, das Toleranzsystem zu 
einer Wahrheit zu machen. Er ist nicht müde geworden, Seel- 
sorgern und obrigkeitlichen Beamten brüderliche Liebe und Dul- 
dung gegen ihre irrenden Nebenmenschen einzubinden. Er hat 
Beamte , die für seine Verordnungen das richtige Verständniss 
zeigten, öffentlich belobt , Geistlichen , die sich anitzo bei der 
publicirten Toleranz am vernünftigsten benehmen und am 
mehreaten irrige Seelen zum wahren Glauben fübien und im 
selben den Wankenden stärken würden , erledigte Beneficien in 
Aussicht gestellt (Hofdecret vom 19. Februar 1782). Andere, 
die sich unanständiger Ausdrücke gegen die Akatholischen be- 
dienten (vrie der Stadtpfarrer Wolfsegger in Wels), sind bestraft 
oder mit Strafen bedroht worden. Angriffe auf seine Person 
nahm er auf mit dem Gleichmuthe des Weltweisen. Ein an 
das evangelische Bethaus in Wien angeheftetes Pasquill, darin 
er als legum sanctae ecciesiae contemptor manifestus aufge- 
führt wurde, liess er in Druck legen und das aus dem Verkaufe 
gelöste Geld den evangelischen Kirchenvorstehem als Beisteuer 
für ihre Armen zustellen.'**) 

Die Stimme des Tadels ging unter im allgemeinen Jubel 
des Dankes und der Freude, üeberall hörte man die unschätz- 
bare Wohlthat preisen vom schlichten Landmann, dem m"an 
vordem statt der Bibel die Betschnur empfohlen'**), wie an 



"*) Die Hegelweiahoit und ihre Früchte. Regensbnrg 1849. S. 262. 

•"') Das noch vorhandene Blatt hat die Aufschrift; „Pasquill gegen 
den Kaiser, so an der lutherischen Kirche in Wien gestaiideii, welches 
Ihre Kaiserliche Majestät aber drucken lassen und das dafür eingekom- 
mene Geld der protestantischen Kirche geschenkt haben." Nicolai [Anm. 8] 
ni, 29 (Vorrede) erklärt auf Grund zuverlässiger Informationen die Druck- 
legung dieses Pasquills auf kaiserlichen Befehl für eine Erdichtung. 
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heiliger Stätte. So verkündete der Prediger der holländischpn 
, Gesandtschaft in Wien mit männlicher Beredtsamkeit das Lob 
\ des Höchsten, welcher den Monarchen zu dem Entschluss führte, 
denkenden Menschen zu verstatten, was in aller Rücksicht ihnen 
das Wichtigste sein muss — Gewissensfreiheit. „Gottes Stimme 
bewog ihn, jeden seinen Ueberzeugungen hierin folgen zu lassen, 
weil Gott einen jeden einst nach diesen Ueberzeugungen und 
f äeren Einfluss aufs Leben richten , nach ihren Anwendungen 
' einem jeden vergelten will. Gottes Stimme, dessen Güte so 
allgemein über alle Menschen sieh erstrecket , lehrte ihn mit 
gleicher Vatersorge Gemüthsruhe, Freude und äussere Wohl- 
that für alle seine Untergebenen verbreiten; er hörte diesen 
Ruf und seines Segens freut ihr euch jetzo mit allen Bewohnern 
dieser Länder, die enres Glaubens Verwandte sind; seiner Wir- 
kungen freuen wir uns mit euch , und alle Edlen auswärtiger 
■ Beiche stimmen bewundernd uns bei."'*') Am Gedächtnisstage 
L der erhaltenen Religionsfreiheit beteten die evangelischen Ge- 
Iweinden: „Unsere Väter wünschten zu sehen, was wir sehen, 
1 tod sahen's nicht, zu hören, was wir hören, und hörten's nicht. 
•"Üiie, ihren Kindern und Nachkommen, hast Du. gütiger Gott 
und Vater, dieses Heil aufbehalten. Du gabst Deinem Diener 
in's Herz, die Bande, die unsere Vät«r gefangen hielten, aufzu- 
lösen, die Gewissen vom Zwange zu befreien, und nach Deinem 
göttlichen Beispiele gegen alle giltig zu sein. Beschütze und 
segne Joseph den Zweiten ! Kröne Ihn mit Preis und Ehre, und 
vergilt Ihm mit ewigem Segen die grosse Wohlthat, die Er an 
H^^nns und unseren Kindern gethan hat." Riecke [S. 92] feierte 
^^^Bidie Einfülirung der Toleranz in einem Jubelliede: 
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Heil dem Ftirsten, der -ans Eintracit ond Dnldsamkeit 

Lehrte 1 HimmÜBches Glück kröne Thereaens Sohn 

Jetit im Leben — und krön' ihn, 

Wenn er Scepter nnd Krön' ablegte 

Ein dankbarer Protestant legte seinen Glaubensgenos.sen die 

I pflichten gegen den Kaiser und ihre katholischen Mitbürger an's 



[ 



') Die Gasinnung eines Christen gegen besondere Wolilthatea Gottes 
darch seinen Regenten. Eine Hede über Psttlm 138, V. 1 nnd 2, vor- 
getragen in der holländischen Gesandtsehafts-Capelle am letzten Sonntag 
des Jahres 1781 von K.W. Hilchenbach. Prediger dieser Gesandtschaft. 
1783. 
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Herz, besonders Eintracht und Friedfertigkeit. ^Weg a 
allwi von unsera alten Kindsweibem, un belehrten, unerfahre- 
nen Müttern und Vätern und von manchem überorthodoxen 
Staazins uns vorgelogenen , vorgemalten , gedroheten fürchter-r 
liehen Popanzen ; weg mit allem alten ehemaligen unchristlich) 
Religionshass, der so manches Unheil gestiftet, zn so viel FeineH 
schatten und Neckereien Änlass gegeben; er sei von nun i 
auf ew^ von uusern Grenzen verscheuchet, mit Ketten de! 
ewigen Stillschweigens belegt. Hand in Hand müsse v 
an Katholik und Protestant einhergehen, ohne an den unten 
f^chied ihrer gotteedienstlichen Gebräuche zu denken : wir dieneg^ 
ja docli nur einem und dem nämlichen Gott, einem Kaiser ; 
meinschaftlich wollen wir mit vereinigten Kräften an der 1 
haltnng der Eintracht und Ruhe, an der Beförderung des allgi 
meinen Besten arbeiten." '**) Ausserdem verewigten Denkmünzen^ 
die kaiserliehe Grossthat. Die eine zeigt des Kaisers Brustbild 
mit der Unterschrift: Tolerantia Imperatoris. Auf dem Revers 
stehen drei Geistliche , ein katholischer mit dem Kelch in der , 
Hand, ein lutherischer und ein reformirter, jeder mit einer Bit 
unter dem Arm. Alle drei blicken nach dem über ihren Häup^ 
tem schwebenden kaiserlichen Adler, der von dem Name] 
Jehova bestrahlt wird. Die Umschrift lautet: sub al 
proteget omnes. Im Hintergrund zeigt sich ein vetf aller 
Kloster; auf dem Rande liest man: Ecce amici in Deo. Auf 
einer zweiten Denkmünze ist das Brustbild des Kaisers umgeben 
von der Legende: Amor et Deliciae generis humani. Auf der 
Rückseite trägt ein Denkstein die Inschrift: Libertas Religionis 
a Josepho II. in terris suis Protestantibus et Judaeis data 
MDCCLXXXI; die Umschrift lautet: Quid potuit tota contingere 
vita laetius. Eine dritte Münze zeigt einen Tisch, auf welchem 
eine Bibel liegt. Der dabei stehende Dr. Luther legt die eine 
Hand auf die Bibel, mit der andern hebt er den über den Tisch,, 
gedeckten Teppich halb auf. Darunter sieht man ein brennend* 
Licht mit der Unterschrift: „Es werde Lieht. Gen. 1, 3. 1530,^ 
Die Kehrseite hat gleichfalls einen Tisch, auf welchem die Bibel 

"») Der dankbare Protestant gegen seinen daldenden Kaiser ■ 
J, A. V. W[iela:idtl. Wien [Mannheim] 176-2. Auf dem Titelblatt steht e 
Pyramide mit den Worten Jnsppho II toleranti. 
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liegt und ein brennendes Licht steht, daneben der Kaiser, die 
eine Hand auf der Bibel, die andere zum Himmel erhebend, 
mit der ünterachrift: „Und es ward Licht. Gen. 1, 3. 1782." 
Ein griechischer Grosshändler in Wien liess 1786 an seinem 
Hause die Inschrift anbringen : 

Vergänglich iet dies Haus, 
Doch Joseph'a Nachruhm nie ; 
L Er gab uns Toleranz, 

I Unaterbliclikeit giebt sie. 

Mit den Protestanten wetteiferten einsichtsvolle Katholiken, 
Laien und Kleriker, in patriotischer Freude und Lobpreisung der 
Toleranz. Lorenz Leopold Haschka (f 1827), der ,,zum Illu- 
minaten gewordene" Exjesuit'**), schloss seine „Ode an Joseph 
den Zweiten" mit den Versen; 

Dank weinend wird Dich kÜBEsn das Vaterland, 
Auf seiner Berge Bücken Dir Maale bau'n, 
Und stets mit Hermann Joseph seinen 
Zweiten Befreier im Liede preisen. 

Johann Georg Schneider, gewöhnlich mit seinem Ordens- 
naraen Euiogius benannt, damals Professor in Bonn, sang dem 
sterbenden Kaiser nach : 

und gelangtest Da znm Throne, 

Griffest Du dem Höllensohne 

Fanatismus in's Gesicht: 

Ha ! da spie das Ungeheuer 

Schwefeldampf und Gift und Feuer, 

Ganz besiegtest Du es nicht. 
Der Linzer Domherr Carl Joseph Huber (f 1784) gab 
seine Freude kund über das Licht, das in den österreichischen 
Staaten mit dem Scepter erscheinet und die Finsternisse sammt 
ihren schwarzen Kindern in ihre Höhlen verscheuchet.'*") Ein 



'") Wnrzbaob YUi, 20. 

"") Dringende VorstelluDg an die Religion wider die Halbgülden- 
messe und Friest«rmiethe. Eine französische Abhandlung des berühmten 
Don Anton Gayard, Benedictiner der Congregation des H. Maurus, auf die 
üsterreichische Kirche angewendet yon K. .1. Huber, Pfarrer zu Sindelburg, 
Sr. hochlurEtl. Eminenz des Füratbischofes zu Passaa geistl. Rathe. Er 
machte eine Geissel aus Stricken und trieb sie alle zum Tempel hinaus -<- 
und verschättete den Wechslern das Geld und stiess ihre Tische nin. 
Job. 2, Id. Wien 1783. ' 
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Anderer bracht« dem Kaiser den Tribut der Dankbarkeit dar föc« 
die eingeführte Toleranz tind das den Laien gestattete Bibel- 
leaen [S. 9]. „Das Buch, welches die heiligen Originale der 
göttlichen Befehle und die bewährten Grundsätze von Christas' 
Lehre enthält, war bisher dem unwissenden Laien versiegelt, 
der Trieb, es zu leaen, ein sündlicher Gedanke, eine seelengefahr- 
liche Anfechtung, ein interessantes Object für den geheimnisa- 
vollen Beichtstuhl, das verbotene Lesen ein Verbrechen, welchem 
der eifrige Religiöse eine scharfe Busszucht mit vollbedeuteuder 
warnender Miene entgegensetzte. Es gelang daher unsinnigen 
Orthodoxen, die Grandsätze, die Lehren der wahren christlichen 
Religion nnd selbst der gesunden Vernunft verdächtig zu machen, 
die Blindheit zu mehren, die Grundfeste der Staaten zu unter- 
graben, abgeschmackte Legenden mit gutem Erfolg auszukramen, 
schwache Seelen mit panischem Schrecken vor unbekannten und 
nicht existirenden Dingen zu martern, und überhaupt den ge- 
sunden Menschenverstand zu verwirren. Wer zu sehr Philosoph 
war, der liess sich zwar durch den andächtigen Lärmen unwis- 
sender Priester nicht täuschen, jedoch durch die Religion auch 
nicht erleuchten. Das machte seinen Stand nur desto gefähr- 
licher. Er glaubte nur an die Vernunft, die ihm die erste An- 
leitung ertheilte. Er wählte keinen Weg zur Tugend, keinen 
zum Glück, wenn sie den Plan nicht dazu ganz entworfen hätte. 
Er stellte sich also Gott, die Welt, sein Glück, seine Pflicht 
nicht mehr auf derjenigen Seite vor, auf welcher sie in den 
göttlichen Schriften sich zeigen und seinem Verlangen entsprechen. 
Daraus entstand eine Irreligion, welche aus ihrem Schoosse Frei- 
geister hervorbrachte und an ihren giftigen Schlangenbrüsten 
ernährte. Fromme Bischöfe eiferten zwar gegen solche gefähr- 
liche Unordnungen, gewannen aber dagegen sehr wenig, indem 
sie diese Gebrechen als Ursachen behandelten, da sie doch nur 
unmittelbare Folgen der Unwissenheit und eines ungebesserten 
Herzens waren, welche das Verbot, die göttlichen Originale zu 
lesen, zum Urheber hatten. Der göttliche Befehl, die Schrift zu 
lesen, gilt unstreitig Priestern und Laien. Denn ist sie wohl 
etwas anders, als der unter göttlichen Einflüssen an Gelehrte 
und üngelehrte, an Vornehme und Geringe gerichtete Vortrag 
<ler heiligen Schriftsteller 'r* — Wie weise, wie gerecht, dass Ew. 
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k. Majestät die Scheidewand zwischen der mensohlichen Wisa- 
begienle und der Quelle der Erkenntnies aufheben, den Damm 
zerbrechen, welcher den fruchtbaren und süssen Strom himm- 
lischer Glückseligkeit aufhielt, dass er seinen Segen in aller- 
böchstdero Staaten nicht ergiessen konnte. Nun muss der leh- 
rende Priester seine Rede beweisen, sein Wort durch Beispiele 
versiegeln, und bei Verlust der Ehre und Achtung vor dem 
Volke frömmer, vernünftiger, weiser, erbaulicher werden, indem 
der Verstand eines jeden Katholiken sein erstes Recht wieder 
empfängt, und auf der Wagschale der natürlichen und göttlichen 
Erkenntniss sowohl den Vortrag als sein und seiner Führer Ver- 
halten prüfen darf. Ew. k, Majestät allerhöchste Verordnung, 
Niemandem die Lesung der h. Schrift zu verbieten, sondern da- 
gegen das Original gemeiner und nützlicher zu machen, gehört 
unter die seltenen Verdienste, welche sieh Götter der Erde von 
I solchen Einsichten und Gesinnungen zum Glücke des Staats 
(..nur machen können."'*') Der Weltpriester und ehemalige Kate- 
: an der Normalschuie zu Freiburg Albrecht Huber er- 
frniahntä seine Brüder, die Geistlichen, zum Gehorsam gegen 
Ijoseph's, des liebenden Vaters aller seiner ünterthanen, weise 
■(Befehle. „Ohne Unterwürfigkeit gegen den Regenten kann man 
■ ikein guter Christ, noch weniger ein würdiges Glied desjenigen 
ides sein, von dem seine Mitbürger den Vorgang zn jeder 
^Tugend zu erwai-ten berechtiget sind." 

In ausführlicher Weise hat Johann Nepomnk Bartholotti 
Bf}- 1788), Professor der Theologie zu Wien, mit Gründen aus 
B3er h. Schrift, den Kirchenvätern, Naturrecht, Staatskunst und 
kEriahrung alle Stützen der Intoleranz niederzureissen versucht. 
1 sei ein goldenes, in die Herzen christlicher Fürsten tief ein- 
r aaprägendes Wort, das Kaiser Maximilian D. gesprochen : über 
rdie Gewissen herrschen ist ebensoviel als die himmlische Festung 
I'- bestürmen. Wenn ein Fürst andern Religionsverwandten die 
rAaswanderung befiehlt, so verursacht er dem Staat einen sicheren 
füSachtheil, ohne der hen-schenden Religion zu nützen. Die Theo- 



'•') Tribot der Dankbarkeit für die 
I Joseph dem Zweiten eingefCLlirte Toleranz in 
■, all gemein eil Patrioten. 1782. 
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logen, welche die Menschen aus allen christlichen, mit 
katholischen Kirche nicht übereinstimmenden Seeten der ewigen 
Verdaramniss übergeben, wagen nicht nur einen Eingriff in die 
Rechte des göttlichen Richters, sondern machen auch die bür- 
gerliche Ordnung verhasst. Wären nicht die Reformatoren gegen 
verschiedene Gattungen des Aberglaubens zu Felde gezogen, so 
würde der Aberglaube nnd seine Mutter, die Unwissenheit, immer 
weiter um sich greifen, und die ganze Welt endlich seufzend 
klagen, dass sie unter daa Scepter des Aberglaubens gerathen 
eei. ''') Andere empfahlen die Toleranz als die Liebe gegen Gott 
und Menschen befördernd ''^), oder wegen ihres Nntzens selbst 
für die katholische Kirche, wiefern ihre Geistlichen am regel- 
mässigsten da lebten, wo die Religionen gemischt sind, weil sie 
den Tadel ihrer eigenen Gemeinden fürchten müssen.'**) Marx 
Anton Wittola (f 1797), Passanischer Consietorialrath ujid 
Pfarrer zu Schörfling in Ober Österreich, hernach infulirter Propst 
zu Bieuko und Pfarrer zu Probstdorf in Niederösterreich, welchen 
seine Gegner als einen abgesagten Feind nicht bloss der Ex^ 
Jesuiten, sondern auch des römischen Stuhles und der Gnad< 
örter schildern, von denen er besonders drei mit Algier, Tnni 






'") Exercitatio politico-thoologica, in qna de libertate conscientiae et 
de receptamm in Imp. Rom. Tenton, religionum tolerantia, com theologic» 
tnni politica. npr non de Dia-anitorum statci Graerarum disputatur. Vindob, 
1782. Deutach u. d. Titel: .J. N. Barthointti, Beiaitzers des k. k. 
Büchergerichta. in der theo). Facoltät auf der Wienerischen Hochschole 
ExonuBatora, der Qotteagelahrtheit Doctora und derselben Tortnala gewöhtil. 
öffentlichen Lehrers, aus dem Orden des H, V. F. E., politische theolt 
giache Ähhandlnng, in welcher die Gewisse nsfreiheit und die politist 
sowohl als theologische Duldung der in dem Römisch-Deutschen Rei« 
aufgenommenen Religionen untersucht, wie auch von dem Stande 
nicht Ycreinigten Griechen, gehandelt wird. Aus dem Lateinischen i 
aetct von F, Anguat von Wasserberg. Wien 1783. 

'") Franz Expedit von Schönfeld (damals Dechant zu Reichatadt, 
früher Professor der Äesthetik in Prag), Bede von den kaiserlichen Tole- 
ranzbefehlen in Böhmen, gehalten am Tage seiner feierlichen Einfülining 
in die Kirche zu den heiligen Fabian nnd Sebastian in Reichstadt. Prag 
nnd Wien. J. Nachatz, Meine Gründe wider die Toleranz aammt den 
mir darauf gegebenen Antworten zam Unterricht wahrer Christen, 1782. 

'■') Ueber die Duldung der Religionen. 1781. Noch etwaa Neues über_ 
die Toleranz. Wien 1782. 
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und Tripolis verglichen haben aollte'"*), führte in mehreren 
Schriften aus, dasa ein guter Katholik andere Religionsverwandte 
dalden dürfe. Denn er soll nach der Schrift alle Menschen, 
seihst Ketzer, lieben, folglieh auch dulden. Die Exempel aus 
dem Alten Testament (z. B. von Ausrottung der Canaaniter) 
schicken sich nicht hierher, wie uns Mönche bereden wollen. 
Christus bat für seine Verfolger gebetet. Die Duldung, die ja 
keine Theilnahme an den IrrthüTnern der geduldeten Personen 
ist, schadet auch der Kirche nichts, wiefern die Irrthümer offen- 
bar werden und somit eher widerlegt werden können. Durch 
Liebe gewinnt man die Leute leichter als durch Verfolgung. 
„Wollte Gott, es wäre mancher österreichische, böhmische oder 
mährische Bauer nicht als Ketzer in's Ausland versprengt wor- 
den, welcher heutiges Tages als ein gutes Kind der Kirche leben 
würde, wenn der pharisäische Eifer seines Pfarrers oder irgend 
eines Missionars ihm das Testament seines himmlischen Vaters 
zu lesen erlaubt hätte. Die Jesuiten, die als Beichtväter oft 
anf die Vertilgung der Ketzer gedrungen haben, haben nicht das 
Reich Christi, sondern ihr eigen Reich, welches ganz von dieser 
Welt ist, zu verbreiten gesucht. Allein, wird jemand einwenden, 
betet denn die katholische Kirche nicht um Ausrottung der 
Ketzer? Nein, antworte ich, um Ausrottung der Ketzereien, 
welche sie als eine wahre Mutter der Menschen nicht dulden 
kann. Sie betet am Charfrettag, bei allen Messen um ihre Be- 
kehrung, und so giebt sie ihnen noch immer feierliche Merkmale 
ihrer Liebe. Lasset es uns versuchen und mit unsern irrenden 
Brüdern freundlich von dem, was zu Jerusalems Frieden gehöret, 
sprechen,"'^^) Andere wiesen die üebereinstimmung des Tole- 



'") Biographie der Glaube nsfeger in Oesterreiche. 1783. Hier werden 
snaser Wittola als (abträglich beurtheilte) , Glaub eiiBfeger' aufführt: 
Joseph Valentin Eybel, k. k, Landrath in Linz, der Licentiatns iuris 
Johann Rautenstrauch, genannt der dreizehnte Apostel, Cremeri, 
Buche rrevisions-Actuarins in Linz, und Uaschka. S, Brunner {Anm. 23) 
schreibt S. SÖS : ,Den Leuten, wie Wittola, thut man kaum au weh, wenn 
man ala den Schwerpunkt, der sie noch fonnell in df<r Kirche hält, die 
Pfründe bezeichnet.'' Siehe dagegen ^Biedermannschranik' [Anm. 131] I, 249, 

'") Schreiben einea österreichischen Pfarrers über die Toleranz nach 
den Grundsätzen der katholischen Kirche. Wien ITSl. Zweit«.« Schreiben einea 
österreichischen Pfarrers über die Toleranz nach den Grundsätzen der 



— 136 — 



P 



i. 



ranzpatentes mit dem natürlichen und landesherrlichen Rechte^ 
nach.'"') „Der Papst duldet die Juden in Rom, also kann auch 
ein Bisehof die Protestanten und Griechen in seinem Kirchsprengel 
dulden. Thut der Papst solches nicht als Bischof, sondern als 
Landesherr, so kann ein jeder Regent das Nämliche thun." Hein- 
rich Joseph Watteroth (f 1819), damals noch Praktikant beim 
Reichshofrathe, später Professor der politischen Wissenschaften 
an der Wiener Universität, hob die moralischen Grundsätze und 
die Vorzüge der Protestanten in Wissen und Aufklärung hervor 
zum Beweise, dass man ihnen nicht die Grenzen versperren und 
Bürgerrechte versagen dürfe. „Wir haben nicht Ursache gegen 
die Sittenlehre der Protestanten den genngsten Verdacht zu 
hegen. Im Gegentheil müssen wir gestehen, dass die grosse 
Reformation Epoche in der Reinigung der christlichen Sitten- 
lehre veranlasst und dieselbe gegen alle Ordensgrundsätze ge- 
schützt hat. Dr. Luther hat Recht gehabt, sich dem Ablasskram 
zu widersetzen; denn es ist ein Grundsatz, dass man geistliche 
Güter nicht um's Geld er- oder verkaufen dürfe. Hätte man 
ihm da, wo er Recht gehabt, Recht gelassen, so würde es nicht 
zu einer Spaltung gekommen und er aus einem Verbesserer kein 

katholiachen Kirche von M. A. Wittola. Wien 1782. [Ist eine Verthei- 
dignng des ersten , Schreit) ens" gegen die Wiener Realzeitung und gegen 
den Exjesuiten Aloysius Metz. Doraprediger in Augsburg.] Text des Angs- 
bnrgischen Intoleranten [d. i, der eben genannte Merz, welcher in einsr zu 
Pfingsten 1781 gehaltenen Predigt behauptet hatte, dass katholische Lan- 
desfuraten andere Keligionsvenvandte nicht dulden dürften, es sei denn 
sie wären durch öffentliche Verträge dazu gezwungen] mit den Noten eines 
toleranten Oesterreichera. Wien 1782. Vgl. Wittola und Merz in einem 
Zweikampfe vorgeatellet. Pressburg 1783. Patricina Fast, Antwort auf 
das zweite Schreiben des österreichischen Pfarrers, nämlich des Herrn 
M. A. Wittola, über die Toleranz. Wien 1782. 

'"') Pro Qraeci ritus noa ünitis, Helveticae ac Auguatanae Confes- 
sioni addictis in inclyta regna Dalmatiae, Croatiae, Sclavoniae suscipieudis 
ac tolerandia Epislola protixioi; in qna a Hege Apostolico editum Tolera- 
lionis Decretum legi natnrali et evangelicae conforme esse ostenditnr ; 
ineundae inter dissidentea Chriatianoa unioni conailium Clementis XIV. 
Febroniano aptius profertur ; legum tolerationi oppositarum , olim ibi 
editarum origo genniua detegitnr ; dnmque praecipnae contra praedictorum 
tolerationem obiectiones aolide refntantur. neutroa ex snpra dictis eaae 
Haereticoa ex doctrina S. Augnstini dedttcitnr a Siiiiont. Lmmirtecio Sclfc. 
j P, D. P. Catholico. Viennae [1782]. 
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Irrlehrer geworden sein. Den Protestanten sind wir ee schuldig, 
dass die klaren Grundsätze und Wahrheiten des Evangelinme 
ihrer alten Einfalt näher gebracht worden sind. Sie haben das 
Buch der Wahrheit dem gemeinen Verstände in unserer Mutter- 
sprache begreiflich und lesbar gemacht. Bei ihnen ist die Quelle 
der Eeligion jedem Christen offen, der nach ihr dürstet ; die 
Schildwache der Scheingelehrsamkeit bewacht sie nicht. Ihre 
Gelehrten haben die Religions- und Kirchenge schichte am ersten 
von abentlienerlichen Mönchslegenden, Wunderwerks- und Un- 
fehlbarkeitskrämereien gereinigt. Die Protestanten liaben den 
Grand zu derjenigen Philosophie gelegt, die durch Erfahrung und 
Beobachtung zur Weisheit führt, den Menschen dem Menschen 
und den Verstand dem Verstände wiedergiebt. In den meisten 
Fächern der Literatur sind sie unsere Vorgänger. Ihre hohen 
Schulen haben den katholischen Universitäten die meisten Lehrer 
vorbereitet, den Cabinetten, den Magistraten und den Gerichten 
die würdigsten Diener angezogen. Wir haben vortreffliche Ta- 
lente und grosse Männer, die alle abschreckenden Verhinderungen 
des katholischen Systems, das den Schwung des Geistes bis hie- 
her so sehr erschwert hat, mit Heldenrauth besiegt haben. Aber 
im Ganzen halten wir den Protestanten in Deutschland noch 
lange das Gleichgewicht nicht."'"*) Der von Watteroth gegen 
die Protestanten erhobene Vorwurf der Intoleranz, wiefern die 
neuesten Beispiele des Reiigionshasses gegen die Katholiken auf 
ihrer Seite seien fer meint den Tumult, welchen der Parlaments- 
herr Lord Gordon in London gegen die Katholiken erregt hatte, 
und die Händel, welche zu Wertheim bei Gelegenheit einer Wall- 
fahrtsprocession vorgefallen waren ^'■'^), veranlasste mehrere Ge- 
genschriften.^'"') 

"") Die Refonnaiion in Dentscbland m Ende des XVIII. Jahrhun- 
derts. Caesaris actipiat CaeEar, quae snnt sna Praesu], Dt ChriBtus inasit 
Petro solvente tribiitnin. Wien 1781. [Dagegen erschien; Meine Gedanken 
für n«d wider die sogenannte Reformation in DentEchlfuid zn Ende des 
XVni, Jahrhunderts. Nolite omni spiritni credere, seil prohat*« spiritas, si 
ex Deo sint. 1. Joh, i, I, Wien 1782]. Für Toleranz überhaupt nnd Bqi^ 
gerrecht der Protestanten in katholischen Staaten, Wien ITöl. 

'•■) Neaeatfl WeJtbegebenheitcn. 1781, St, 7, 8, Ö, 11. 

"""j Sendschreiben an Herrn Watteroth über die Abhandlung für 
die Toleranz. 178a. Erinnerungen zu Herrn H. J. Watteroths Schrift für 
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Des Kaisers theologischer Rathgeber war der Abt zu Bratt" 
nau Franz Stephan Rautenstrauch (f 1785), Vorsitzender 
der Hofcommissioii in Cultnsangelegenheiten, der sich schon 
längst das Missfallen der Curialisten durch seine Frolegomena 
in ins ecclesiasticum (1769) zugezogen hatte. Er hat sich be- 
sondere Verdienste um die Verbesserung der theologischen Studien 
erworben, den rauthigen Kapuziner Ignaz Anrel Fessler (f 1839 
als Generalanperintendent in Petersburg) beschützt und dem Göt- 
tinger Kirchenhistoriker Walch die Materialien zu seiner Ge- 
schichte des Toleranzpatentes [Anm. 20, 1] geliefert.^"') 

„Es waren aber in denselben Tagen auch einige der ober- 
sten Priester, die vor andern leuchteten, und sich hervorthaten 
zu den Absichten des Kaisers." ^''^) ünt^r ihnen ist vor Allen 
zu nennen Johann Leopold von Hay (f 1794),*"') Bischof von 
Königgrätz, das Master eines katholischen Kirchentursten, ge- 
nannt der österreichische Fenelon, welcher am 20. November 
1781 an seine Diöcesan-Geistlichkeit ein Cireul arschreiben *"*) 
nachstehenden Inhalts erliess : Die (Toleranz-) Verordnung des 
Kaisers will diejenigen, welche die Verschiedenheit der Religion 
und der Zwang der vorigen Gesetze in Parteien getrennt hat, 
durch das Band der christlichen Liebe vereinigen, dem Vater- 
die Toleranz überhanpl. und Bürgerrecht, der Protpstanten in katholischen 
Staaten, und gelegentlich auch etwas zur Ehrenrettnng des Herrn Grafen 
von Wertheim gegen die Vorwürfe der Intoleranz nnd Schwärmerei in 
Briefen an einen Freand. Frankfurt a. M. 1782. 

"") Herzog'3 Real-Encyklopädie XII, 567 [hier wird jedoch der Abt 
Stephan Rantenstranch mehrfach mit dem Liuentiaten der Rechte Johann 
Rantenatrauch confundirt], Wnrzbach XXV, 67. 

"") Das Bnch Joseph. Gesehrieben von einem Seher des 18. Jahr- 
hunderts. Im Tone der Bibel. Heransgegeben von F. A. Zieger. Prag 
1783. J. Rautenstrauch, Ueber das Betragen der Bischöfe in den k. k. 
Staaten in Rücksicht der landesherrlichen Vergangen in geistlichen 
Sachen. Matth. 6. iü. Wien 1783. 

"■) Wurzbach VIU, 103. 

'"') Epistola circularis anthentica Joannis Leopold) ab Hay, Dei et 
Apostolicae Sedis gratia Episc. Reginae-Hradecensis, ad Clernm tarn saccn- 
larem quam regulärem suae dioecesis data die 20. Nov. 1781. Viennae. Cit- 
cutavach reiben des Herrn Ton Hay, Bischofs zu Königgrätz, an die Geist- 
lichkeit seiner Diöces über die Toleranz vom 20, Nov. 1781. Aus dem 
Lateinischen in das Deutsche übersetzt. Wien 1782. Abgedruckt in 
Schlözer's Staat sanzeigen I, 157 und bei P. Ph. Wolf [Anm. 8] S. 328. 
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land unzählige nützliche Bürger erhalten und die Wohlfahrt des 
Staates befestigen. Jedermann ist schuldig, dieser Verordnung 
zu gehorchen. Doch dürften einige sein, welche Gott ein ge- 
fälliges Wei'k zu thun glauben, wenn sie andern Religionsver- 
wandten durch bittere Co ntrovers predigten oder andere dem 
Gesetze des Christenthums zuwiderlaufende Vexationen ihre Mei- 
nungen aufdringen und die Bande der Liebe und Geselligkeit 
zerreissen. Aber dieses ist der Gei.st des Evangeliums nicht. 
Wir müssen Alles dulden, was Gott selbst duldet, allen Reli- 
gionsverwandten mit Liebe begegnen, Liebe predigen. Demnach 
sollen die Geistlichen: 

1. Sich aller Contro verspredigten, welche selbst den Katho- 
liken missfallen, enthalten. „In den Verhandlungen des heiligen 
Kirchenrathes zu Trient kommen nicht einmal die Namen Luther's 
oder Calvin's vor i erwähnt auch ihr sie nicht, sondern über- 
zeuget eure Schafe von der Wahrheit bloss durch Beweisgründe, 
denen man es ansieht, dass sie aus dem Munde eines Freundes 
kommen. " Dagegen sollen sie die Evangelien gehörig erklären, 
im katechetischen Unterricht die Glaubens Wahrheiten aus den 
Quellen der Offenbarung und der Erblehre der alten, gesund- 
denkenden heiligen Väter beweisen, die verehrungs würdigen, von 
der Kirche eingeführten Gewohnheiten und die frommen, vom 
Aberglauben und überflüssigen Menschen Zusätzen gereinigten Ge- 
bräuche erläutern. 

2. Niemand ein Buch unter irgend einem Vorwand weg- 
nehmen. Denn demjenigen, welchem die Freiheit des Gewissens 
und des Gottesdienstes gelassen wird, muss auch nothwendig 
Alles, was zu seinem Seelentroat und zu dem wahren Gottes- 
dienste, zu dem er sich bekennt, gehört, unversehrt gelassen 
werden. Finden sie in ihren Gemeinden Bücher, die von der 
Hofbüchercensur verboten sind, so sollen sie solches der welt- 
lichen Obrigkeit, die hierüber zu erkennen hat, anzeigen. 

3. Die Protestanten bei ihren Zusammenkünften, Gresang, 
Gebet und Andachten nicht stören, verdächtige Zusammenkünfte, 
auch der Katholiken, der weltlichen Obrigkeit anzeigen. 

4. Kranke Protestanten nicht unberufen besuchen. Wer 
Freiheit der Religion überhaupt hat. der hat auch Freiheit, in 
«einer Religion ungekränkt zu sterben. 
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5. Bei der Taufe protestantischer Kinder, ehe noch eigene 
Geistliche fiii- sie da sind, sich aller Formeln, welche bloss 
katholisch und den Glaubenssätzen der Protestanten entgegen 
sind (foramlis pure catholieis et dograatibus illorum direete con- 
trariis^, enthalten, und also nicht fragen: „Glaubst du an die 
römisch-katholische Kirche?" bei Begräbnissen, da die Prote- 
stanten an kein Fegfeuer glauben, die gewöhnlichen Gebete 
nicht beten; ihre Leichname oder auch die Lebenden nicht mit 
Weihwasser (dessen Gebrauch sie verwerfen) bespj-engen, das 
Crucifix nicht zum Küssen darreichen. 

6. Den Protestanten nach ihrem Tode eine Ruhestätte unter 
den übrigen Gläubigen so lange gönnen, bis der Kaiser etwas 
Anderes verordnen oder jene ihre eigene Begräbnissstelle haben 
werden. 

Zu drei, im Falle der spätem Meldung zum helvetischen 
Glauben befindlichen Bauern, die vertrauensvoll an ihn sich 
wendeten, sagte der Bischof Folgendes: „Ich habe, meine 
Freunde, beute an die Geistlichkeit meines Sprengeis den schrift- 
lichen Unterricht erlassen, wie sie sich deshalb zu v.erhalten habe. 
Ihr werdet wohl selbst leicht begreifen, dass man die Eeligion nicht 
wie ein Kleid ablegen und annehmen könne. Man muss wich- 
tige Gründe haben, um diesfalls eine Aenderung vorzunehmen. 
Der Kaiser will nur nicht, dass man hierin aus Leichtsinn oder 
unzulänglichen Gründen handle. Er will aber gleichwohl, das8 
man Niemand zwinge, und verlangt nicht, dass man sich zur 
katholischen Eeligion nur mit dem Munde bekenne. Ich habe 
meiner Geistlichkeit daher die Anweisung gegeben, sie solle die 
neu sich meldenden Nichtkatholiken sechs Wochen hindurch in 
den Stunden, wo diese Leute von ihrer Arbeit abkommen könnten, 
ohne in ihrer Nahrung oder Gewerbe gehemmt zu werden, eine 
oder zwo Stunden des Tages zweckmässig zu unterrichten, ihnen 
einen echten und gründlichen Begriff von dem katholischen GlaQr 
benssystem beizubringen trachten, in jenen Stunden sie ent- 
weder selbst besuchen oder zu sich kommen lassen. Nach dem 
Verlaufe dieser sechs Wochen sollten sie diese Leute, je nachr 
dem die Unterrichteten sich neuerlich erklären werden, entweder 
zur Ablegung des katholischen Glaubensbekenntnisses zulassen 
oder ihnen Zengoiss, dass sie bei ihrer Erklärung als Nichtr 
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katholikeil verbleiben wollten, ertheiien. Was nun hiernach der 
Kaiser mit den Nicht katholiken vorhabe, weiss ich nicht, meine 
Liebsten, allein davon bin ich überzeugt, dass er kein nnfrei- 
williges Glaubensbekenntniss verlangt."^"*) 

Von den Gegnern der Toleranz wurden dem Bisehof bit- 
tere Vorwürfe gemacht, als hänge er den Mantel nach dem 
Wind und als sei er in seinem Circularsehreiben viel weiter ge- 
gangen, als es die Toleianzediete mit sich brächten.''*) Vom 
Kaiser dagegen ward er über des Staatsrathes Kressel Anti-ag 
(28. März 1782) belobt, weil er seine Amtspflichten so richtig 
er&sst und so ganz im Einklänge mit dem Geiste des Toieranz- 
patentjj ausübe. 

Grösseres Aufsehen machte der Hirtenbrief des Fürstbischofs 
von Laibach Carl d . i . Johann Carl Graf Herberstein 
(-j- 1787).''"'') Der Kaiser als Landesherr habe die Aufsicht über 
das Aeuaserliche der Religion und die Kirchenzucht, und könne 
nach Massgabe des Wohles seiner Staaten Verordnungen in 
solchen Sachen treffen, wie Constantin der Grosse und viele 
nachfolgende Kaiser und Könige in (noch vorhandenen) Gesetzen 
gethan hätten. Der Bischöfe Macht, von Christus herkommend, 
ist gleich: jeder Bischof hat in seiner Diöcese ebensoviel zu 
sagen, als der römische in der seinigen. Denn in der Kirche 
besteht eigentlich nur ein einziges, allgemeines Bisthum, von 
dem jedem Bischöfe ein besonderer Antheil zur Aufsicht gebührt. 
Doch ist zur Erhaltung der Einigkeit ein Oberhaupt in der 
Kirche. Dieser Mittelpunkt der Einigkeit kann aber nicht im 
eigentlichen Verstände als allgemeiner Bischof angesehen werden, 
er hat auch in Ansehung anderer Bischöfe keine weitem Rechte, 
als jener Zweck mit sich bringt. Der Papst wacht und trägt 

'") Köster [Anm. 20, e] Jahrgang 1784, S. 913. 

*"•) Katholische Betracht uugen über das Circularsehreiben des Herrn 
von Hay, Bischofs Ton Königgrätz, an die Geiätlichieit seiner Djöces über 
die TolerttQz. Frankfurt 1783. Schreiben des Herrn Bisoliofes •«•••*••* 
an den Herrn Leopold von Hay, Bischof zu Königgrätz. ober das Dul- 
dangssysteni, Ans dem Wähclien übersetzt. Wien [Augsburg] 1783. 

»°'} Warzbach VIII, SU. — Hirtenbrief an die Geistlichkeit und das 
Volk der Loybaohischen Diöces, Von dem Bischöfe zu Laybach. Mit a, h. 
k. k. Genehmigung. Wien 1782. Abgedruckt in Acta h. e. nostri temporis 
IX, 113 nnd bei V. Ph. Wolf [Anm. 8] S. 334. 
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Sorge, dass die Bischöfe das Wesentliche, ohne welches die K«- 
ligion nicht bestehen kann, bewahren. Die Bischöfe müssen ihm 
hierin gehorsamen. Beobachten aber die Bischöfe ohnehin die 
ihnen von Gott aufgetragenen Pflichten, so bleibt seine Aufsicht 
über sie bloss ein freudiger Zeuge ihrer Rechtschaffenbeit. Das 
Mönehswesen ist eine menschliche Erfindung; es ist nicht von 
Christus geordnet, und die Kirche ist bei 300 Jahren ohne 
Mönche gewesen. Anfänglich standen die Mönche unter den 
Bisehöfen ; erst im XII. Jahrhundert kamen die Exemtionen auf, 
wodurch Verschiedene auswärtige Generäle und Obere zu Rom 
erhielten. Diesen Zusammenhang, welcher dem Ansehn der 
Bischöfe und dem Wohle des Staates nachtheilig ist, hat der 
Kaiser mit Recht abgeschafft. Die Ordensleute sind durch das 
beschauliche Leben auf der einen Seite z« nützlichen Geschäften 
nnthätig, auf der andern aber zu Zänkereien und Einmischung 
in weltliche Händel nur allzuthätig geworden. Der Religion sind 
Orden und Klöster entbehrlich. Wenn sie alle aufgehoben wür- 
den, so geschähe dadurch der Religion kein Eintrag. Fremde 
Religion3 verwandte sind zu dulden, da diese allerdings gute 
Bürger des Staates abgeben können und die katholische Religion 
nichts dabei zu befahren hat. Jeder hat das angeborene Recht, 
sich an die Religionspartei zu halten, die ihm nach seiner Ein- 
sicht und gewissenhaften Prüfung die wahre zu sein dünkt. 

Wenn damalige Gegner diesen Hirtenbrief bloss einen Wie- 
derhall der Febronianischen Grundsätze nannten^"*), so erblickt 
in ihm Sebastian Brunner unmuthiger eine förmliche Kriegs- 
erklärung gegen die kirchlichen Institutionen, ein ebenso trauriges 
als schmachvolles Denkmal jener Zeit. Pius VI. hat ihm ein 
Breve entgegengesetzt. Der Kaiser aber nahm diesen Kirchen- 
fürsten, der auch (1786) das Neue Testament für seine Diöcese 
übersetzen lieas, in seinen Schutz und gedachte sein Bisthum 
in ein Erzbisthum zu verwandeln. 

*"') Hirtenbrief an die Geistlichkeit und das Volk der LaybacJüachm 
Di6ces von dem Bischöfe zn Laybach. Mit unentbehrlichen Anmerknngen ' 
nach seinem ganzen Inhalt begleitet. Dem Engel der Kirche von L, schreibe 
OfTenb. Job. 3, 14. 2. Ä. 1783. Dem Fürstbischöfe von Laybach abgelegtes, 
öffentlich und aof richtiges Glanbenabekenntniss Hans Michels Vor wetz, 
einer landesfnrstlichen Hanptstadt im Herzogthnm Krain Bürgers. Gra- 
detzi 1TS3. 
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•er Bischof von Giirk aus dem Reichsfiirstlichen Hause 
Äuereperg d. i. Graf Joseph Franz Anton Auersperg, erklärte 
in seinem am 20. Februar 17iS2 erlassenen Hirtenbriefe-"*); 
Die Absichten des Kaisers sind gut und können selbst zum Vor- 
theil der katholischen Religion angewendet werden, wenn vor- 
gefasste Meinungen, welche die Menschenliebe verbannen und 
einen Verfolgungsgeist einflössen, abgelegt werden. Es ist auch 
gewiss, dass der Kaiser die katholische Keligion zu befördern 
und zu erweitem bedacht ist. Denn er verbietet die Verführung 
und hat auch dem Toleranzedict noch verschiedene Erläuterungen 
nachtragen lassen, um die Katholiken wider alle Verführung zu 
stärken und die Unkatholischen auf eine sanftmüthige Art von 
ihrem Irrthum zurückzubringen. Gewaltsame Bekehrungsmittel 
machen keine wahren Katholiken ; auch ist das der Weg nicht, 
den Christus vorgeschrieben hat. Die Geistlichen sollen also 
keinen Anstoss nehmen, sondern ihre Pfarrkinder belehren, sie 
zur Menschenliebe gegen ihre irrenden Brüder ermahnen und 
mit gut«n Beispielen aller Tugenden vorangehen. Sie sollen mit 
den Protestanten, auch mit ihren nach der Hand aufgestellten 
Fastoren nachbarliche Freundschaft unterhalten, sie besuchen 
und ihnen alle Gattung christlicher Liebeswerke erweisen, um 
sie desto leichter zu gewinnen. Christus ist mit Samaritern um- 
gegangen, die jedoch den Juden eben das waren, was den Katho- 
lischen die Akatholischen sind. Co ntro verspredigten haben gänz- 
lich zu unterbleiben. Auf die Abstellung mancher Missbräuche 
ist mit allem Eifer zu dringen. Die zu häufigen Bilder sollen 
vermindert, die Gebetbücher der Mechtildis und Gertrudis, die 
(schon längst verbotenen) Lucaszettel ''") etc. von dem Volk mit 
guter Art weggebracht, die Kocheimischen Schreckbilder vom 
Fegfeuer auf das strengste vermieden, am allerwenigsten aber 
die Kinder zu solchen Thorheiten angeleitet, Rosenkranz und 
Weihwasser nicht als unumgängliche Heilsmittel angepriesen wer- 



'""} Hirtenbrief über die dea Äugsbnrgiachen und Helvetischen Beli- 
gioQaverwandten, dann den nicht unirten Griechen gestattete christliche 
Toieranr im Jahr 1782 an die gesammte Bisthum GnikiBche Geistlichkeit. 
Klagenfurt 1792. Auszug bei Küster, Jahrgang 1782, S. 695, 

'■") Mit Sprüchen aus dem Evangelitun Lnca beschriebene Zettel. 
Vgl. über dieselben Nicolai [Anm. 8] V, 116. 
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den. Die Geistlichen sollen die etwa noch anklebenden möoch— 
artigen Vorurtlieile durch unparteiische Lesung guter Bücher ab- 
legen. Die Religion muss durch Tugend und Rechts chafFenheit, 
durch eine wahre Menschenliebe besonders gegen die Armen be- 
wiesen werden, worin es zu wünschen wäre, dass es uns die 
Protestanten nicht gar weit bp\oithun mochten. 

Auch dieser milde, woldmeinende Hirtenbrief ward vom 
Kaiser als mit seinen Absichten panz übereinstimmend bezeichnet. 

Der Erzbischof von Salzburg Hieronymua Joseph d. i. Hie- 
ronjTnus Joseph Franz de Paula Collnredo-Mansfeld (f 1812) 
empfahl in seinem berühmten Hirtenbriefe vom 29, Juni 1782'") 
gleichfalls die Toleranz gegen Brüder, die über den einen oder 
den andern Religionapunkt anders denken, und sprach sieh gegen 
die übertriebene Pracht in den Kirchen, gegen die unschicklichen 
Bilder im Hause des majestätisch ernsthaften Gottes und gegen 
die Menge müssiger Messpriester aus, welche das all erheil igst e 
Altarsgeheimniss zu einem ärgerlichen Gewerbe raissbrauchen. 
„Mit möglichster Genauigkeit, geliebte Freunde und Mitarbeiter, 
entfernt von euerem Unterrichte Alles, was nicht strenge Prü- 
fung aushalten kann. Die Priester des Heidenthums trieben mit 
allem Eifer die abscheuliche Kunst, das arme unwissende Volk 



'") Sr. Hochfürstl. Gnaden, des hochwördiesten Herrn, Herrn Hiero- 
Bymus Joseph, Erzbischof und des H. R. Reichs Fürsten za Salzburg, des 
heil. Stahls zn Rom gebomen Legaten und De.iitachlands Primaten etc. 
Hirtenbriefe, gesammelt und auf die am 1. Herbatmonat dieses 1782. Jahres, 
nach zurückgelegtem 12. Jahrhundert, eintretende Jubelfeier Salzburgs 
Beinern grossen gnädigsten Wohlthäter als ein Opfer der ehrfurclitsvollsten 
Dankbarkeit dargebracht von dem Waisenhause dahier. Sakbni'g 1782. 
Auch abgedruckt in Acta h. e. nostri temporis VllI, B97 und bei P. Ph. 
Wolf [Antn. Sj S. 348. Ein Änszug desselben findet sich auch in folgender 
Schrift : Hirtenbrief des Bischofs [Scipio von Ricci] ^u Pietoja und 
Prato an seine unterhabende Pfarrer bei Gelegenheit, wo er denselben eine 
landesherrliche Verordnung Sr. lt. Hoheit des Orossherzogs wegen der 
Gemeinsammlnngen kund machet, und zugleich den Pastoralunterricht Sr. 
Hochförstl. Gnaden des Fürsten von CoUoredo, Erzbischofens in Salzburg, 
mittheilt und empfiehlt. Pistoja 1783. Aus dem Wälsohen übersetzt. Salz- 
burg 1783 Dagegen Gedanken eines Landdechants über den Hirtenbrief 
von Salzburg Mattli •> 13. Pressburg und Freistadt 1783. Gründliche 
Anmerkung in bedenklichea Fragen über den erzbischöflichon Salzbur- 
gischen Hirtenbrief vom 29. Bcachmonata 1782. Von E. A. P ♦*', 178 
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^ tlurch ihre fabeJhaften Götterlehren und Erfindiinjten immer tiefer 
in den Aberglauben hineinzuführen, und dann in dieser dicken 
Finaterniss Alles was Bequemlichkeit, Wohlleben und Ehre ge- 
währen kann, an sich zu reissen ; aber das Christenthnm scheut 
und verbietet die Prüfung nicht, sondeni fordert sie vielmehr. 
Sobald es gewiss ist, daas Gott so oder so gesprochen oder ge- 
oiTenbart habe, mag kein Zweifel mehr statt haben ; aber dies 
ist eben der Gegenstand der Untersuchung, ob wohl dieser Satz, 
jene Behauptung, jeiie Lehre Wort Gottes und Offenbarung sei. 
Und hierüber kann der denkende Christ allerdings Beweise, 
Ueberzeugung und Beruhigung fordern. — Ihr müest die euch 
Anbefohlenen in der Lehre befestigen und gegen alle Zweifel 
verwahren, nicht dadurch, dass ihr selbige in die Labyrinthe 
der Streittheologie hineinführt und darin irren lasset, sondern 
dass ihr, bei sorgföltiger Unterscheidung der Offenbarungen von 
menschlichen Vemunftschlüssen, der Glaubenslehren von Systems- 
wahrheiten, des Wesentlichen vom Zufälligen, göttlicher Befehle 
von Disciplinar Vorschriften, durch lichtvolle und praktische Dar- 
stellung der grossen Wahrheiten des Christenthums ihnen ihre 
heilige Religion zum angelegentlichsten Gegenstand ihres Den- 
kens und zur unab weichlichen Richtschnur ihres Thuns macht. 
Nichts wird bei diesen Bemühungen dem mit Klugheit eifrigen, 
redlichen und aufgeklärten Seelsorger besser zu statten kommen, 
als wenn er bei seiner Gemeinde das fleissige Lesen der Bibel, 
besonders des Neuen Testamentes, allgemeiner macht, zugleich 
aber auch zu derselbigen richtigem Verstehen und erbaulichem 
Gebrauche den Weg erleichtert. Was diesfalls ein grosser Monai-ch 
vor einem Jahr gethan hat, ist auch von uns bereits vor mehreren 
Jahren geschehen, da wir zur Beförderung des Bibellesens unter 
dem gemeinen Volk eine Ausgabe des Neuen Testamentes für 
nichtstudirte Christen nach den besten vorhandnen Uebersetznngen 
besorgen Hessen : in voller Ueberzeugung, dass zu dieser imer- 
schöpflichen Goldgrube alles christlichen Wissens der Weg nicht 
genug geebnet und erleichtert werden kann ; dass, wenn einmal 
das Bibellesen allgemeiner wird, der gemeine Mann auch bald 
heller denken und aufgeklärter werden, an Vorurtheilen und 
Aberglauben nicht mehr so sehr kleben, und dass auch die all- 
gemeine Cultur mit der sich ausbreitenden bessern Bekanntschaft 
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mit der Bibel gleichen Schritt halten werde: das*, wenn d( 
der gemeine Mann leichter und kürzer durch Auctorität 
durch Raisonnement geleitet werden kann, allemal die Mach! 
sprUehe und Auctorität Gottes das vorzüglichste Mittel seien, 
jenen zu allem Guten zu leiten." Geistliche nnd mediciniscbe 
Quacksalbereien, alberne Legenden, Hexen- und Gespenstermäbi*- 
cben sollen entfernt, das am Vorabend des St. Jobannisfestes 
angefangene und bis früh Morgens um 4 L'hr fortgesetzte Hexen- 
läuten abgeschafft weiden. „Es wäre sehr zu wünschen, ja fast 
nothwendig, dass ein Seelsorger nebst den für seinen Stand ins- 
besondere gehörigen Kenntnissen, in der Psychologie, im Natur- 
rechte, in der Gesundheitslehre und besonders in der Diätetik, 
in der Landwirthschaft-, in den Landesgesetzen, in der Natur- 
lehre und in der Naturgeschichte nicht gemeine Einsichten 
besässe."^'^) Es ist eine heidnische Einbildung, dass Gott an 
freiwilligen Selbstpeinigungen WohlgefaUen habe. Dadurch wird 
die Busse zu einer leiblichen Uebung gemacht, die wenig nutz 
ist. — Es ist allemai besser, statt der überflüssigen Freigebig- 
keit gegen die Heiligen im Himmel, statt der allzuhäufigen Opfer 
auf Messen für Abgestorbene mehr die Mildthätigkeit des gut- 
thätigen christlichen Volkes auf wahrhaft arme nothleidende 
Nebenmenschen hinlenken. 

Der Kaiser Hess diesen Hirtenbrief in zahlreichen Exem- 
plaren in seinen Erblanden verbreiten. „So hat noch kein Bischof 
gesprochen!" war die allgemeine Stimme. 

Ebenso erliess der Fürstbischof von Brixen Joseph Philipp 
Graf von Spaur (f 1791)^'^) bei Mittheilung des Toleranz- 
patentes an die Geistlichkeit seines Sprengeis am 21, März 1782 
ein erbauliches, den allerhöchsten Absichten angemessenes Schrai 
ben, wofür ilim am 22. April das kaiserliche Wohlgefallen ai 
gesprochen wurde. 

Mit besonderer Bereitwilligkeit gingen die italienischen'' 
Bischöfe auf die Toleranzbestrebungen des Kaisers ein. Der 
Bischof von Padua ermahnte seinen Clerus, die kaiserlichen 
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*") Denselben Wnnsch. sprachen unter den Protestanten C. F. 
Bahrdt in seiner Schrift -Ueber das theologische Stndium auf Univer- 
sitSten" (Berlin 1786) tind Campe ans. 

"') WurzbRch XXXVI. lOS. 
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Decrete auszuführen, die Andersgläubigen nicht dui'ch Wort und 
That zu reizen, sich vielmehr Mühe zu geben, die Anhänger 
einer fremden Religionsgemeinschaft in christlicher Milde aufzu- 
nehmen, dieselben durch Darbietung gegründeter Lehre und gutes 
Beispiel zur Erkenntniss des Lichtes, zur Einheit im Glauben 
und zui- gewissen HeüshofEnnng anzulocken. Der Bischof von 
Feltre liess eine Eneyklica ausgehen des Inhaltes, der Cleriis 
möge ganz und gar keinen Anlass zu Streitigkeiten im Glauben 
geben, ja dieselben sorgfiiltig venneiden, gegen die Irrenden sich 
liebevoll benehmen, sieb beleidigender und ungeziemender Beden 
gegen die Andersgläubigen enthalten, mit Lehre und Beispiel, 
wie es das Amt eines Seelsorgers ist, das Volk in der wahren, 
katholischen, alleinseligmachenden Religion befestigen undirrende 
zurückzuführen suchen. Der Hirtenbrief des Bischofs von Verona 
Johann Morosini vom 4. Januar 1782, welcher sich gegen 
die Zulassung päpstlicher Ablässe und General absolut! onen aus- 
sprach, wenn sie nicht vom Ordinarius eingesehen, ihr Grund 
gutgeheissen und das k, k. Placet zu ihrer Bekanntmachung 
und Vollziehung eingeholt worden ist, auf die Abstellung ver- 
schiedener Missbräuche drang und mit den Worten schloss ; „die 
Stunde ist gekommen, da wahre Anbeter den Vater im Geist 
und Wahrheit anbeten werden," wurde durch kaiserliche Ver- 
ordnung vom 20. Februar 1782 den Herren Ordinariis zur Ein- 
sieht mitgetheilt.^") Der Bischof von Mantua Johann Baptist Graf 
von Pergen (f 1807) empfahl in seinem Hirtenschreiben vom 
29. Januar 1783 die Verfügungen seines Monarchen zur genauen 
Befolgung, zumal auch der Papst mit den Reformen des Kai- 
sers übereinstimme. In der That soll der Papst bezüglich des 
Toleranz patentes dem Kaiser erklärt haben, er würde in der 
gleichen Lage dasselbe, gethan haben. 



Kaiser Joseph ist wie ein Weiser und Held dem Tode ent- 
gegengegangen, nur ein wenig gekränkt, durch so viel Lebensplage 
so wenig Glückliche und so viel Undankbare gemacht zu haben. 



'■*) Hirtenbrief des Bischofs von Vfirona an die Pfarrer und Gemein- 
den Beines Kirchengebiet.s in den zwei Vicariaten Avio und Bretonico in 
Tirol, lieber die Aufhebung einiger falschen Klosterandachten. Wien 1782, 
Auch abgedruckt in der Trattn er' sehen Sammlung [Anui. 20, h] I, lö3. 
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est, annoB si spectas, vita Josephi! 
Eins at in gestia saecula tota videa. 
Jüseph's Lebe» war kurz, falls nur die Jahre Du ansiehst, 
Bückst auf dia Thnten Du liin, hat er das längste gelebt. 

Zwei Tage vor seinem Heimgang (am 18. Febmar 17! 
er sein tragisches Geschick mit den schmerzlichen 
Worten: „Nun sehe ich, dass der Allmäehtige noch bei meinen 
Lebzeiten alle meine Werke zertrümmert." Dennoch das Patent, 
durch welches „Oeaterreich in die Beihe jener Staaten eintri 
in denen der Werth des Bürgers nach seiner PflichterfüUi 
gegen den Staat und nicht nach seinem Glaubt 
wird," ist der Zertrümmernng nicht anheimgefallen. Die Todteli»- 
feier zn Wetzlar, dem Sitze des kaiserliehen Reichskammer» 
gevichts, welche Katholiken, Lutheraner und Reformirte sammt 
ihrer Geistlichkeit am 26. März in der Franz iskanerkirche, wo 
Eulogius Schneider, und am 28. März in der lutherischen Stadt- 
kirehe, wo OberpfaiTer Gerhard Reuss parentirte, vereinigte, 
ward zum Huldigungsfeste der Grossthat des verewigten Mon- 
arehen. Der Genius der Toleranz legte noch einen Ehrenkranz 
auf das Castrum doloris ihres kaiserlichen Beschützers. 

Sein Nachfolger auf dem Throne, Leopold H., erklärt« auf 
eine Petition der böhmischen Stände um Mässigung einzelnes 
Toleranzgesetze, dass, so wie es in allen übrigen deutsehen 
Ländern geschehen ist, auch im Königreich Böhmen das Toleranz- 
wesen überhaupt in statu quo verbleibe, und sollen die Stände 
zur Fortsetzung der Ruhe und Eintracht zmschen verschiedenen 
Glaubensvei-wandten und zu Hintanhaltung jener Spaltungen 
sorgsam mitwirken, die dem Königreiche in älteren Zeiten manche 
Unglücksfälle zugezogen haben."*) Nur als ein immerwährendes 
Constitution smässiges Gesetz könne das Toleranzgesetz nicht 
angenommen werden, da vermöge Landesverfassung die katho- 
lische Religion allein die dominante ist und nur durch Duldung 
dermalen den Akatholiken gestattet wird, ihren Gottesdienst 
auszuüben, jede Duldung aber bloss von dem Gutbefinden des 
Gesetzgebers abhanget, wie lange er solche belassen will.*'*) 

"')-HoHecret t 
'^«) Hofdeci'rt v 
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Die protestantischen Consistorien wurden confimiirt, am 
18. April 1790 die Huldigiings- und Dankpredigten gehalten. 

Im Jahre 1794 wurde einem deutschen Blatte^") aus 
Oesterreicli berichtet: „Unsere Lage in Absicht auf Religions- 
. und Gewissensfreiheit ist seit dem Tode des Kaisers Joseph bis 
auf diese Stunde unverändert dieselbe. Wir wissen von keinen 
Bedrückungen und lästigen Einschränkungen. Wir geniessen 
des Schutzes der Regierung im vollen Masse. Es hat zwar hie 
und da nicht an Versuchen gefehlt, der Toleranz einen Streich 
zu versetzen, aber sie sind bis jetzt alle fruchtlos geblieben. 
Wenn wir selbst nur unter uns Buhe und Eintracht erhalten, 
so scheint bis jetzt von Aussen her nichts für uns zu fürchten 
zu sein." In einem späteren Berichte heisst es: „Auch unter 
der jetzigen Regierung beharret man, was Religionsangelegen- 
heit betrifft, noch immer in der Hauptsache bei den Einrich- 
tungen des Kaisers Joseph. Die Akatholiken haben keineswegs 
Ursache, über Intoleranz zu klagen, wenigstens wird ihnen von 
der Landesregierung nichts in den Weg gelegt; sie werden viel- 
mehr von derselben bei jeder Gelegenheit gegen ungerechte An- 
griffe von einzelnen Zeloten und übertriebenen Eiferern nach- 
drücklich geschützt." Als Beweise dafür werden angeführt das 
auf Beschwerde der Consistorien erfolgte Verbot einer Schrift 
des k. k. quiescirten Professors Leopold Alois Hoffmaun (früher- 
hin als ein um die katholische Aufklärung verdienter Mann 
öffentlich gepriesen, in der Folge zu den berüchtigtsten Schrift- 
stellern Deutschlands gerechnet ^'^), worin er die Protestanten 
sehr anzüglich behandelt, insbesondere grosse Schmähungen 
gegen Luther und seine Grundsätze aiisgestossen hatte; die Er- 
richtung einer gemeinschaftlichen Schulanstalt für die Jugend 
augsburgi scher und helvetischer Confession in Wien, welche die 

''') Aiinalen der neuesten theologischen Literatur, 1794. S. 479. 492, 
»") ■Wnrzbacli IX, IGl. Die verbotene Scliritl Hoffmann's führt 
den Titel : ,Höchstwic}itige Erinnerungen zn seiner Zeit, über einige der 
Blletemathaftesten Angelegenheiten dieses Zeitalters". Wien 1794. In der- 
selben werden die Protestanten als Aufruhrer und Rebellen, die protestan- 
tischen DniTersitäten als die Nester dargestalft, darauB das Drachen- uaid 
Krötengifl rastlos dampft. Von Luther wird gesagt, dass er katholische 
■Zndit in' Zuchtlosigkeit, Klöster der Frömmigkeit in Häuser des Priapus 
umgewandelt habe. 
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Landesregierung nicht nur ohne Anstand erlaubte, sondern b( 
den Gemeinden auch als ein Verdienst anrechnete^'*); endlich 
die nngehinderte Berufung von Ansiändern in den evangelischen 
Kirchendienst in den k. k. Staaten. ^Wo wollte man die Sub- 
jecte anch hernehmen , da wahrscheinlich noch manches Jahr 
verstreichen wird, ehe auf den inländischen Universitäten luthe- 
risch-theologische Lehi'stühle errichtet werden dürften, und noch 
längere Zeit wird erforderlieh sein , ehe diese taugliche und 
brauchbare Männer liefern. Franken und Schwaben bleiben noch 
immer die Pfianzsehulen far unsere protestantischen Predij 
und Schulmeister." 

Aber die Zeit lag doch nicht so fern, wo der 6Van( 
theologischen Wissenschaft in Oesterreich eine Stätte bereitet 
wei'den sollte. Durch politische Verhältnisse veranlasst, begannen 
die Verhandlungen 1806 und kamen zum Abschluss durch die 
kaiserliche Entschliessung vom 25. September 1819: „dass zu 
Wien ein vollständiges Studium für die Religionsverwandten A. 
und H. C. hergestellt werden solle. " '"'') Und wie dieses, so 
hat nnsere Kirche noch anderer Wünsche Erfüllung gesehen, 
die unsere Väter vor hundert Jahren kaum zu hegen wagten. 
Am Tage der grossen Erinnernng, an welchem wir dankerfüllt 
zurückblicken auf Kaiser Joseph, geziemt es sich, auch seines 
Werkes Krönimg zu gedenken. 

Da.s Wort der Duldung war ein grosses und hat Den, der 
es zu seinen Völkern sprach, unsterblich gemacht. Dennoch, 
dass sie eben nur geduldet waren, es musste im Verlaufe der 
Zeit die Evangelischen schmerzlich bei-ühren, um so mehr, je 
ti-euer sie an ihrem Oesterreich hingen. Dieser Schmerz ward 
von ihnen genommen. Unsere bis dahin nur tolerirte Kirche 
ist eine gesetzlieh anerkannte geworden. Die volle Freiheit dee 
evangelischen Bekenntnisses und die bürgerliche und politische 
Gleichberechtigung seiner Bekenner, sie sind für alle Zeiten ge- 
währleistet. An die Stelle des Toleranzpatentes ist das Prote- 
stanten-Patent vom 8. April 1861 getreten. Diese hochgehal- 

i;n evangel. Schulen 
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nger, Geschichte der verei 
Wien von 1794—1870. Wien 1872. 

"°) G. Frank, Die k. k. evangeUsch-theoIogische Fficultüt 
1 ihrer Gründung bis znv Gegenwart. Wien 1871. 
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tene Magna Charta des Protestantismus in Oesterreieh, welche 
eine neue Epoche in seiner Geschichte bezeichnet, ist die grosse 
That Sr. Majestät, unseres jetzt regierenden Kaisers. Darum 
Oesterreichs Protestanten preisen und werden preisen die ewige 
Vorsehung, welche zwei erhabene, grosse Namen ihnen zum 
Segen gesetzt hat, Kaiser Joseph II. und Kaiser Franz Josaf I. 
Dieses Doppelgestim wird immerdar leuchten an ihrem Himmel 
und allezeit ruhmvoll genannt werden in den Büchern ihrer 
Geschichte. 



ANHANG- 



Personaistand 

der k. k. evangelischen Consistorien und des k. k. evangelischen 

Oberkirchenrathes ^) von 1785 — 1881. 

Fräsideuten. 

1. Graf Auersperg, Stadthauptmann von Wien, 1785 ernannt, 

aber nicht activirt [S. 108]. 

2. Jakob Freih. von Wöber, Regierungsrath , 1785—1792 

(a. h. enthoben). 

3. Joseph Anton von Paradis 1792—1808 (f). 

4. Andreas von Stock, Regierungsrath, 1808—1812 (f). 

5. Karl Freih. von Werner, Regierungsrath, 1812 — 1840 (trat 

im 86. Lebensjahre in den Ruhestand). 

6. Anton Taulow Bitter von Bosenthal, Regierungsrath, 

1841—1845. 

7. Andreas Graf Hohenwarth- Gerlachstein, Regierungsrath, 

1845 — 1846 (ging nach Laibach). 

8. Maximilian Freih. von Werner, Regierungsrath, 1847 bis 

1859 (provisorisch 1846). 



*) Durch §. 8 des kaiserlichen Patentes vom 8. April 1861 erhielten 
die k. k. Consistorien die Benennung k. k. Oberkirchenrath. 



— 153 — 

9. Joseph Andreas Zinunerinaim 1859 — 1874 (pensionirt), 
erster Präsident evangelischer Confesaion'), früher Hof- 
rath im k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht. 
10. Conrad Freih. Schmidt von Altenheim, früher Comes der 
sächsischen Nation in Siebenbürgen, seit 1874.*) 



1 

^^^R Johann 



Consistorinl- und Oberkircheni^the. 

Geistliche Räthe A, C. 
I. Ordentliclie Büthe. 



Johann Georg Fock, Superintendent und erster Frediger 
Ä. C. in Wien, 1785—1796 (f 1835 als dänischer Con- 
istorialrath und Propst in Kiel).') 

2. Johann Joachim Suaemihl, Superintendent und erster Pre- 

diger A. C. in Wien, 1796—1797 (f). 

3. Johann Samuel Kaltenstein , Superintendent und erster 

Prediger A. C. in Wien, 1797—1805 (f). 

4. Johann Wächter, Superintendent und erster Prediger A. C. 

in Wien, 1806—1827 (f).*) 

5. Emat Pauer, zweiter, seit 1839 erster Prediger A. C. in 

Wien, 1834 — 1845 (in dieaem Jahre wurde er, unter Bei- 
behaltung von Sitz und Stimme im Consistorium, zum 
Superintendenten ernannt). 

6. Andreas Bitter von Gunesch, zweiter Pfarrer A. C, in Wien, 

1845—1867.*) 

7. Gustav Frank, Dr. und ordentlicher Professor der Theologie 

in Wien, seit 1867. 

*) GemSss §. S de« ktLiserlichen Patentes vom 8. April 1861. — 
Vgl. E. T. Friedenfels, Joseph BedenB yon Scharberg. Beitrag zur Zeit- 
geschichte Siebenbürgens im XIX, Jahrhundert. Wien 1877. 11, 239. 

') Warehach XXX, 230. [Hier manches unrichtige.] E. v. Ftie- 
denfels a. a. 0. n, 282. 

') Waldan [Anm. 20, m] n. 518 f. 

*) J. G. W enrich. J. Wächter als Mensch, als Diener des Staates und 
der Kirche. Wien 1831. 

°) J. Transch. Schriftsteller-Lesilion oder biographisch-literarische 
Denkblätter der Siebenbürger Deutscheu. Kronstadt 18iii^— 71. II. 45. 
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IL Mittelsräihe und (seit 1867) ausserordentliche Mitglieder. 

1. Ernst Friedrich Andreas Cnopf, zweiter Prediger A. C. in 

Wien, 1785—1789 (t).^ 

2. Georg Christian Samuel Schmidt, zweitier Prediger A. C. 

in Wien, 1789—1796 (f 1820 als Superintendent zu 
Burgbemheim im Fürstenthum Baireuth).^) 

3. Johann Samuel Kaltenstein 1796—1797. 

4. Johann Wächter 1797—1806. 

5. Jakob Glatz, zweiter Prediger A. C. in Wien, 1806 bis 

1831 (t).3) 

6. Ernst Pauer 1831 — 1834 (provisorischer geistlicher Consi- 

storial-Referent). 

7. Andreas Ritter von Gunesch 1836 — 1845 und (in Folge 

der Reorganisation des Oberkirchenrathes) 1867 — 1875 (f). 

8. Heinrich August Stählin ^ Dr. und ordentlicher Professor 

der Theologie in Wien, 1846—1861 (f).^) 

9. Gustav Porubszky, Dr. Th. und erster Pfarrer A. C. in 

Wien, 1876 (f).^) 
10. Georg Eanka, erster Pfarrer A. C. in Wien, seit 1877. 

Weltliche Räthe A. C. 

1. Maximilian Freih. von Calisch 1785—1786) beide gingen 

2. Ernst von Bludowsky 1785—1786 (Beisitzer) p''^^£.^''^''' 

3. Johann Andreas von Wielandt 1786—1801 (f). 

4. Johann Christian von Engel 1801—1814 (f).«) 

5. Conrad Freiherr von Gtäjrtner 1815 — 1818 (resignirte und 

starb als Hofrath 1849). 



*) Wald au [Anm. 20, m] ü, 505. J. G. Fock, Einige Charakterzüge 
des seligen Herrn E. F. A. Cnopfs [Beyer's Magazin für Prediger I 
(Leipzig 1789), V, 93—99]. H. Doering, Die gelehrten Theologen Deutsch- 
lands I, 259. 

3) Rüii^ka [Anm. 138] S. 123 «f. 

8) J. G. Wenrich, Jakob Glatz. Wien 1834. Wurzbach V, 207. 
G. Frank in der Allgemeinen deutschen Biographie IX, 219. 

*) G. Frank [Anm. 220] S. 34. M. Taufrath, Nachrichten über 
die k. k. evangelisch-theologische Facultät in Wien. (Wien 1871) S. 14. 

5) G. Roskoff, Zur Erinnerung an Dr. G. Porubszky. Wien 1876. 

•) Wurzbach IV, 47. Krones in der Allgemeinen deutschen Bio- 
graphie VI, 115. 
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6. Dr. Friedrich Heinrich KrauBsenek 1818—1840 (f 1843). 

7. Sigmund von K61er 1841-^ 1858 (f).^) 

8. Samuel BeU 1858—1865 (f). 

9. Dr. Martin Schenker 1867—1875 (t).^) 
10. Dr. Eugen von Trauschenfelß seit 1876.^) 

Geistliche Käthe H. C. 
/. Ordentliche, 

1. Karl Wilhelm Hilchenbach, Superinteodent und Prediger 

H. C. in Wien, 1785—1816 (f). 

2. Justus Christoph Georg Hausknecht, Superintendent und 

erster Prediger H. C. in Wien, 1818—1834 (f).^) 

3. Gtottfried Franz, Dr. TL, SuperintiBudent und erster Pfarrer 

H. C. in Wien, 1835—1867.5) 

4. Hermann von Tardy, Dr. Th., seit 1867. 

• • . . 

//. Ausserordentliche, 

1. Dr. Gottfried Franz (in Folge der Reorganisation des Ober- 

kirchenrathes) 1867—1873 (f). 

2. Karl Alphons Witz-Stöber, Dr. Th. und erster Pfarrer H. C. 

in Wien, seit 1875. 

Weltliche Käthe H. C. 

1. Samuel von Nagy 1785—1798 (ging nach Ungarn). 

2. Joseph von Vit6z 1798—1816 (f). 

3. Stephan Szüts von Tasn&d 1817—1834 (f). 

4. Dr. Jakob von Jenny 1834—1871 (f). 

5. Dr. Emü Franz seit 1875. 



1) Wurzbach XI, 138. 

2) Protestantische Kirchenzeitung. Jahrgang 1875, S. 1018—1021. 
8) Trausch a. a. 0. III, 421. 

*) F. Schauer, Lebensgeschichte des Herrn J. Chr. G. Hausknecht. 
Wien 1834. 

*) G. Trautenberge r, Zuna Andenken an den Superintendenten 
Dr. Gottfried Franz. Brunn 1873. G. Frank in der Allgemeinen deutschen 
Biogi-aphie VII, 316. 
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Snperinteiideuteii 

im Amtsbereiche der k. k. Consistorien und des k. k. evangel. 

Oberkirchenrathes von 1783—1881. 

/. Der Wiener (inner- und nieder österr,) Supet^ntendenz A. C. 

1. Johann Georg Fock 1783—1796 (f 1835 in Kiel). 

2. Joachim Susemihl 1796—1797 (f). 

3. Johann Samuel Kaltenstein 1797—1805 (f). 

4. Johann Wächter 1806—1827* (f). 

5. Christian Heyser, erster Prediger A. C. in Wien, 1834 bis 

1839 (t). ") 

6. Ernst Pauer 1845—1861 (f). 

7. Andreas Ritter von Gunesch 1862—1875 (f). 

8. Karl Bauer, Pfarrer zu Tressdorf in Kärnten, seit 1877. 

//. Der oberösterreichischen Superintendenz Ä, C. 

1. Johann Christian Thielisch in Seharten 1783—1827 (f). 2) 

2. Dr. Johann Steller in Thening 1832—1854 (vorher Super- 

intendentur- Verweser ; f im Ruhestand 1857).^) 

3. Johann Theodor Wehrenfennig in Goisern 1855—1856 (f). 

4. Erich Martin Sääf, Ritter von Norden, in Scharten, 1857 bis 

1880 (t). 

5. Jakob Ernst Koch, Pfarrer in Wallern, seit 1880. 

IIL Der böhmischen Superintendenz A. C, 

1. Johann Laho in Kreutzberg 1784 — 1785 (ging nach Ungarn). 

2. Johann Barott in Haber 1785 (deprecirte). 

3. Stephan Leschka in Krischlitz, Krabschitz, Prag 1786 bis 

1798 (ging nach Ungarn). 

4. Johann Christoph Friedrich Götschel in Prag 1798— 1799 

(f 1812 als Hauptpastor in Eutin).^) 

5. Karl Franz Hoenicka in Hermannseifen 1800 — 1807 (f). 



») J. T rausch a. a. 0. II, 161. 

«) Waldau II, 568—71. J. 0. Trautenberger, Gedächtnisspredigt. 
Zum Andenken an Se. Hochwürden den Herrn J. Chr. Thielisch. Linz 1829. 

•) [Johann Geyer] Kurzer Lebensabriss und Begräbnissfeier des 
hochwürdigen Herrn J. Steller. Linz 1857. 

*) RftÄiöka [Anm. 138] S. 128—139. 
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6. Michael Oottlieb Seihm in Prag 1807—1828 (f).') 

7. Joseph Kreytachy in Prag 1829—1844 (f). 

8. Hermann Procop Kriatufek in Opatowitz 1845 — 18ß3 

(f l>f73). 
a. Jakob Benesch in Prag 1863—1873 (f). 
10. Daniel Theophil Molnär in Prag seit 1874. 

IV. Der inähi-.-scUes. (bis 1804 auch galiz.) Superintendem A. C. 

1. Traugott Bartehnus in Teschen 1784—1809 (f).'-') 

2. Johann Georg Schmitz in Bielitz 1810—1825 (f). 

3. Andreas PauUni in Bystritz 1827—1829 (f). 

4. Johann Georg Lumnitzer in Brlinn 1830—1864 (f). 

5. Karl Samuel Schneider in Bielitz seit 1864.^) 

V. Der walisischen (Lemherger) Super intendenz A. C. 

1. Joseph PauUnI in Lemberg 1804—1806 (t). 

2. Samuel Bredetzky in Lemberg 1808—1812 (f). 

3. Samuel Fuchs in Lemberg 1813—1817 (f). 

4. Priedrich Wilhelm Stockmann in Lemberg 1819—1831 (f). 

5. Adolf Theodor Haase in Lemberg 1835—1870 (f). 

6. Jakob Hönel in Biala seit 1871. 

VI. Der Ascher Superintendem A. C. *) 
Traugott Alberti in Asch seit 1870. 

VII. Der Wiener (nieder- und innerösterr.) Superintendem H. C. 

1. Karl Wilhelm HUehenbach in Wien 1785—1816 (f). 

2. Justus Hausknecht in Wien 1818—1834 (f). 

3. Dr. Gottfried Franz in Wien 1838—1873 (j). 

4. Dr. Karl Erhard Buachbeok in Triest seit 1875. 



') Rftüfika, S. 140—148. 

>) DenkBclirift zai öffentlichen Feier des am 24. Mai 1809 ein- 
tretenden hundertjährigen Jubiläums der Gnadenkirohe A. B. vor Teschen. 
(Bräun). S. 38. 

I') Selbstbiographie unter dem Titel: Erzählungen eines alten Pastors 
«xs seinem Leben. Bielitz 1880. 
*) Asch bildete früher einen eigenen Consistorialbezirk. und wurde 
«rst 1870 als eine besondere Superintendenz dem Amtsbereiche des k. k. 
Oberkirchenrathes einverleibt. 
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VIII, Der böhmischen Supetnntendenz H. C. 

1. Franz Eoväcs in Velim 1785 — 1788 (ging nach Ungarn). 

2. Samuel Szüts in Cerma, SemtöS, Vysokd u. Chleby 1788 bis 

1798 (ging nach Ungarn). 

3. Georg Fazekas in Kgel 1798—1810 (ging nach Ungarn). 

4. Ladislaus Baka in Hofatev 1810 (erst Superintendentur-Ver- 

weser) bis 1820 (f). ') 

5. Mathias KubeS in Kgel 1820—1855 (f). 

6. Franz Filipy in Cerma und Lysa 1857—1861 (f). 

7. Johann Vesel^ in Kloster seit 1863. 

IX. Der mährischen Superintendenz H, C. 

1. Michael Bla2ek in Ingrowitz 1785—1827 (f). 

2. Georg Opoöensk^ in Ingrowitz 1829—1842 (f). 

3. Samuel von Nagy in Wannowitz 1842—1863 (f). 

4. Johann Beneg in Wannowitz seit 1863. 



*) H. z Tardy, Historie evangelicko-reformovanöho Sboru Hofa- 
tevskeho. Ve Vidni 1868. S. 12 f. Vgl. auch ^K d^jinäm ev. cirkve v Cechäch." 
Seps. H. z Tardy. 1863. „Pamätka slavn. roku 1863", wo über die böh- 
mischen Superintendenten Kovdcs (auf S. 165 und 236), Szüts (S. 195), 
Fazekas (S. 169 und 256), Baka (S. 179), und über den mährischen Super- 
intendenten Blaiek (S. 237 und 255), Nachrichten sich finden. 
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